
M
an möchte es nicht
glauben: Die am Ende
so zentralistische FDP
wurde nach 1945 de-
zentral und regional
differenziert gegründet.

Das lag an den unterschiedlichen Lizenzie-
rungspolitiken der Alliierten und an der di-
vergierenden politischen Ausrichtung der Li-
beralen in den Regionen. Während diese im
Südwesten eher „demokratisch“ – also
„links“ – waren, sammelten sich beispielswei-
se in Hessen und in Nordrhein-Westfalen
eher „Nationalliberale“. Innerparteilich war
die FDP anfangs vielfältig. Trotz dieser Diffe-
renzen wurde sie von 1949 bis 2013 immer
wieder in den Bundestag gewählt. 
Die Fünf-Prozent-Sperrgrenze war der FDP
ursprünglich ganz recht, hielt sie ihr doch in
den 1950er, 1960er und 1970er Jahren Kon-
kurrenten wie die „Deutsche Partei“ oder die
Vertriebenenpartei BHE vom Leib. Die
CDU/CSU auf der rechten, die SPD auf der
linken Seite und die FDP als Weltenkind in
der Mitte: Das war das „Bonner Parteiensys-
tem“, auch „Zweieinhalb-Parteiensystem“ ge-
nannt. 

Existenzfragen Die Konkurrenten der FDP
kamen dennoch: Erst hievten die in der Nach-
kriegszeit geborenen postmateriell eingestell-
ten „Kinder von Marx und Coca Cola“ Alter-
native und Grüne in den Bundestag, dann
schickten verunsicherte „DDR-Nostalgiker“ –
als „rote Socken“ diffamiert – die SED-Nach-
folgepartei PDS ins Parlament. Daraus wurde
schließlich die gesamtdeutsche „Linke“. Die
FDP, einst „Zünglein an der Waage“, hatte
gleich zwei Konkurrenten. Das verunsicherte
sie. Sie suchte den Erfolg mit dem „Projekt
18“ und behauptete, auf gleicher Augenhöhe
mit den großen Parteien zu stehen. Doch bei
jeder Wahl bangte sie um ihre Existenz, denn
sie wusste im Innern, dass ihr Wählerstamm
auf weniger als fünf Prozent zusammenge-
schmolzen war.  Bei der Wahl 2013 ist die al-
te Parlamentspartei im Bund außerparlamen-
tarisch geworden. Es ist geschehen, was die
Partei insgeheim schon befürchtet hatte. Ist
das ein endgültiges „Aus“? 
Einst hatten die Freien De-
mokraten Sternstunden.
Dass Westdeutschland nach
1945 eine Marktwirtschaft
wurde, war zuerst ihr Ver-
dienst. Im Parlamentarischen
Rat schon hatten ihre fünf
Abgeordneten dafür ge-
kämpft. Während der „Spie-
gel-Affäre“ hielt ihr Abgeord-
neter Wolfgang Döring zum
Rechtsstaat. Zusammen mit
dem ersten sozialdemokrati-
schen Bundeskanzler Willy
Brandt setzte die FDP eine Politik der Versöh-
nung mit dem Osten Europas durch und plä-
dierte für eine Chancengleichheit im Innern.
Die freidemokratische Justizministerin Sabi-
ne Leutheusser-Schnarrenberger wehrte sich
gegen den „Großen Lauschangriff“ mit dem
Rücktritt vom Amt.
Und welch beeindruckenden Persönlichkei-
ten brachte die Partei auf die politische Büh-
ne: Da waren der erste Bundespräsident, „Pa-
pa Heuss“, der streitbare Parteivorsitzende
Thomas Dehler, der wirkungsmächtige Kom-
munikator Walter Scheel, der phantasievolle
Generalsekretär Karl-Hermann Flach, der
„vernünftige“ Außenminister Hans-Dietrich
Genscher und viele andere. Die FDP hatte der
Bundesrepublik auch eigenwillige Schauspie-
le geboten wie die „Naumann-Affäre“, als der
Britische Hochkommissar Sir Ivone Kirkpa-
trick das Eindringen ehemaliger Nationalso-
zialisten in die FDP Nordrhein-Westfalens
1953 stoppte. In Düsseldorf wählten später –
1956 – die „Jungtürken“ Erich Mende, Willy
Weyer, Walter Scheel und Wolfgang Döring
den Ministerpräsidenten Karl Arnold (CDU)
mit einem konstruktiven Misstrauensvotum
zugunsten des Sozialdemokraten Fritz Stein-
hoff ab. So sollte Konrad Adenauers Saar-Po-
litik im Bundesrat zum Scheitern gebracht
werden. Und da war der ehemalige Vizekanz-
ler Jürgen W. Möllemann, der nach dem Aus-
schluss aus der FDP-Fraktion im Bundestag
im März 2003 aus der Partei austrat und der
sich nach Aufhebung seiner Immunität sowie
Durchsuchungen seiner Büros und Wohnun-
gen im Juni 2003 mit einem Fallschirm in den
Tod stürzte. 

Eine Ursache für den einstigen Erfolg der
FDP aber war, dass sie den Wirtschaftsli-
beralismus und den bürgerschaftlichen
Freisinn unter einen Hut gebracht hatte.
In der Zeit des Kaiserreichs und in der Wei-
marer Republik traten die Liberalen in ver-
schiedenen Organisationen auf, und alle
gingen dann unter. Nach 1945 war es der
spätere Bundespräsident Theodor Heuss,
der durchsetzte, dass das Streben nach
Freiheit im Parteinamen verankert wurde.
Es gab nur noch eine liberale Partei, und
die war trotz aller interner Streitereien lan-

ge Zeit erfolgreich. 
Doch dann verengte ein
Vorsitzender, Guido Wes-
terwelle, die FDP zur Steu-
ersenkungspartei. Die an-
gebliche „Partei des Libera-
lismus“ wurde mit der For-
derung nach
Steuersenkung und dem
Bild vom „Kapitän, der al-
les regelt“ zur „Einthemen-
Partei“ und zur „Einmann-
Partei“. So erzielte sie bei
der Bundestagswahl 2009

zwar das beste Wahlergebnis ihrer Ge-
schichte: Aber es wurde ein Pyrrhussieg. 
Es wurde ein Pyrrhussieg, weil die FDP in
der „Traumkoalition“ mit der Union über-
zog. Sie war übermütig geworden. Der
Schwanz wollte mit dem Hund wedeln.
Doch die CDU/CSU ließ das nicht zu. Der
immer noch kleinere Partner der Union
wurde kurz gehalten. Steuersenkungen ka-
men nur so weit, wie sich die Liberalen
leicht als „Klientelpartei“ für Hoteliers hin-
stellen ließen. Ansonsten bekam der Ju-
niorpartner in der Koalition kaum einen
Stich. Bundeskanzlerin Angela Merkel war
anders als ihr Ziehvater Helmut Kohl. Der
hatte der FDP Spielwiesen gelassen, natür-
lich um der eigenen Macht willen. Doch
nach 2009 durfte die FDP nicht einmal
mehr „Partei der zweiten Wahl“ sein: Die
FDP erkannte ihre schlechte Lage, geriet in
Panik und ging mit einer unmöglichen Per-
sonalkonstellation an der Spitze in den
Bundestagswahlkampf 2013. 

Alternativen Aus eigener Kraft schaffen es
die Liberalen nun nicht mehr. Der „alte
Mittelstand“ – das einst klassische liberale
Milieu – hat seine soziale Bedeutung verlo-
ren. Immer mehr Bürger sind formal gut ge-
bildet und kennen keine Parteienidentifi-
kation. Sie lassen sich von den Grünen, den
Piraten und anderen Parteien anlocken,
wenn diese ihren Wünschen entsprechende
Angebote machen. Die FDP versäumt es
seit Jahren, selber grüne Ideen populär zu
machen oder Fehlentwicklungen des Inter-
nets anzuprangern.

Einst hatte die FDP zusammen mit ande-
ren das vereinte Europa geschaffen. Welch
eine Errungenschaft nach den Jahrhunder-
ten der Kriege. Die FDP befand sich in der
Kontinuität zu Gustav Stresemann von der
DVP und zu Walter Rathenau von der
DDP, die beide als Reichsaußenminister
der Weimarer Republik die Versöhnung
mit West- und Osteuropa gesucht hatten.
Doch die alte Europapartei FDP verlor den
Kompass und ging gelegentlich sogar den
„D-Mark-Nostalgikern“ auf den Leim statt
prononciert Streiter zu sein für die Verei-
nigten Staaten von Europa.
Schließlich waren die Libe-
ralen im 19. Jahrhundert
Vorkämpfer für den Natio-
nalstaat. Entsprechendes
erwarteten viele heute im
Hinblick auf Europa. 

Geschlossenheit Oben-
drein stellten sich objektive
Schwierigkeiten ein: Es
setzte sich in der deutschen
Öffentlichkeit die Auffas-
sung durch, Parteien müss-
ten geschlossen auftreten. Auch die FDP
wollte dem entsprechen. Dem Liberalis-
mus aber wohnt eine Dialektik inne. An-
dere als die propagierte Lösung haben
auch ihr Recht. Liberal sein heißt meinen
und nicht glauben. Die FDP hatte das ver-
gessen. Und dann: Ein Parteiführer soll ei-
ne Persönlichkeit sein aber kein Papst. Auf
den Parteitagen – leider aller Parteien –
wurde es üblich, dass die Delegierten mit
den Parteiführern keine politischen Debat-
ten führten, sondern ihnen „Standing Ova-
tions“ darboten. Das Ansehen eines Politi-

kers wird nunmehr daran gemessen, wie
lange die Anhänger stehend Beifall spen-
den. Auch hier folgte die FDP dem Zeitgeist
und machte sich schließlich lächerlich, als
sie den eben noch bejubelten Parteichef
Westerwelle schnöde abservierte. Seit 1998
funktionierte die angeblich liberale Partei
nicht richtig. Sie wollte politische Lösun-
gen als Dogmen verkaufen, und war zu-
gleich nicht fähig, ihre Vorderen – aktuel-
len Werberegeln folgend – einfach nur zu
huldigen. So fiel die FDP aus der Zeit.
Die FDP hatte wenig getan, um zeitgemäß

zu sein. Anstatt sich trotzig
„Die Liberalen“ zu nen-
nen, hätte sie die ursprüng-
lichen Tugenden der Frei-
heit und des Glaubens an
den Wert eines jeden Men-
schen modern interpretie-
ren müssen. Freiraum ist
heute nicht nur für die
Starken zu erkämpfen, da-
mit sie den Schwachen hel-
fen können. Freiraum
brauchen alle Schichten
und Nationalitäten, beide

Geschlechter. Und Profitstreben verliert
seine Freiheitsrechte da, wo es andere
Kreaturen quält und erniedrigt. Liberal
sein ist im 21. Jahrhundert anders als im
19. Jahrhundert. 

Neuinterpretation Vordergründig wird
mancherorts gefragt, ob die FDP 2017 wie-
der ins Parlament einzieht. Das heute zu be-
antworten, wäre Kaffeesatzleserei. Es hängt
nicht von der FDP allein ab, sondern auch
davon, was die anderen Parteien tun oder
lassen. Da könnte sich manche Möglichkeit
für die FDP auftun. Schon hat einer als künf-
tiger Vorsitzender angeklopft. Was er tun
soll, weiß er noch nicht genau. Eine Reform
wird sicher nötig sein. Die FDP wird dabei
ihre Geschichte nicht verleugnen können –
als Partei der Markwirtschaft, des Rechtsstaa-
tes und des wachsenden Europas bei
schwindenden Nationalstaaten. Will die
FDP eine zweite Chance bekommen, dann
kann sie diese nur als erneuerte, nicht aber
als neue Partei erhoffen. Jürgen Dittberner ❚

Der Autor ist FDP-Mitglied und war Profes-
sor für Politikwissenschaften an der Uni-

versität Potsdam. Er schrieb das Buch „Die
FDP. Geschichte, Personen, Organisation,

Perspektiven. Eine Einführung“ (2010).

Der Kompass ist verloren
LIBERALISMUS  Die FDP scheint aus der Zeit gefallen. Eine Chance hat sie nur als erneuerte Partei
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Blau-gelber Abschied aus der Arena Bundestag: Einst angetreten mit dem Ziel, 18 Prozent der Wähler zu überzeugen, hat die FDP jetzt die Fünf-Prozent-Hürde gerissen.

Elmar Brok Seine Funktionen und Ämter sind
kaum aufzuzählen, so viel hat sich der Westfa-
le aufgehalst. Obwohl er seit 33 Jahren für die

CDU im Europapar-
lament (EP) sitzt, ist
der als „echter Euro-
päer“ beschriebene
Elmar Brok stets
auch in Deutschland
präsent. Vergangene
Woche war der Vor-
sitzende des Auswär-
tigen Ausschusses
des EP wieder viel
vor den Kameras zu

sehen, als er sich mit anderen EP-Abgeordne-
ten in Washington über die Ausspähaktionen
des US-Geheimdienstes NSA in Europa infor-
mierte. Dem 67-Jährigen kam die Ehre zuteil,
dass sich nur für ihn NSA-Direktor Keith Alexan-
der Zeit nahm, um ihm die Positionen der US-
Schlapphüte zu erläutern. Stolz erzählte Brok
später, er habe Alexander das Eingeständnis
abgerungen, Amerikas Geheimdienste betrie-
ben in Europa auch klassische Spionage. kru ❚

Bürger in den USA soll der Bundesnachrich-
tendienst (BND) 2008 ins Visier genommen ha-
ben. Diesen Vorwurf hatte vergangene Woche
der nationale US-Geheimdienstdirektor James
Clapper in einer Anhörung im Repräsentanten-
haus erhoben. BND-Präsident Gerhard Schind-
ler wies diese Beschuldigungen zurück: „Aus
der deutschen Botschaft in Washington wird
keine Fernmelde-Aufklärung durchgeführt.“ 

KOPF DER WOCHE

Exklusives
Gespräch

ZAHL DER WOCHE

300

ZITAT DER WOCHE

»Ich empfehle
der Bundes-
kanzlerin
Gelassenheit.«
Helmut Schmidt, SPD, Altkanzler, in einem
Interview mit der Wochenzeitung „Die Zeit“
zur Abhöraffäre um Angela Merkels (CDU)
Handy.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
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Die FDP als
Weltenkind

zwischen Union
und SPD: Das
war lange das

»Bonner
Parteiensystem«.

Freiraum ist
heute nicht nur
für die Starken
zu erkämpfen,
damit sie den

Schwachen 
helfen können.
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Christian Lindner kandidiert als neuer
Vorsitzender der FDP.
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Der Schock sitzt bei Mitgliedern und Funktions-
trägern tief. Sechs Wochen nach dem Ausschei-
den der FDP aus der Bundespolitik sind in wei-
ten Teilen der Partei Frust und Ratlosigkeit noch
immer deutlicher spürbar als Zuversicht und
Entschlossenheit, die historische Zäsur nicht zu
einem dauerhaften Bruch werden zu lassen.
Der erste Deutsche Bundestag ohne Freie De-
mokraten bietet bei aller Wehmut ihrer Anhän-
ger (und übrigens auch mancher, die auf einmal
ihre Solidarität, gar Sympathie entdecken) An-
lass, sehr grundsätzlich über den institutionali-
sierten Liberalismus nachzudenken. Wie wird
sich unsere Parteienlandschaft jetzt inhaltlich
verändern? Bieten Konkurrenzorganisationen
ausreichend programmatische Kompensation?
Welche freiheitliche Tradition könnte verloren
gehen? Gibt es eine Chance auf ein Comeback
für eine liberale Partei?
„Das Parlament“ will mit dieser Ausgabe dazu
beitragen, solche Fragen zu debattieren. Und
zwar jenseits der mitunter deutlich spürbaren
Häme über den Fall der FDP in die, zumindest
einstweilige, bundespolitische Bedeutungslo-
sigkeit.
Die Bevölkerung ist da nämlich ganz offenkun-
dig weniger skeptisch, als das Wahlergebnis
vermuten lässt. Einer Nachwahl-Umfrage des
Instituts für Demoskopie Allensbach zufolge
glauben 27 Prozent der Befragten, Deutschland
brauche eine politische Organisation, die dem
Liberalismus Heimat bietet. Und immerhin noch
19 Prozent geben an, diese Heimat kann aus ih-
rer Sicht die FDP sein.
Ob diese für die Partei ermutigenden Ergebnis-
se freilich wegen oder trotz des liberalen Auf-
tritts in den vergangenen vier Jahre zustande
gekommen sind, dürfte eine Frage der Interpre-
tation sein.
Freie Bürger, ein starker Mittelstand, marktwirt-
schaftliche Prinzipien, konsequenterer Daten-
schutz oder weniger Bürokratie sind Schlag-
worte, die nach wie vor bei der FDP verortet
werden. Gleichwohl finden sich diese Punkte,
unterschiedlich ausgeprägt, auch in anderen
Parteiprogrammen.
Welche Zukunft die Freien Demokraten also ha-
ben werden, wird entscheidend davon abhän-
gen, ob es gelingt, den Liberalismus in seiner
Tradition und historischen Dimension wieder so
zu bündeln, dass er als Gesamtpaket überzeu-
gende Perspektiven bietet. Kein leichtes Unter-
fangen, aber auch nicht unmöglich. Oder?

EDITORIAL

Tradition
verpflichtet 

VON JÖRG BIALLAS 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Herr Strolz, Sie haben soeben mit ei-
nem Zusammenschluss liberaler Parteien
einen überraschenden Wahlsieg errungen
und sind mit 5,0 Prozent in den österrei-
chischen Nationalrat eingezogen. Worauf
führen den Erfolg von NEOS zurück?
Wir sind eine Bürgerbewegung, ein Kind des
21. Jahrhunderts mit social media und al-
lem, was dazugehört und keine klassische
Partei, die eine jahrzehntelange Geschichte
aufzuweisen hat wie die FDP. Was den Men-
schen gefällt hier in Österreich ist unsere
Authentizität, unsere Leidenschaft und Le-
bendigkeit. Wir haben die Grünen beerbt
auf der Flanke einer Lifestylepartei. Von sich
aus haben Parteien ja wenig Appeal. Man
muss die Menschen abholen auf der emo-
tionalen Seite. Die Piraten haben zukunfts-
weisende Themen aufgezeigt, aber denen
hat es an Professionalität gefehlt. Wir kom-
binieren Professionalität mit Idealismus.

In Österreich regiert seit Jahren eine
Große Koalition. Sie versprechen ein neu-
es Österreich, was stört sie am alten?
Es gibt eine Lähmung des Landes. Dieses
rot-schwarze Machtkartell, das in den Nach-
kriegsjahrzehnten hochfunktional war, ist
heute kraftlos, ausgebrannt, leer und hoch-
gradig korruptionsanfällig. Die sind nicht
fähig, die Erneuerung des Landes voranzu-
treiben. Die Volksparteien brauchen einen
externen Schock, und einen ersten pinken
Schock haben wir geliefert. Wir haben uns
im Februar 2012 mit 40 Leuten zu einer
Klausur getroffen und geguckt, ob es hier
genügend Energie gibt für eine Parteigrün-
dung. Wir hielten es nicht mehr aus auf den
Zuschauerplätzen. 

Sind Sie denn eine Protestpartei?
Nein, dazu sind wir viel zu konstruktiv und
lösungsorientiert. Wir sind Anpacker und
Umsetzer. Aber wir sind auch eine geballte
Ladung an Emotion. Das galt in der Politik
in Österreich lange als nahezu verwerflich,
es gab einen Konsens, dass Emotion immer
rechter Populismus bedeutet. Das stimmt
nicht. Wir haben gezeigt, dass Emotion
auch good vibrations bedeuten kann, posi-
tive Schwingungen. Wir sind ein Kind der
Zuversicht.

In ihrem Parteiprogramm ist auch von
sozialer und ökologischer Verantwortung
die Rede, verfolgen Sie noch andere Ideen
als die des Liberalismus?
Wir sind auch liberal, nicht nur liberal. Wir
sind eine Zentrumsbewegung, wie es sie in
Österreich bisher nicht gegeben hat. Wir ha-
ben einiges gemeinsam mit der Partei TOP
09 von Karel Schwarzenberg in Tschechien,
mit den Grünliberalen in der Schweiz, mit
den Liberalen in Belgien um den ehemali-
gen Ministerpräsidenten Guy Verhofstadt.
Eines ist ganz wichtig: Man muss den Libe-
ralismus immer wieder erden, sonst kommt
er kühl und intellektuell daher und das
braucht keiner. Wir haben unsere liberalen
Ideen mit der Bürgerbewegung geerdet und
beispielsweise mit dem Fokus auf das Bil-
dungsthema. Am Anfang war der Gedanke,
dass uns Eigenverantwortung wichtig ist
und nicht, dass wir eine liberale Partei sein
wollen.

In Deutschland hat sich inzwischen
das Schlagwort neoliberal als Synonym
für eine kaltherzige, antisoziale Politik
durchgesetzt. Auch NEOS setzt auf  die re-
gulierenden Kräfte des Marktes. Sind Sie
eine neoliberale Kraft?
Nein, damit haben wir nichts am Hut. Wir
sind große Freunde der sozialen Marktwirt-
schaft mit einem Fokus auf Nachhaltigkeit.
Der Markt braucht aber auch einen ent-
schlossenen Staat, sonst läuft er aus dem
Ruder. Wir brauchen den Staat dort, wo wir
Monopolbildungen haben, wir brauchen
ihn dort, wo der Finanzmarkt seltsame Blü-
ten treibt. Wir setzen auf Transparenz bei
privaten Geschäften, auch Börsengeschäf-

ten und wollen die Finanztransaktionssteu-
er. Das ist für uns eine Frage der sozialen Ge-
rechtigkeit.

Der FDP in Deutschland wird eine zu
große Nähe zur Wirtschaft vorgehalten,
Lobbyismus und Klientelpolitik. Sie haben
auch mächtige Freunde und Förderer in
der Wirtschaft. Inwieweit bleibt da die po-
litische Unabhängigkeit auf der Strecke?
Wir sind unabhängig, das war mir immer
wichtig. Wir haben mit ganz wenig Geld
diesen Wahlerfolg heimgefahren, wir haben

das Budget von rund zwei Millionen Euro
von über 2.000 Kleinspendern bekommen.
Ja, wir haben auch einige Leute aus der Wirt-
schaft gewinnen können für größere Spen-
den, aber wir sind nicht abhängig und wir
werden danach trachten, nie abhängig zu
werden. Wenn wir die Unabhängigkeit auf-
gäben, hätten wir viel verloren.

Aber NEOS ist schon wirtschaftsnah.
Absolut. Die Wirtschaft ist wichtig. Wir sind
große Fans des europäischen Lebensmo-
dells. Das hat zu tun mit dem Sozialstaat.

Es gibt nur eine Möglichkeit, den Sozial-
staat zu retten, wenn wir die Sozialsysteme
in den Griff bekommen. Dazu braucht es
Sachverstand und eine funktionierende
Wirtschaft. Wenn das nicht gut läuft, fahren
wir gegen die Wand.

NEOS will ein vereintes Europa. Wie
wichtig ist das für Sie?
Wir lieben Europa und werden bei der Eu-
ropawahl 2014 mit aller Leidenschaft der
antieuropäischen Stimmung, die nicht so
schwach ausgeprägt ist in Österreich, etwas
Positives entgegensetzen. Wenn wir es nicht
schaffen, die europäische Integration voran-
zutreiben, dann werden die Treffen der gro-
ßen Industrienationen in Zukunft ohne
Europa stattfinden, auch ohne Deutsch-
land. Da sitzen dann Indien, China, Russ-
land, Brasilien, Indonesien und Mexiko mit
am Tisch – und wir schauen in den Ausguss.
Als ein Flickenteppich können wir auf dem
Globus keine Rolle spielen. Wir sind eine
Schicksalsgemeinschaft.
Und die Türkei ist ein ganz wichtiger Nach-
bar. Es ist von beiderseitigem Interesse, dass
wir die Beitrittsverhandlungen forcieren, al-
lerdings ergebnisoffen. In dem jetzigen Zu-
stand wäre die EU nicht aufnahmefähig und
die Türkei auch noch nicht reif. Ich könnte
mir vorstellen, dass so etwas wie eine bevor-
zugte Partnerschaft dabei herauskommt.
Aber wir sollten die Türkei als großes Land
und stolze Kultur nicht immer wieder vor
den Kopf stoßen. Dann wenden sie sich ab
von Europa und wir hätten eine aufstreben-
de Volkswirtschaft als Partner verloren.

Inwiefern können liberale Parteien
von der aktuellen Debatte über Daten-
schutz profitieren?
Das ist ein wichtiges Thema für liberale Par-
teien. Unser Credo lautet: gläserner Staat,
nicht gläserner Bürger. Hier werden Bürger-
rechte mit Füßen getreten, wir fordern ein
Informationsfreiheitsgesetz. Die Bespitze-
lungen allerorten sind unzulässig. Auch hier
haben die Nationalstaaten längst alleine
keine Chance mehr. Wenn man da keine eu-
ropäische Verhandlungsmasse in die Waag-
schale werfen kann, lachen uns die Ameri-
kaner aus.

In den USA haben wir erlebt, wie die
Tea-Party mit ihrem radikalliberalen An-
satz fast eine Weltwirtschaftskrise ausge-
löst hätte. Wie bewerten Sie das?
Die Tea-Party ist dogmatisch verengt, wir
sind ergebnisorientiert. Die Tea-Party-Leute
sind radikale Eiferer, da kann man nur den
Kopf schütteln.

In Österreich wurde auch die FPÖ mal
als liberale Partei gewertet, inzwischen
gilt sie als rechtspopulistisch. Ist die Gren-
ze zwischen liberal, nationalliberal und
rechtsradikal schwammig?
Nein, das glaube ich nicht. Schwammig ist
dieses links-rechts-Kontinuum, um Parteien
einzuordnen. Parteien im 21. Jahrhundert
sind oft sehr schillernde Phänomene, die
mit links und rechts nicht mehr einzuord-
nen sind. Der liberale Gedanke ist spätes-
tens in den 80er Jahren aus der FPÖ ausge-
zogen und ward seit damals nicht wieder ge-
sehen.

Das Interview führte Claus Peter Kosfeld.

Matthias Strolz (40) ist Vorsitzender der 
Partei NEOS – Das Neue Österreich. Er stu-

dierte Wirtschaft und Politik, war selbststän-
diger Unternehmer, Organisationsentwickler

und ist Abgeordneter im österreichischen
Nationalrat in Wien.
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FEHLT IM BUNDESTAG EIN LIBERALES KORREKTIV?

Thomas Maron
»Stuttgarter Zeitung«

Astrid Hölscher
Freie Journalistin

Aber gewiss!

Ob jetzt eine liberale Kraft im neu ge-
wählten Bundestag fehlt? Aber ge-
wiss! Mag ja sein, dass liberale Ele-
mente über die Jahrzehnte auch in je-

ne Parteien eingesickert sind, die im Bundestag
jetzt vertreten sind. So haben die Grünen das Le-
bensgefühl eines jungen, sich liberal wähnenden
Bürgertums sehr gut verkörpern können, die SPD
steht für den urliberalen Gedanken gerechter Auf-
stiegschancen und die Union brüstet sich gern mit
ihrer wirtschaftsliberalen Kompetenz. Aber all die-
sen Parteien muss eine liberale Sicht immer erst
gleichsam anerzogen werden, wenn die Gesell-
schaft mit neuen Herausforderungen konfrontiert
wird. Es hat sich ja auch die Sozialdemokratie nicht
zu Tode gesiegt, nur weil sie das soziale Bewusst-
sein der anderen schärfte. In einer sich verändern-
den Welt wird die SPD stets stärker als andere die
soziale Dimension des Wandels im Blick behalten.
Eine freiheitliche Perspektive, die dem Einzelnen ein
hohes Maß an Eigenverantwortung auferlegt, liegt
eben nicht im politischen Gen-Code von Union, SPD
und Grünen, die im Zweifel lieber mit Verordnun-
gen die Details der Lebensführung diktieren, statt
faire Ordnungsrahmen zu entwickeln, innerhalb de-
rer jeder den Bastelbogen seines Lebens falten
kann, wie er will.
Deshalb fehlt eine liberale Stimme. Was aber nicht
fehlt, ist eine FDP, so wie sie sich in den vergange-
nen Jahren präsentiert hat. Ihre Stimme war nicht
liberal, sondern ertönte entweder schrill und jeder
liberalen Denkart widersprechend sozial ausgren-
zend. Oder aber ihre Stimme war beschämend
stumm, weil die FDP wieder einmal klein beigege-
ben hat, wenn – wie zuletzt in der NSA-Affäre –
mehr gefordert war, als nur die Backen aufzubla-
sen.

Breit etabliert 

Die FDP hat viel geleistet, für sich, fürs
Land und sogar für das deutsche Mär-
chengut. So hegt die Partei seit lan-
gem die Mär vom liberalen Korrektiv.

Ließ diese Selbstdarstellung die Urheberin doch al-
lemal edler ausschauen als das Abbild einer Mehr-
heitsbeschafferin oder Klientelpartei.
Der wahre Wert des Verkaufsschlagers erweist sich
nun im Niedergang. Da beschleicht so manchen –
nach spontaner Schadenfreude – die dunkle Ah-
nung, der Republik könnte etwas fehlen in einem
Parlament ohne FDP; wenn schon nicht die real
existierende, abgewählte Partei, so doch die Idee
dahinter, das feine Gespür für Freiheit und Indivi-
dualität.
Nichts da, nichts wird uns mangeln. Räumen wir
auf mit jener Vorstellung, die unsere Politik säuber-
lich trennt: hier die etatistischen Volksparteien, die
alles Leben dem Staatswohl unterordnen und die
Menschen als Pflege-, wenn nicht Störfall betrach-
ten; dort jene liberalen Lichtgestalten, die letzte
Bastion vor der „Verbotsrepublik“. Diese Teilung er-
weist sich als Hirngespinst.
Der Bundestag braucht kein liberales Korrektiv. Und
zwar nicht, weil die FDP in der Rolle versagt hätte,
sondern weil die liberale Idee längst gesiegt hat.
Sie begnügt sich nicht mit dem Sitz in einer einzi-
gen Institution, sondern hat sich in der Breite etab-
liert. Liberale Köpfe allüberall. Um des soliden
Haushalts willen vertrauen wir einfach weiter Wolf-
gang Schäuble. Um deutsche Bürgerrechte ange-
sichts der NSA-Angriffe sorgt sich Thomas Opper-
mann. Und wenn Horst Seehofer die doppelte
Staatsbürgerschaft erwägt und Winfried Kretsch-
mann „seine“ Unternehmer vor Steuern schützen
will, wer vermisst da ernsthaft ein liberales Korrek-
tiv? 

Unbequemer Wächter: Hellmut Königshaus

Der Mann hat in diesen Tagen einige Mühe. Hellmut
Königshaus muss gegenüber Journalisten immer
mal wieder klarstellen, dass er im eigentliche Sinn
nicht „der letzte FDP-Mann im Bundestag“ ist. Sein

Abgeordnetenmandat legte er im Augenblick seiner Vereidigung
als Wehrbeauftragter im Mai 2010 nieder. Er darf zwar an den
Plenardebatten und Ausschusssitzungen teilnehmen. Aber er ist
zur Neutralität verpflichtet, darf nur im Namen und im Interesse
der Soldatinnen und Soldaten seine Forderungen an Regierung
und Parlament formulieren. Dass seine Partei nicht mehr im Bun-
destag vertreten ist, schmerzt den Liberalen.Vor allem weil „per-
sönliche Kontakte“ zu den ehemaligen FDP-Abgeordneten
„schwieriger zu pflegen  sind“. Seine Arbeit sieht er dadurch aber
nicht beeinträchtigt. „Ich habe es in jedem Fall mit einem neu-
en Parlament zu tun, das zu einem Drittel aus neuen Abgeord-
neten besteht. Das gehört zum Geschäft“, sagt er gelassen.
Vorrang haben für den Wehrbeauftragten die Probleme in den
Streitkräften. Und von denen gibt es eine Menge. Die Zahl der
Eingaben der Soldaten liegt derzeit um rund 20 Prozent höher
als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres. Und dies bei einer auf
185.000 Soldaten geschrumpften Armee. Die Gründe hierfür
sieht Königshaus auch in der Bundeswehrreform. So habe das
Stationierungskonzept – Königshaus kritisierte dies mehrfach öf-
fentlich – zu einer erhöhten Zahl von Versetzungen und Berufs-
pendlern in der Truppe geführt. „Und viele Soldaten sind bezüg-
lich ihrer Karrieremöglichkeiten und Verwendung verunsichert.“ 

In Zeiten einer Großen Koalition und einer Mini-Opposition wird
die Bedeutung des Wehrbeauftragten als „Hilfsorgan des Bun-
destages zur Ausübung der parlamentarischen Kontrolle“, wie es
im Grundgesetz heißt, nicht kleiner. Als problematisch sieht Kö-
nigshaus das nicht an: „Ich bin optimistisch, dass auch die Ab-
geordneten einer Großen Koalition die parlamentarische Kontrol-
le der eigenen Regierung sehr ernst nehmen werden.“ 

Bequem ist er als Wehrbeauftragter nie gewesen. Mal zog er sich
den Unwillen von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) zu, als
er forsch den Einsatz von „Leopard“-Panzern in Afghanistan for-
derte. Ein anderes Mal hielten ihm Abgeordnete von SPD, Grü-
nen und Linken entgegen, er habe sich nicht als „Einkaufsbera-
ter“ der Bundeswehr zu betätigen.Ausgelöst hatte die Kritik sei-
ne Forderung nach Kampfdrohnen für das deutsche Isaf-Kontin-
gent. Der Gescholtene weist solche Kritik stets mit dem Verweis
auf seinen Auftrag zurück, den das Grundgesetz formuliere: „Ich
trete für den Schutz der Grundrechte der Soldaten und Soldatin-

nen ein.“ Zu den Grundrechten gehört für Königshaus die Sicher-
heit der Soldaten im Einsatz. Deshalb plädiert er für die bestmög-
liche Ausrüstung der Truppe. Immerhin gab ihm die Entwicklung
Recht. Die Bundeswehr schickte zwar keine „Leos“ an den Hin-
dukusch, dafür aber schwere Panzerhaubitzen. Auch seine kriti-
schen Anmerkungen während der „Gorch Fock“-Affäre wurde
von der Marine-Führung nach anfänglichem Murren umgesetzt.
Königshaus mag mitunter forsch auftreten, allerdings weiß er
auch, wovon er spricht. Wenn er sich in der Truppe informiert,
dann will er es ganz genau wissen – bis zum kleinsten Detail.
Mit diesem Detailwissen und seiner Akribie vermag er auch Ge-
sprächspartner zu beeindrucken.
Im Frühjahr 2015 wird Königshaus’ fünfjährige Amtszeit enden.
Dann steht er kurz vor seinem 65. Geburtstag. Im August 2004
war er für den verstorbenen FDP-Politiker Günter Rexrodt in den
Bundestag nachgerückt. Seine Abgeordnetentätigkeit führte ihn
vom Petitions- und Bildungsausschuss in die Ausschüsse für Ent-
wicklungszusammenarbeit und Verteidigung. Einen Namen
machte er sich später als Mitglied in den Untersuchungsaus-
schüssen zur Visa-, der BND- und der Kundus-Affäre. Eine große
politische Karriere werde er nicht mehr anstreben nach seiner
Amtszeit, allerdings „bleibe ich ein politischer Mensch“, betont
Königshaus. Doch wie seine Zukunft genau aussieht, vermag er
nicht zu sagen: „Das hängt auch von meiner familiären Situati-
on ab. Ich habe Enkel – vielleicht wollen die ihren Opa dann mehr
in Anspruch nehmen.“ Alexander Weinlein ❚

»Ich trete 
für den Schutz 

der Grundrechte der
Soldaten und Soldatinnen

ein.«

»Wir sind
der pinke
Schock«
MATTHIAS STROLZ Der erfolgrei-
che Gründer der liberalen NEOS-
Partei in Österreich setzt auf
Emotion, Europa, Bürgernähe und
Datenschutz 
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J
ohn Stuart Mills liberales Manifest
On Liberty erschien 1859, also elf
Jahre nach dem Kommunistischen
Manifest von Karl Marx und Fried-
rich Engels. Sein Vater James Mill
war dem Philosophen des Utilitaris-

mus, Jeremy Bentham, ebenso wie auch
dem Nationalökonomen David Ricardo
verbunden, der wiederum Marx wichtige
Anregungen zu seiner Arbeitswertlehre
hinterließ. In einer Zeit, als die Tory-geg-
nerischen Whigs noch einen recht konser-
vativen und elitären Frühliberalismus ver-
traten, galten Denker und Politiker wie
Mill geradezu als bürgerliche „Radicals“.
Sie gingen im Kampf um bessere Arbeits-
bedingungen nicht so weit wie frühsozia-
listische britische „Chartisten“, traten aber
wie diese für Wahlrechtserweiterung, Frei-
handel und soziale Reformen ein. 
In der empiristischen Tradition des schot-
tischen Landsmanns und liberalen Vor-
denkers des 18. Jahrhunderts, David Hu-
me, der seinerseits den Aufklärungsphilo-
sophen Immanuel Kant wesentlich inspi-
rierte, war Mill nicht bloß ein spekulativer
Kopf, der abstrakt „Über die Freiheit“ phi-
losophierte. Davon zeugte bereits seine
ebenfalls 1859 publizierte Abhandlung
Thoughts on Parliamentary Reform („Ge-
danken zu einer Parlamentsreform“, 1861
gefolgt von Considerations on Representa-
tion Government („Betrachtungen über die
repräsentative Regierung“). Von 1865 bis
1868 war Mill Unterhausabgeordneter. Er
gehörte mit zu den Vordenkern einer
schrittweisen Demokratisierung des briti-
schen Parlamentarismus, die mit den
Wahlreformen von 1867 und 1884 auf
den Weg gebracht wurde. Für die frühe bis
mittlere viktorianische Ära geradezu revo-
lutionär dachte Mill in Fragen der Frauen-
emanzipation einschließlich des Frauen-
stimmrechts.

Nonkonformismus Als gedanklicher Kern
der Millschen Freiheitslehre kann deren
sozialverträglicher Nonkonformismus
hervorgehoben werden, und zwar nicht al-
lein in religiöser Hinsicht. Den Ausgangs-
punkt in der Einleitung zu seiner Abhand-
lung On Liberty bildete eine Perspektive
vom Individuum über seine gesellschaftli-
che Verflechtung bis hin zur Allgemein-
heit: „Ich betrachte Nützlichkeit als letzte
Berufungsinstanz in allen ethischen Fra-
gen, aber es muss Nützlichkeit im weites-
ten Sinne sein, begründet in den ewigen
Interessen der Menschheit als eines sich
entwickelnden Wesens. Diese Interessen
rechtfertigen, behaupte ich, die Überprü-
fung individueller Selbstbestimmung
durch fremde Überwachung nur hinsicht-
lich solcher Handlungen der einzelnen,
die den Interessenkreis anderer schnei-
den.“ Dies näherte sich im Ansatz bereits
der Philosophie des (amerikanischen)
Pragmatismus, der gleichfalls die verallge-
meinerte soziale Entfaltung der Individu-
en, besonders durch Bildung, im Blick
hatte. Denn Pragmatismus meinte nicht
Theorieferne, sondern Anknüpfen der
Theoriebildung an die Vielgestaltigkeit
der Lebenspraxis. Folgerichtig enthielt die
Schrift von Mill, über die Kapitel zur „Frei-
heit des Gedankens und der Diskussion“,

zur Bedeutung der „Individualität“ für die
„Wohlfahrt“ und die „Grenzen der Autori-
tät der Gesellschaft“ hinaus, auch prakti-
sche „Anwendungen“. Diese mündeten in
das Fazit, dass Menschen nicht bloß als
„gefügige Werkzeuge“ behandelt werden
dürfen, auch weil „mit kleinen Menschen
wahrlich keine großen Dinge vollbracht
werden können“. Dem kamen in Europa
skandinavische Denkströ-
mungen am nächsten. An
Kants Grundkategorie der
„praktischen Vernunft“ lie-
ßen sich im auflebenden
Neukantianismus des frü-
hen 20. Jahrhunderts auch
im deutschen Sprachraum
weiterführende Gedanken
anschließen.

Vielfältige Teilhabe Als po-
litisches Manifest einer zwei-
ten Erneuerungsphase kann
die 1911 publizierte Schrift
Liberalism des Soziologen
Leonard Trelawny Hobhouse
gelten. Er lieferte als führen-
der Exponent des New Libe-
ralism einer sozialpolitischen
Reformära unter liberalen Ka-
binetten in Großbritannien
seit 1906 die Stichworte. Wichtig dabei war
seine Unterscheidung von frei disponiblem
Gebrauchseigentum und Sozialpflichtig-
keit überall dort, wo aus Eigentum auch
Macht resultiert, also überzeugte Liberale
für Machtkontrolle und Gegenmacht ein-
treten mussten. Kaum jemals zuvor und da-

nach wurde Liberty so vielgestaltig durch-
dekliniert wie in dem Werk von Hobhouse.
Während zeitbedingt bei Mill noch die Frei-
heit von ungerechtfertigter Bevormundung
im Vordergrund stand, ging es Hobhouse
stärker um die Freiheit zu vielgestaltiger
Teilhabe. Freiheit hatte ihm zufolge eine
„civic“, „fiscal“, „personal“, „social“, „eco-
nomic“, „domestic“, „local, racial, and na-

tional“, „international“ und „political“ Di-
mension. Letztere war in der Kapitelüber-
schrift in demokratische Verbindung mit
„Popular Sovereignty“ gebracht. Seit 1911
wurde solche Volkssouveränität auch unter
monarchischer Staatsform in England nun
endgültig im House of Commons repräsen-

tiert, nachdem letzte Vetomacht des House
of Lords beseitigt war. 
Von Hobhouse wurde Mill als Brücken-
theoretiker vom klassischen zum moder-
nen Liberalismus gewürdigt. Auf dem
1907 neu geschaffenen Lehrstuhl für So-
ziologie an der Londoner Universität
stand Hobhouse auch für ein neues aka-
demisches Fach. Vom nationalsozialen
Neuliberalismus eines Friedrich Nau-
mann in Deutschland unterschied sich
Hobhouse politisch vornehmlich durch
strikte Gegnerschaft zum Nationalismus
und Imperialismus der Vorkriegsära. Der
Naumann sozial- und nationalpolitisch
ähnlichere Joseph Chamberlain war mit
seinen liberalen „Unionisten“ (gegen
Home Rule für die Iren) zugunsten des bri-
tischen Imperialismus an die Seite der
Konservativen geraten. Hingegen befür-
wortete Hobhouse, insoweit wieder ähn-
lich Naumann, eine „wachsende Zusam-
menarbeit des politischen Liberalismus
und Labour“. 

Nähe zu Gewerkschaften Vor Rückkehr
an die Universität war Hobhouse als Pu-
blizist und zeitweise als Gewerkschaftsse-
kretär tätig. Das muss nicht überraschen,
denn Gewerkschaften waren, nach auch in
Deutschland zum Beispiel vom Soziallibe-
ralen Lujo Brentano vertretener Auffas-
sung, gewissermaßen kollektiv praktizier-
ter moderner Liberalismus: zwecks Her-
stellung einer Konkurrenzfähigkeit der Ar-
beitskräfte gegenüber der Kapitalmacht.
Entgegen verbreiteten Annahmen war üb-
rigens auch der Ökonom John Maynard
Keynes nie Labour-Politiker oder Reform-
sozialist, sondern blieb vom New Libera-
lism seiner Jugendzeit geprägt. 
Auch wenn Begriffe allein nicht überschätzt
werden sollten, ist doch auffällig, dass eine
Konzentration auf die Polarität Liberalis-
mus/Konservatismus ursprünglich explizit
vor allem eine britisch-deutsche, im Kern
sogar englisch-preußische Angelegenheit
gewesen ist. Dort standen Konservative ur-
sprünglich zu Thron, Altar und Grundbe-
sitz und Liberale für Parlamentsrechte, Ge-
wissensfreiheit und Bürgerlichkeit. Das
Selbstverständnis der Reichsgründungspar-
tei als Nationalliberale war in der Wortver-
wendung eher selten: Deutsche Linkslibe-
rale nannten sich „Fortschrittspartei“,
„Freisinnige“ und/oder „Volkspartei“. Mit
dem Bedeutungsgewinn des katholischen
Zentrums, als Resultat des Bismarckschen
und liberalen Kulturkampfs nach der
Reichsgründung von 1871, sowie dem Auf-
stieg SPD nach dem Sozialistengesetz
(1878-1890) war trotz des Mehrheitswahl-
rechts die preußisch-deutsche Übersicht-
lichkeit der Parteirichtungen endgültig da-
hin. Die Naumannsche Strategie des „ge-
samtliberalen“ Bündnisses mit der SPD, bei
Zuweisung des Zentrums an die Konserva-
tiven, ist zugleich in der Funktion des par-
lamentarisierenden Zweilagersystems zu
verstehen. 
Im Übergang zum 20. Jahrhundert hatten
sich konstitutionelle Liberale in Belgien
und Republikaner in Frankreich gegen eine
konservativ-klerikale Rechte auch der Un-
terstützung von Reformsozialisten bedient.
Der Kandidatur von Gewerkschaftern und

Labour-Politikern für die britischen Libera-
len („Lib-Labs“) zur Ablösung der konser-
vativ-unionistischen Regierung entspra-
chen in Skandinavien ähnliche Tendenzen
der Annäherung – mit dortiger Besonder-
heit, dass auch im ländlich-agrarischen Mi-
lieu starke demokratische Impulse vertre-
ten waren. Für die insoweit ähnlich struk-
turierte Schweiz bildete nur die bis ins 
20. Jahrhundert reichende Hegemonie ih-
rer Freisinnig-Demokratischen Partei einen
Sonderfall. Wenn dortige „Liberale“ eher
Liberalkonservative waren, entsprach das
einer in vielen europäischen Ländern anzu-
treffenden Terminologie, die sich vom eng-
lischen Sprachgebrauch unterschieden hat.
Neben antiklerikalen „freisinnigen“ und
„fortschrittlichen“ Impulsen nannten sich
österreichische Nationalliberale auch des-
halb zum Beispiel „Deutschfreiheitliche“,
weil neben dem strittigen Gesinnungs-,
Verfassungs- und Wirtschaftsliberalismus
die Nationalitätenkonflikte zunehmend
politischen Raum beanspruchten. Hinge-
gen war im katholischen Süden Europas
der zeitweise regierende Liberalismus vor-
nehmlich laizistisch ausgewiesen und
blieb, auch wegen der Depolitisierungs-
Strategie der mächtigen Amtskirche, noch
lange stark elitär geprägt.
Den europäischen Liberalismus schlecht-
hin hat es also kaum jemals gegeben. Das
entspricht der liberalen Pragmatik des po-
litischen Denkens wohl auch besser als
doktrinäre Bemühungen um einheitliche

Gedankengebäude. Zu wirtschafts-, sozial-
und nationalpolitischen Fragen waren Li-
berale kaum auf einen gemeinsamen Nen-
ner zu bringen, auch weil es der inneren Lo-
gik parlamentarischer Systeme entsprach,
dass Linksliberale mit Sozialdemokraten
und Rechtsliberale mit Konservativen mehr
Berührungspunkte aufwiesen. Nachdem es
als größter Erfolg des historischen Libera-
lismus gelten darf, dass sich auch demokra-
tische Sozialisten und Konservative zur
„Verfassung der Freiheit“ bekennen, kann
vielleicht noch Gesinnungsliberalismus ge-
gen Konformitätserwartungen als ein Kris-
tallisationskern verbleiben. Insoweit darf
auch John Stuart Mills Freiheitslehre des
sozialverträglichen Nonkonformismus,
von der Zeitgebundenheit damaliger Prio-
ritäten bereinigt, weiterhin als ein Anknüp-
fungspunkt des modernen Liberalismus
gelten. Detlef Lehnert ❚

Der Autor ist Professor für 
Politikwissenschaften an der 

Freien Universität Berlin 
sowie Präsident der Hugo-Preuß-Stiftung

und Vorstandsvorsitzender der Paul-Löbe-
Stiftung Weimarer Demokratie. 

Mills Eintreten für das Frauenwahlrecht war in den 1860er Jahren Ziel des Spotts: Die
Karikatur zeigt ihn im Kreise seiner Mit-Abgeordneten bei einem Toast für die „Ladies“.

Britische Vordenker des politischen Liberalismus (von links): David Hume (1711-1776), John Stuart Mill (1806-1873) und Leonard Trelawny Hobhouse (1864-1929) 
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Die Idee der Freiheit
GESCHICHTE Wichtige liberale Vordenker wie John Stuart Mill waren auch Vorkämpfer einer Demokratisierung des Parlamentarismus
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Wahlkampf im Januar 1919: Werbung der Deutschen Volkspartei (DVP) in Berlin zur Wahl der Verfassungsgebenden Nationalversammlung

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
ak

g-
im

ag
es

Am 22. März 1933 trafen sich fünf Reichs-
tagsabgeordnete in ihrem Berliner Partei-
Klubhaus, um zu beraten, wie sie sich am
nächsten Tag bei der Abstimmung über das
vom neuen Reichskanzler Adolf Hitler und
seiner Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei (NSDAP) vorgelegten „Er-
mächtigungsgesetz“ verhalten sollten. Die
Handvoll Männer, unter ihnen Theodor
Heuss, Ernst Lemmer und Reinhold Maier,
bildeten die Mini-Fraktion der Deutschen
Staatspartei (DStP), die durch Umbenen-
nung 1930 der  Deutschen Demokratischen
Partei (DDP) gefolgt war. Die Runde war
sich nicht einig. Drei wollten mit Ja stim-
men, zwei mit Nein. Einer der beiden war
Heuss. Gegen seine Überzeugung beugte er
sich der Fraktionsdisziplin und stimmte
dem Gesetz zu, mit dem sich das Parlament
der NS-Diktatur auslieferte.   
Heuss, der später erster Bundespräsident
wurde, gehörte zu einer Generation libera-
ler Politiker, die Hitler offenbar unter-
schätzte. Sie litten unter der braunen Barba-

rei und verabscheuten die Judenverfolgung,
ohne aktiven Widerstand zu leisten. Einige
flüchteten ins Ausland wie der frühere
Reichsinnenminister und DDP-Vorsitzende
Erich Koch-Weser. Als die Nazis ihm die Zu-
lassung als Anwalt entzogen, emigrierte er
nach Brasilien. Andere gingen in der Hei-
mat in die innere Emigration.
In der Weimarer Republik war der politische
Liberalismus gespalten. Die linksliberale

DDP stand zur Demokratie und wollte den
Brückenschlag zur SPD. Die rechtsliberale
Deutsche Volkspartei (DVP) tendierte mehr
zu den nationalkonservativen Kräften.
Schon gegen Ende der 1920er Jahre suchte
sie das Bündnis mit der rechtskonservativen
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP)
und der NSDAP. Nach der „Machtergrei-
fung“ liefen  Mitglieder beider liberalen Par-
teien zur Nazi-Partei über, etwa der DVP-

Reichstagsabgeordnete Otto Keinath und
der Bankier Hjalmar Schacht (ehemals
DDP), der 1934 Reichswirtschaftminister
wurde. DVP-Vizechef Otto Hugo rief seine
Partei auf, geschlossen in die NSDAP zu
wechseln. Aber die legte keinen Wert auf
Unterstützung. Durch Selbstauflösung ka-
men DStP und DVP ihrem Verbot zuvor.

Verbindungen zu Goerdeler Gleichwohl
gab es Liberale, die sich der NS-Diktatur wi-
dersetzten. Der Berliner Architekt Erich
Gloeden (DDP) wurde im November 1944
hingerichtet, weil er Fritz Lindemann, ei-
nem Hauptbeteiligten des Attentats vom
20. Juli 1944, bei dessen Flucht vor der Ge-
stapo Unterschlupf gewährt hatte. Der frü-
here Reichswirtschaftsminister Eduard
Hamm (DDP) hatte Kontakte zur Wider-
standsbewegung um Leipzigs Oberbürger-
meister Carl Friedrich Goerdeler und war in
dessen Schattenkabinett als Landesverweser
für Bayern vorgesehen. Er wurde verhaftet
und beging nach Misshandlungen bei einem
Gestapo-Verhör Selbstmord. Auch der DDP-
Politiker Fritz Elsas, von 1931 bis 1933 Bür-
germeister von Berlin, hatte Verbindungen
zu Goerdeler und versteckte ihn nach dem
gescheiterten Attentat. Im August 1944 wur-
de Elsas verhaftet, gefoltert und im KZ Sach-
senhausen ohne Gerichtsurteil erschossen.

Ein anderer Widerständler war der Hambur-
ger Rechtsanwalt Friedrich Ablass. Mit links-
liberalen Parteifreunden der DStP gründete
er einen regimekritischen Gesprächskreis,
die ihre Zusammenkünften als gesellige
Herrentreffen tarnte. Tatsächlich ging es da-
rum, sich über Meldungen des britischen
„Feindsenders“ BBC auszutauschen und
Hilfe für verfolgte Freunde zu organisieren.
Die Gruppe bildete nach dem Krieg die
Kernzelle der Hamburger FDP.

Pläne zur Nachkriegsordnung Ähnlich or-
ganisiert war eine liberale Widerstandsgrup-
pe, die mit den Namen des jüdischen Kauf-
manns Hans Robinsohn und des Richters
Ernst Strassmann verbunden ist. Die rund
60 Mitglieder, zumeist vom linken DDP-
Flügel, schmiedeten Pläne zur Nachkriegs-
ordnung und informierten Kontaktleute im
Ausland über Widerstandsgruppen in der
deutschen Zivilbevölkerung. Verbindungen
gab es auch zum Kreisauer Kreis und zum
deutschen militärischen Widerstand. Ro-
binsohn flüchtete 1938 nach Dänemark,
Strassmann wurde zwar verhaftet, überleb-
te aber. Weil sie konspirative Regeln strikt
beachtete, wurde die Gruppe von der Gesta-
po nicht enttarnt. Peter Pragal ❚

Der Autor lebt als freier Journalist in Berlin. 

Überläufer, Emigranten, Widerständler
NS-ZEIT Nach der Weimarer Republik lösten sich DStP und DVP auf. Beider Mitglieder gingen in der Diktatur sehr unterschiedliche Wege 

Ex-DDP-Chef Erich Koch-Weser (links) emigrierte 1933 nach Brasilien. Hjalmar Schacht,
1918 noch DDP-Mitbegründer, wurde 1934 Reichswirtschaftsminister unter Hitler.

D
ie Liberalen waren Erben
der Ideen der Französi-
schen Revolution, etwa
der Forderung nach Frei-
heit und Gleichheit.
Auch in der Frankfurter

Nationalversammlung gab es 1848 eine Rei-
he liberaler Gruppen, von denen die konsti-
tutionell-liberalen mehr zu den Konservati-
ven und die parlamentarisch-liberalen
mehr zur Linken tendierten. Heinrich von
Gagern gelang es, beide Flügel hinter sich zu
versammeln und so eine Mehrheit für die
Idee einer Erbmonarchie zu gewinnen, doch
der preußische König Friedrich Wilhelm IV.
lehnte die angebotene Kaiserkrone ab. 

Kurze Dominanz Als erste Partei in
Deutschland wurde 1861 die liberale Deut-
sche Fortschrittspartei gegründet. Zu ihren
Mitgliedern gehörten der Mediziner Rudolf
Virchow, der Historiker Theodor Momm-
sen, der spätere SPD-Vorsitzende Paul Sin-
ger und der Industrielle Werner Siemens.
Die Partei stellte die größte Fraktion im
preußischen Abgeordnetenhaus, doch diese
Dominanz war nur von kurzer Dauer. Das
wichtigste Recht des Parlaments war damals
das Budgetrecht. Preußens Ministerpräsi-
dent Otto von Bismarck hatte sich darüber
hinweg gesetzt und die von ihm geforderte
Militärreform ohne genehmigtes Budget
durchgeführt. Das Indemnitätsgesetz, das
dieses Vorgehen im Nachhinein billigen
sollte, wurde 1866 von den Konservativen
gebilligt, von der Fortschrittspartei aber ab-
gelehnt, woraufhin 15 Abgeordnete, unter
ihnen Eugen Lasker, Johannes von Miquel

und Ludwig Bamberger, austraten und 1867
die Nationalliberale Partei gründeten, die
dann zu einer Hauptstütze von Bismarcks
Politik wurde.
Die Proklamation des Deutschen Kaiser-
reichs 1871 war ein Akt der deutschen Fürs-
ten, Volksvertreter waren nicht daran betei-
ligt. Unterstützt wurde diese Reichsgrün-
dung von oben von den Konservativen und
den Nationalliberalen. Sie gingen auch als
Sieger aus den ersten Reichstagswahlen her-
vor und waren in den ersten Jahren die
wichtigsten Stützen für die Politik des nun-
mehrigen Reichskanzlers Bismarck. Die jun-
ge sozialdemokratische Partei lehnte die
neue Staats- und Verfassungsordnung ab,
und gegen das katholische Zentrum führte
Bismarck einen „Kulturkampf“. Doch 1879
kam es zu einem Systemwechsel: Nur ein
kleiner Teil der Nationalliberalen war bereit,
die neue Schutzzollpolitik mitzutragen, die
vor allem den Interessen der Schwerindus-
trie und der Großagrarier diente, weshalb
Bismarck sich fortan auf die Konservativen
und nun auch das Zentrum stützte.

Kriegskurs unterstützt Von diesem Bedeu-
tungsverlust erholte sich die Nationallibera-
le Partei nicht. Bei der Reichstagswahl 1881
verlor die Partei mehr als die Hälfte aller Sit-
ze. Im Jahr zuvor hatten 28 Abgeordnete, die
für mehr Unabhängigkeit von Bismarck ein-
traten und auch dem gegen die SPD gerich-
teten Sozialistengesetz kritisch gegenüber
standen, die Partei verlassen und die Libera-
le Vereinigung gegründet. Diese Vereinigung
schloss sich 1884 mit der noch immer exis-
tierenden Deutschen Fortschrittspartei zur

Deutschen Freisinnigen Partei zusammen.
Allerdings kam es 1893 erneut zu einer
Spaltung in die Freisinnige Volkspartei und
die Freisinnige Vereinigung. Streitpunkt war
wiederum eine Militärvorlage. 1910 fusio-
nierten die beiden linksliberalen Parteien
dann zur Fortschrittlichen Volkspartei. 
Der evangelische Theologe Friedrich Nau-
mann hatte 1896 den Nationalsozialen Ver-
ein gegründet, der zunächst Nationalsozia-
listischer Verein heißen sollte, um seine ar-
beiterfreundliche Haltung
noch deutlicher zu akzentu-
ieren. Der Begriff National-
Sozialismus kennzeichnete
ursprünglich eine konserva-
tive Antwort auf die sozialen
Probleme der industriali-
sierten Gesellschaft, die in-
ternationalistisch orientier-
te Arbeiterschaft sollte in die
nationale Gemeinschaft in-
tegriert werden. Naumanns
Nationalsozialem Verein
blieb allerdings der Erfolg in
der politischen Arena versagt, 1903 schloss
er sich der Freisinnigen Vereinigung an.
Im Ersten Weltkrieg unterstützen die Libera-
len wie alle anderen Parteien den Kriegskurs
der Regierung und bewilligten die nötigen
Kriegskredite. Als aber 1917 eine Friedensre-
solution mit dem Ziel eines Verständigungs-
friedens im Reichstag zur Abstimmung
stand, wurde sie von der Fortschrittlichen
Volkspartei ebenso unterstützt wie von der
SPD und vom Zentrum. Es waren diese drei
Kräfte, die dann die Weimarer Republik und
ihre Verfassung trugen. Bei der Wahl zur Na-

tionalversammlung 1919 war die Zustim-
mung für sie mit insgesamt 76,2 Prozent der
Stimmen sehr groß, doch dieser Erfolg ruh-
te auf Treibsand. Schon bei der ersten
Reichstagswahl ein Jahr später erreichten die
drei zusammen nur noch 43,6 Prozent. 
Nach Kriegsende hatten die Nationallibera-
len und die Fortschrittliche Volkspartei zu-
nächst über die Gründung einer gemeinsa-
men Partei verhandelt, jedoch keine Eini-
gung erzielt. So konstituierten sich die Na-

tionalliberalen unter der
Führung von Gustav Strese-
mann als Deutsche Volks-
partei (DVP), während die
Linksliberalen sich in der
Deutschen Demokratischen
Partei (DDP) sammelten.
Die DDP bot vielen eine
Heimat, die im Ersten Welt-
krieg versucht hatten, der
Vernunft eine Stimme zu
verleihen. Zu den Grün-
dungsmitgliedern gehörten
die Publizisten Theodor

Heuss und Theodor Wolff, die Professoren
Max und Alfred Weber, der „Vernunftrepu-
blikaner“ Friedrich Meinecke und der bür-
gerliche Pazifist Ludwig Quidde. Auch der
Völkerrechtler Walther Schücking spielte ei-
ne wichtige Rolle in der Partei. Er hatte sich
während des Krieges für die Idee eines Völ-
kerbundes eingesetzt, wurde 1919 in die
deutsche Delegation für die Verhandlungen
über den Versailler Friedensvertrag berufen
und war ab 1930 als einziger Deutscher als
Richter am Ständigen Internationalen Ge-
richtshof in Den Haag tätig.

Unter den Gründern der DDP waren zahl-
reiche Juden, neben Theodor Wolff zum
Beispiel Julius Bab, Albert Einstein und der
Zeitungsverleger Rudolf Mosse. Auch in der
Wählerschaft war diese Bindung stark. Etwa
60 Prozent der wahlberechtigten Juden
wählten die DDP. Zwei jüdische Parteimit-
glieder von herausragender Bedeutung wa-
ren Walther Rathenau und Hugo Preuß. Der
Staatsrechtler Preuß war als Jude nicht auf
eine Professur berufen worden, hatte sich
gleichwohl intensiv an Diskussionen über
eine Verfassungsreform beteiligt und nach
dem Sturz des Kaiserreichs dazu aufgerufen,
eine „auf der Gleichberechtigung aller
Volksgenossen ruhenden politisch-demo-
kratischen Organisation“ zu schaffen. Als
Innenminister hatte er maßgeblichen Anteil
an der Verfassung der Weimarer Republik.

Massive Verluste Der Liberalismus blieb in
der Weimarer Republik gespalten. Beide Par-
teien waren bis zur Zeit der Präsidialkabinet-
te, die 1930 begann, in fast allen Reichsre-
gierungen vertreten, verloren aber zugleich
nahezu jede Unterstützung in der Bevölke-
rung. 1919 hatten DVP und DDP bei der
Wahl zur Nationalversammlung zusammen
23 Prozent der Stimmen erreicht, 1933 wa-
ren es nur noch 1,9 Prozent. Diese dramati-
schen Verluste sind symptomatisch für den
Niedergang der ersten deutschen Demokra-
tie. Ihr folgte die nationalsozialistische Dik-
tatur, ein totalitäres System, das die Illibera-
lität zum Prinzip erhob. Ernst Piper ❚

Der Autor ist Privatdozent für Neuere 
Geschichte an der Universität Potsdam. 

GESCHICHTE Die wechselvolle Entwicklung der liberalen Parteien in Deutschland bis 1933 
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Heinrich von Gagern 

Der dem liberalen
Hallgartenkreis an-
gehörende Heinrich
von Gagern wurde
am 18. Mai 1848 in
der Frankfurter
Paulskirche zum Prä-
sidenten des ersten
gesamtdeutschen
Parlaments gewählt.
Als Mitglied im Ver-

fassungsausschuss war er maßgeblich an
der Schaffung der Reichsverfassung betei-
ligt. Im Dezember 1848 wurde er Reichsmi-
nisterpräsident. Von dem Amt trat er im Mai
1849 zurück, als das Paulskirchenparlament
Auflösungserscheinungen zeigte. ❚

Rudolf Virchow 
Der Arzt Rudolf Vir-
chow war 1861
Gründungsmitglied
und Vorsitzender der
Deutschen Fort-
schrittspartei (DFP).
Er plädierte für eine
liberale Gesellschaft
und für eine soziale
Medizin auf dem Bo-
den naturwissen-

schaftlicher Aufklärung. Als Mitglied der
Fraktion der Deutschen Freisinnigen Partei,
die 1884 aus der Fortschrittspartei entstand,
setzte sich der Reichstagsabgeordnete be-
sonders für den Aufbau einer staatlichen
medizinischen Grundversorgung ein. ❚

Friedrich Naumann
Nach dem ersten
Weltkrieg wurde
Friedrich Naumann
Vorsitzender der
linksliberalen Deut-
schen Demokrati-
schen Partei (DDP),
die 1918 aus der Fort-
schrittlichen Volks-
partei hervorging. Als
Mitglied der Weima-

rer Nationalversammlung gehörte er dem
Ausschuss zur Beratung der Verfassung für
das Deutsche Reich an. Zuvor hatte Naumann
als liberaler Politiker sieben Jahre dem Reichs-
tag angehört. Er ist Namensgeber der Fried-
rich Naumann-Stiftung für die Freiheit. ❚

Max Weber  

Obwohl der Soziolo-
ge Max Weber poli-
tisch erst gegen En-
de seines Lebens
selbst aktiv wurde,
unterstützte er libe-
rale Parteien wie den
1896 gegründeten
Nat iona lsoz ia len
Verein, dem auch
Friedrich Naumann

angehörte. Beide zählten 1918 zu dem Mit-
gründern der DDP. Weber wurde 1919 zum
Sachverständigen der deutschen Delegation
bei der Friedenskonferenz zum Versailler
Vertrag berufen. ❚

Walther Rathenau 
Der jüdische Unter-
nehmer Walther Ra-
thenau trat 1918 in
die liberale DDP ein.
1921 wurde er
Reichsminister für
Wiederaufbau in der
Weimarer Republik.
1922 folgte dann die
Ernennung zum
Reichsaußenminis-

ter. Rathenau setzte in seiner Tätigkeit auf
Ausgleich und Diplomatie, was in diametra-
lem Gegensatz zu den Ansichten der Fein-
den der Weimarer Republik stand. Am 
24. Juni 1922 wurde Walther Rathenau in
Berlin auf offener Straße von Rechtsradika-
len ermordet. ❚

Gustav Stresemann 

Im August 1923 wur-
de Gustav Strese-
mann, der Mitbe-
gründer der rechtsli-
beralen Deutschen
Volkspartei (DVP),
Reichskanzler einer
Großen Koalition
von DVP, Zentrum,
DDP und SPD, die je-
doch nach wenigen

Monaten zerbrach. Bis zu seinem Tod 1929
Außenminister, suchte er durch Annäherung
an Frankreich die außenpolitische Isolation
des Deutschen Reiches aufzubrechen. 1926
erhielt er zusammen mit seinem französi-
schen Amtskollegen Aristide Briand den Frie-
densnobelpreis. hau ❚

LIBERALE KÖPFE
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Bei der ersten und letzten freien Volkskam-
merwahl am 18. März 1990 erreichte das auf
Bonner FDP-Druck zusammengezimmerte
Wahlbündnis „Bund Freier Demokraten“
(BFD) nur 5,3 Prozent der Stimmen. Die FDP-
Führung unter Otto Graf Lambsdorff hatte
sich mehr versprochen. Aber letztlich war das
nur die Quittung für ein Verfahren, das schon
damals die Würde vieler ehemaliger Mitglie-
der der Liberal-Demokratischen Partei
Deutschlands (LDPD) beschädigte, deren Par-
teileitung man bei den Verhandlungen mit
den neuen liberalen Miniparteien DDR-FDP
und Deutsche Forum-Partei (DFP) politisch
erpresste und in ein solches „Bündnis“ zwang. 

Irritationen über Gerlach Die LDPD zählte
um die Jahreswende 1989/90 rund 115.000
Mitglieder. Ihr langjähriger Vorsitzender Man-
fred Gerlach (1928-2011) war auf dem
Dresdner Parteitag im Februar 1990 mit Stan-
ding Ovations verabschiedet worden; nur die
FDP-Führung blieb demonstrativ sitzen. Sie
wollte einer ehemaligen „Blockflöte“ keine
Ehrung zuteilwerden lassen. Dabei hatte Ger-
lach als erster Politiker der alten Garde ab
1987/88, deutlich vor der Wende, seine Unzu-
friedenheit mit den herrschenden Verhältnis-
sen kundgetan und versucht, als Reformer den
realen DDR-Sozialismus menschenfreundli-
cher zu gestalten. Zum Unwillen der SED, die
von diesen politischen Lockerungsübungen
eines leitenden Mannes der „befreundeten
Parteien“ mehr als irritiert war. Abweichendes
Verhalten verstieß gegen ihren Wahrheitsan-

spruch und gegen ihre verfassungsmäßig ga-
rantierte führende Rolle im Staat. Blockpartei-
en hatten zu parieren, erhielten ihre geringen
Freiräume und bestimmte Geldsummen von
der SED zugeteilt. Aus den Bereichen der In-
nen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik,
der Außenpolitik und auch aus der Bildungs-
politik wurden sie ferngehalten, sie hatten sich
im Wesentlichen auf wirtschaftliche Fragen zu
beschränken. Auch die LDPD konnte sich spä-
testens seit Anfang der 1950er Jahre dagegen
nicht mehr wehren, der SED-Staat hätte offe-
nen Widerspruch als Widerstand gedeutet
und entsprechend reagiert. Erst in den letzten
Jahren der DDR ergaben sich kleinere Freiräu-

me. Und die nutzten Manfred Gerlach und
seine Anhänger in der LDPD, mehr als die an-
deren Parteien. Was seiner Partei Sympathien
und deutlichen Mitgliederzuwachs brachte. 
Die LDP(D) war im Sommer 1945 als nicht-
sozialistische, betont gesamtdeutsche, parla-
mentarisch-demokratisch orientierte und reli-
giös neutrale Partei von den Sowjets in ihrem
Besatzungsgebiet zugelassen worden – unter
der Bedingung, der „Einheitsfront“ bzw. dem
Block der antifaschistisch-demokratischen
Parteien beizutreten. Was die Anerkennung
des „Blocksystems“ einschloss, das keine
Mehrheitsentscheidungen zuließ, sondern
nur auf einstimmige Beschlüsse setzte. Einer

dieser Beschlüsse erwies sich als verheerend:
Die von der SED und Sowjets 1950 erzwun-
gene Zustimmung zu Einheitslistenwahlen,
die bis 1989 abgehalten wurden und nahezu
hundertprozentige „Wahlergebnisse“ produ-
zierten. An diesen Praktiken waren alle Block-
parteien beteiligt und wurden so mitschuldig
an den versteinerten politischen Verhältnissen
bis 1989. Ursächlich waren sie aber für diese
Zustände nicht verantwortlich. Frühe
LDP(D)-Mitglieder, die später im Westen eine
wichtige Rolle in der FDP spielten, hätten da-
rauf mehr hinweisen können: Etwa Hans-Die-
trich Genscher, Wolfgang Mischnick oder
Hans-Günter Hoppe.
Aus dem Bündnis zur Volkskammerwahl
1990 entstand danach ein mehr oder weniger
fester „Bund Freier Demokraten – Die Libera-
len“, dem Ende März 1990 die sich auflösen-
de DDR-Blockpartei NDPD („National-De-
mokratische Partei Deutschlands“) beigetre-
ten war, während die beiden liberalen Mini-
Parteien DDR-FDP und DFP an ihrer
Selbständigkeit zunächst festhielten. Im Au-
gust 1990 vereinigten sich der „Bund“, die
DDR-FDP und die DFP auf Wunsch der Bon-
ner Liberalen in Hannover zur gesamtdeut-
schen FDP. Der  Delegiertenschlüssel für den
Parteitag kam unter abstrusen Umständen zu-
stande, weil die Angaben über die Mitglieder
der zwei liberalen Kleinparteien nur auf Be-
hauptungen und Vermutungen basierten. Der
„Bund“ aus ehemaligen LDPD- und NDPD-
Mitgliedern unter seinem neuen Chef Rainer
Ortleb wehrte sich dagegen, konnte sich aber

gegenüber den Bonnern nicht durchsetzen.
Wie überhaupt der Druck und die Steuerungs-
versuche durch die FDP-Führung auf die Ost-
Liberalen zunahmen. In den 1990er Jahren
übernahmen Ex-Mitglieder des „Bundes“ bzw.
der LDPD einige leitende Parteifunktionen in
der gesamtdeutschen FDP bzw. wurden Bun-
desminister wie Ex-LDPD-Mann Ortleb. Doch
das blieb Episode. So wie die Wahlergebnisse
in den neuen Ländern, die zunächst zufrie-
denstellend waren und Regierungsbeteiligun-
gen einschlossen; inzwischen ist die FDP nur
noch in Sachsen in einer Regierungskoalition
mit der CDU vertreten. In den Landtagen von
Thüringen und Brandenburg hat sie zudem
bis heute Fraktionen. 
Nach der Fusion von West- und Ostliberalen
im Sommer 1990 zählte die FDP 170.000 Mit-
glieder, in der ersten Hälfte der 1990er Jahre
verließen aber Zehntausende ehemalige
LDPD- und NDPD-Mitglieder die Partei we-
gen ihres wirtschaftsliberalen Kurses und weil
sie sich als Parteifreunde zweiter Wahl emp-
fanden; inzwischen gehören der FDP weniger
als 60.000 Bürger an. Peter Joachim Lapp ❚

Der Autor war Redakteur beim Deutschland-
funk und hat mehrere LDPD-Parteitage besucht. 

Mitverantwortlich, aber nicht die führende Kraft 
LDPD Die Liberal-Demokraten im Osten nutzten mehr als die anderen Blockparteien am Ende der DDR die kleinen Freiräume des Unrechtsstaats

D
er große Liberale Ralf
Dahrendorf notierte im
Jahre 1995: „Die Wäh-
rungsunion ist ein gro-
ßer Irrtum, ein aben-
teuerliches, waghalsiges

und verfehltes Ziel, das Europa nicht eint,
sondern spaltet.“ Der Euro hat nicht nur
Unfrieden zwischen den Mitgliedsstaaten
der Europäischen Union gesät; er hat auch
den politischen Liberalismus zutiefst zer-
splittert. In der FDP hat vor zwei Jahren
eine Mitglieder-Abstimmung über die
Euro-Politik stattgefunden. Eine knappe
Mehrheit hat sich hinter die Parteifüh-
rung gestellt, die den Merkelschen Euro-
Stützungskurs als Koalitionspartner wei-
terführen wollte. Eine starke Minderheit
stimmte für eine Beendigung dieses Kur-
ses. Hätte sich diese Minderheit durchge-
setzt, hätte die FDP damals die Koalition
mit der Union möglicherweise verlassen.
Der Regierungskurs wäre im Rahmen ei-
ner Großen Koalition weiter geführt wor-
den. Man kann vermuten, dass die FDP
aus der Opposition heraus und in Oppo-
sition zur Euro-Politik der Bundesregie-
rung in der letzten Bundestagswahl einen
ähnlich großen Zulauf bekommen hätte
wie vier Jahre zuvor, unterstellt, es gibt
nach wie vor in der Bevölkerung einen
großen Unwillen gegen die Euro-Politik
der Regierung. 
Die CDU und die CSU haben dennoch ei-
nen großen Wahlerfolg erzielt. Unter dem
Aspekt der Euro-Politik war sie für den
Wähler vor allem das „kleinere Übel“, of-
fenbar weil viele Wähler erwarteten, dass
eine rot-grüne Regierung die deutsche
Euro-Spendierfreudigkeit massiv gestei-
gert hätte. Zusammen mit der guten Wirt-
schaftslage mag dies Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) auch manche Wähler-
stimme der Euro-Skeptiker zugeführt ha-
ben. Dass die AfD aus dem Stand beinahe
die Fünf-Prozent-Hürde geschafft hat,
zeigt einen nach wie vor bestehenden Un-
mut mit der Euro-Stützungspolitik der
etablierten Parteien, inklusive der FDP. 

Liberale Spaltung Es soll hier nicht um
die Details der Euro-Politik gehen. Ver-
wiesen sei allerdings auf die Spaltung des
Liberalismus im Zuge der Maßnahmen
zur Stützung des Euros, die derjenigen
nicht unähnlich ist, welche durch die Bis-
marcksche Politik im 19. Jahrhundert her-
vorgerufen wurde. Damals spaltete sich
der politisch organiserte Liberalismus in
einen pragmatischen Pro-Bismarck-Flü-
gel, die Nationalliberalen, und in einen
prinzipien-orientierten Flügel, die Fort-
schrittspartei. Deren Vorsitzender,  Eugen
Richter, sagte im Jahre 1878: „Der Klein-
bürger zitiert Schillers Marquis Posa; er
kann das Wort ,Sire’ einigermaßen aus-
sprechen, sogar das Wort ,Gedankenfrei-
heit’ stotterfrei, aber er will doch immer
wieder den starken Staat. Werden diese
Leute je im Jahre 1848 ankommen? Sind
sie nicht längst auf dem Rückweg zu Phi-
lipp II?“ Bedenkt man den deutschen Ge-
schichtsverlauf in den nachfolgenden
Jahrzehnten, so spricht doch einiges für
die Hellsichtigkeit Eugen Richters. 
Jüngst nun entschied sich der „pragmati-
sche“ Flügel der FDP für den Verbleib in
der Regierung – unter Inkaufnahme des
Wortbruchs bei der Einführung der Ge-
meinschaftswährung, dass Deutschland
keinesfalls für die Staatsschulden anderer
Euro-Staaten einstehen werde. Der Flügel
um den Abgeordneten Frank Schäffler
mochte diese Politik nicht mittragen. Un-
ter Inkaufnahme des Risikos neuerlicher
Finanzkrisen wollte er dennoch zu den
Grundsätzen zurück, die bei der Einfüh-

rung der Gemeinschaftswährung einst
versprochen worden waren. 

Keine Experimente Welche Lehre soll der
politische Liberalismus aus diesen Ereig-
nissen ziehen? Wahlprogramme werden
vom Wähler zu Recht mit großer Skepsis
aufgenommen. Die Opposition hat Ange-
la Merkel vorgeworfen, sich um pro-
grammatische Aussagen zu drücken. Das
war sehr klug von der Bundeskanzlerin,
denn sie konnte einfach auf die gute Wirt-
schaftslage in Deutschland verweisen und
– in verklausulierter Form – das sagen, was
Konrad Adenauer in den Jahren des Er-
hardschen Wirtschaftswunders verkünde-
te: „Keine Experimente.“ Dem liberalen
Lager ist entsprechend der Bibelspruch zu
empfehlen: „An ihren Früchten sollt ihr
sie erkennen.“

Der Liberalismus könnte seine Programm-
atik an der nachgewiesenen Leistung der
Deutschland umgebenden Länder ausrich-
ten. Und er sollte die Wählerschaft auf die-
se Leistungen hinweisen. Als Beispiel zwei
Nachbarländer: Frankreich und die
Schweiz. Die höchst problematische Wirt-
schaftssituation Frankreichs ist allgemein
bekannt: instabile Staatsfinanzen, sehr ge-
ringer Anteil des exportorientierten pro-
duzierenden Gewerbes, hohe Arbeitslosig-
keit, insbesondere bei der Jugend.  Ein Ver-
gleich der Wahlprogramme des linken La-
gers in Deutschland mit den gültigen
Gesetzen in Frankreich bringt ein frappie-
rendes Ergebnis. Die Reformvorschläge
des linken Lagers laufen im Kern auf eine
Nachahmung des französischen gesetzli-
chen Ist-Zustands hinaus: gesetzlicher
Mindestlohn in ähnlicher Höhe wie in

Frankreich, Einführung von Vermögens-
steuern, noch striktere Reglementierung
des Arbeitsmarktes, höhere Spitzensteuer-
sätze bei der Einkommenssteuer, dazu
Ausbau der Finanzierung des Gesund-
heitswesens zu einer zweiten Einkom-
menssteuer (die „Bürgerversicherung“),
sodass im Endeffekt die Grenzsteuerbelas-
tung für viele Mittelständler ähnlich hoch
wäre wie in Frankreich. 

Liberale Handschrift Andererseits die
Schweiz. Es gibt praktisch keinen Leis-
tungsindikator, in dem Deutschland besser
dasteht als die Schweiz. Dort herrscht Voll-
beschäftigung; mehr noch als Deutschland
ist die Schweiz im Vergleich zu ihrer Grö-
ße „Exportweltmeister“: Der Exportüber-
schuss beträgt bei der Schweiz zehn Pro-
zent, bei Deutschland sieben Prozent des

Bruttoinlandprodukts. Die industrielle
Stärke der Schweiz ist beachtlich. Die In-
frastruktur ist besser als in Deutschland.
Die Schweiz hat pro Millionen Einwohner
die meisten Nobelpreisträger der Welt. Die
Politik in der Schweiz wird aber seit mehr
als einem Jahrhundert maßgeblich von
den Parteien des liberalen Lagers gestaltet.
Seit weit über hundert Jahren ist die Frei-
sinnig-Demokratische Partei (FDP) Teil
der Schweizerischen Bundesregierung. 
Den Hinweis auf den Leistungsunterschied
zwischen der Schweiz und Frankreich
könnte das liberale Lager in Deutschland
erstens für die eigene Programmatik ver-
wenden und zweitens als Werbung für die
eigene Position nutzen. Auf eine einfache
Formel gebracht: Frankreich ist aus libera-
ler Sicht überzentralisiert und vehement
dirigistisch; die Schweiz nutzt systematisch
die Vorteile der Subsidiarität. 

Mehr Föderalismus Otto Graf Lambsdorff
hat – nicht zuletzt wegen der guten Erfah-
rungen in der Schweiz und in den USA –
sich jahrelang dafür eingesetzt, den deut-
schen Föderalismus in einen wirklichen
Föderalismus umzuwandeln. Dazu gehört
die Steuerautonomie der Bundesländer, so
wie in der Schweiz und in den USA, wo
man ja auch je nach Kanton oder Einzel-
staat unterschiedliche Einkommenssteu-
ern bezahlt. Und es gehört zu diesem Vor-
schlag dazu, dass der Bund für die Schul-
den der Länder nicht eintritt. Umgekehrt
würde dann auch die Entscheidungsauto-
nomie der Bundesebene nicht durch Vetos
der Bundesländer blockiert, da der Bereich
der zustimmungspflichtigen Gesetze we-
sentlich eingeschränkt werden könnte.
Von der Schweiz und ihrer im Kern libera-
len Politik kann man viel lernen. Die gro-
ßen Vorteile einer direkten Demokratie ge-
hören dazu. Anders als in Deutschland ist
deshalb auch die „politische Klasse“ sehr
viel enger verwoben in die Lebenswelt der
Bürger. Die bisherige Bundestagsfraktion
der FDP bestand ganz überwiegend aus rei-
nen Berufspolitikern. Die Schweizer Parla-
mentarier folgen demgegenüber der Emp-
fehlung Milton Friedmans: Wer sich wirk-
lich in der Politik engagieren wolle, der sol-
le sie nicht zum Beruf machen, sondern zur
Nebenbeschäftigung. Er solle sich einen
Job holen, ein gesichertes Einkommen ab-
seits der Politik. Der liberale Schweizer
Wirtschaftsminister ist Teilhaber und frü-
herer Leiter eines großen exportorientier-
ten Maschinenbau-Unternehmens in Fa-
milienbesitz. Wenn ein Wirtschaftsminis-
ter mit diesem Standing mit dem Rücktritt
droht, dann knickt jeder Regierungschef
ein – und die Interessen des Mittelstandes
werden durchgesetzt. Und gerade das ist
entscheidend für die weitere Prosperität
Deutschlands. Die FDP sollte sich ihre
Mandatsträger aus den Leistungseliten der
Gesellschaft, insbesondere dem wirtschaft-
lich aktiven Mittelstand holen.
Was Europa betrifft, so liegt die Programm-
atik ebenfalls nahe: Subsidiarität, Subsidia-
rität und nochmal Subsidiarität. Mit dem
konsequenten Eintreten für diese Maxime ist
es nicht zuletzt der Alternative für Deutsch-
land gelungen, allen Parteien, insbesondere
aber der FDP Wählerstimmen abzunehmen.
Das Einstehen für die Schulden anderer Mit-
gliedstaaten hat mit Subsidiarität nichts zu
tun. Carl Christian von Weizsäcker ❚

Der Autor ist erimitierter Professor für
Volkswirtschaft und Senior Research Fel-

low am Max-Planck-Institut zur 
Erforschung von Gemeinschaftsgütern. 
Weizsäcker war bis Ende 2011 Mitglied 

der Grundsatzkommission der FDP  
(„Karlsruher Freiheitsthesen“).  

Vorbild Schweiz
ZWISCHENRUF Die erfolgreiche Politik des Nachbarn trägt eine
liberale Handschrift und setzt auf die Vorteile der Subsidiarität

Die Euro-Rettung sorgt für Zwist in der FDP. Der Ex-Abgeordnete Frank Schäffler (links) und der zurückgetretene Parteichef Philipp Rösler 
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LDPD-Chef Manfred Gerlach redet beim Parteitag im April 1987 in Weimar.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Theodor Heuss

Der 1884 geborene
Theodor Heuss war
der erste Vorsitzende
der 1948 gegründe-
ten FDP. Als Mitglied
des Parlamentari-
schen Rates war er
an der Ausarbeitung
des Grundgesetzes
für die Bundesrepu-
blik Deutschland be-
teiligt. Sein 1949 für den ersten Bundestag
errungenes Abgeordnetenmandat legte
Heuss nieder, da ihn im gleichen Jahr die
Bundesversammlung zum ersten Bundes-
präsidenten wählte. Das Amt übte er bis
1959 aus. Thedor Heuss starb 1963. ❚

Thomas Dehler

Auch Thomas Dehler
war Mitglied des Par-
lamentarischen Ra-
tes. In der ersten, von
Bundeskanzler Kon-
rad Adenauer (CDU)
geführten Bundesre-
gierung übernahm
der 1897 geborene
Jurist das Amt des
Bundesjustizminis-
ters, dass er von 1949 bis 1953 innehatte.
Nachdem er 1953 den Fraktionsvorsitz der
FDP im Bundestag übernommen hatte, wur-
de er ein Jahr später Bundesvorsitzender der
Liberalen. Nach der Wahlniederlage 1957
trat er zurück. Dehler starb im Jahr 1967. ❚

Erich Mende 

Der 1916 geborene
Erich Mende gehörte
von 1949 bis 1980
dem Bundestag an.
Aus Protest gegen
die Ost-Politik der
sozial-liberalen Bun-
desregierung verließ
er 1970 die FDP und
trat der CDU bei. Zu-
vor war Mende von
1957 bis 1963 Vorsitzender der FDP-Frakti-
on, ehe er 1963 Vizekanzler und Bundesmi-
nister für Gesamtdeutsche Fragen im Kabi-
nett von Kanzler Ludwig Erhard (CDU) wur-
de. Von 1960 bis 1968 war Mende Bundes-
vorsitzender der FDP. Er starb 1998. ❚

Hans-Dietrich Genscher

Als 25-Jähriger ver-
ließ Hans-Dietrich
Genscher im Jahr
1952 die DDR. In der
B u n d e s r e p u b l i k
schloss er sich der
FDP an, für die er
1965 in den Bundes-
tag einzog.Von 1969
gehörte er als Innen-
minister (bis 1974)
und später als Außenminister (bis 1992) ver-
schiedenen Bundesregierungen an. Zugleich
war er von 1974 bis 1985 Bundesvorsitzen-
der der FDP, die ihn 1992 zum Ehrenvorsit-
zenden ernannte. ❚

Otto Graf Lambsdorff

1977 wurde der fünf
Jahre zuvor für die
FDP in den Bundes-
tag gewählte Otto
Graf Lambsdorff
Wirtschaftsminister
unter Bundeskanzler
Helmut Schmidt
(SPD). Nach dem
Bruch der sozial-libe-
ralen Koalition 1982
behielt er sein Amt, welches er fortan unter
Kanzler Helmut Kohl (CDU) ausübte, ehe er
1984 zurücktrat. Als FDP-Vorsitzender am-
tierte Graf Lambsdorff von 1988 bis 1993.
Danach ernannte auch ihn die Partei zum
Ehrenvorsitzenden. Otto Graf Lambsdorff
starb 82-jährig im Jahr 2009. ❚

Hildegard Hamm-Brücher

Hildegard Hamm-
Brücher wurde 1994
von der FDP als erste
Frau überhaupt für
die Bundespräsiden-
tenwahl nominiert.
Sie unterlag jedoch
dem CDU-Kandida-
ten Roman Herzog.
Zuvor hatte die 1921
geborene Hamm-
Brücher in der sozial-liberalen Koalition als
Staatssekretärin im Bildungsministerium
(1967-1969) sowie im Auswärtigen Amt
(1976-1982) gearbeitet. Dem Bundestag ge-
hörte Hildegard Hamm-Brücher bis 1990 an.
2002 verließ sie aus Enttäuschung über den
Kurs der Partei die FDP. hau ❚

LIBERALE KÖPFE
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Als Erststimmen-König der FDP gelang bei
der Wiedervereinigungswahl 1990 Uwe
Lühr mit 34,5 Prozent im Wahlkreis Halle
an der Saale der Gewinn des Direktman-
dats, zum ersten Mal für die Liberalen seit
1957. Im selben Wahlkreis konnte Außen-
amts-Staatsministerin Cornelia Pieper bei
der jüngsten Wahl gerade mal 2,1 Prozent
für sich zusammenkratzen. Das ist eines je-
ner desaströsen Ergebnisse, angesichts des-
sen dem ausgeguckten liberalen Reanima-
tor Christian Lindner ausgesprochen blü-
merant werden müsste. Unter Parteistrate-
gen gilt nämlich das ungeschriebene
Gesetz: Im Osten kannst du zwar keine
Wahlen gewinnen, aber gründlich verlieren.
Wie gerade erst am 22. September. Meist ei-
ne Zwei vor dem Komma, nirgends mehr als
eine Drei: In Berlin und den neuen Ländern
geriet die FDP so tief in den Keller, dass sie
damit auch republikweit an der Fünf-Pro-
zent-Hürde scheiterte. Lindner ließ indes
seit seiner selbst ausgerufenen Kandidatur
für den Parteivorsitz eines nicht erkennen:
Dass er die Zutaten für eine spezielle Ost-
Rezeptur zur FDP-Genesung im Kopf hat.

Nicht mehr schrill Und dies ist nur eine Fa-
cette der Schwundsucht, die den Liberalen
nun nachhaltig zusetzt: Personalnöte und
Finanzsorgen, viel weniger Zuarbeiter. Dras-
tisch verminderte Casting-Chancen für Rol-
len auf der politischen Bühne kommen hin-
zu. Doch der künftige Vorsitzende will nicht
durch schrille Auftritte mehr Aufmerksam-
keit erzwingen. Das ist seit dem Guido-Mo-
bil und Schuhsohlen-Wahlkampf tabu.
Immerhin verweist Parteisprecher Peter
Blechschmidt auf eine „wieder positive Bi-

lanz“ bei der Mitgliederentwicklung:
58.675 Mitglieder waren Ende 2012 regis-
triert. Dann ging es weiter bergab. Doch seit
der Landtagwahl in Bayern – eine Woche
vor der Bundestagswahl – seien rund 1.000
Eintritte bei nur 300 Austritten verzeichnet
worden.
Balsam für Lindners Seele ist das. Dessen
ungeachtet: „Ich mache mir keine Illusio-
nen, dass es schwierig wird“, hat der 34-jäh-
rige der „Zeit“ gesagt, von einer „ganz per-
sönlichen Mission“ gesprochen: „Wenn ich

die FDP 2017 zurück in den Bundestag füh-
re, bleibe ich Politiker. Sonst nicht.“
Was auch sonst? Im Misserfolgsfall müsste
er zwangsläufig den Rösler machen. Dabei
streicht Lindner ziemlich unverhohlen he-
raus, dass er es besser gemacht hätte als der
gescheiterte Philipp Rösler. Vor gut zwei Jah-
ren formierte sich die Boy-Group, die Gui-
do Westerwelle als Vorsitzenden in die Wüs-
te schickte: Rösler, der Vorsitzender wurde,
Lindner, der Generalsekretär blieb – dazu
Daniel Bahr, angelockt vom Gesundheits-

minister-Sessel. Linder warf alsbald spekta-
kulär die Brocken hin – „aus politischen
Gründen“, wie er heute sagt. Das heißt: Er
wusste es besser, wie die FDP zu revitalisie-
ren sei. Rösler ließ ihn nicht.
Jetzt lässt ihn die Partei. An seiner Wahl
beim Parteitag am 7. und 8. Dezember in
Berlin gibt es keinen Zweifel. Doch die Rah-
menbedingen haben sich eben drastisch
verschlechtert. Kein Bundestagsabgeordne-
ter mehr statt bislang 93 – damit fallen auf
einen Schlag in Fraktionsapparat und Wahl-

kreisbüros 600 Stellen weg – von der Sekre-
tärin bis zum wissenschaftlichen Mitarbei-
ter. Vor allem fehlen hauptberufliche Politi-
ker auch für die Parteiarbeit.
Otto Fricke (48) zum Beispiel, einer der
Vorleute der alten Bundestagsfraktion.
Lindner schätzt ihn, baut auf weitere Zu-
sammenarbeit. Nur: Jurist Fricke muss jetzt
vordringlich an seinen Broterwerb denken –
ebenso wie Daniel Bahr (36). Immerhin ge-
nießt Hermann Otto Solms (72) das Privi-
leg, als ausgeschiedener Bundestagsvizeprä-
sident noch bis zu vier Jahre über Büro und
Sekretariat verfügen zu können. Lindner
möchte ihn wieder als Schatzmeister für die
Partei gewinnen.
Hauptberuflich wird die scheidende hessi-
sche Kultusministerin Nicola Beer (43) die
Operation Wiederbelebung managen. Lind-
ner will sie sich vom Parteitag als neue Ge-
neralsekretärin an seine Seite stellen lassen.
Freilich: Sie muss sich mit einer deutlich ab-
gespeckten Parteizentrale begnügen. Es gab
bereits Vertragsauflösungen, Personalge-
spräche laufen: „In den kommenden Jahren
werden voraussichtlich noch etwa 20 der
zuletzt 38 Mitarbeiter beschäftigt sein“, so
Blechschmidt. Ohnehin komme in der Bun-
desgeschäftsstelle „grundsätzlich alles auf
den Prüfstand“ – von Zeitungsabos bis Te-
lefonkosten.
Offenbar türmt sich ein Schuldenberg von
über acht Millionen Euro auf. Blechschmidt
spricht von einer „angespannten Finanzla-
ge“. Er rechnet vor, dass die FDP wegen des
Rückgangs an Wählerstimmen im Vergleich
zu 2009 circa 3,8 Millionen Euro an Wahl-
kampfkostenerstattung pro Jahr verliert. Ob
die Spendenfreudigkeit schrumpft, weil die
FDP im Bundestag nicht mehr mitreden
kann, sei „nicht abzuschätzen“. Jedenfalls
dürfte insgesamt der Etat der FDP jeweils in
den nächsten Jahren um 2,2 bis 2,5 Millio-
nen Euro geringer als 2013 ausfallen.
Schrumpfkur bei der Bundespartei: Lindner
baut jetzt in erster Linie auf die verbliebe-

nen Volksvertreter. Derzeit sitzen zwölf im
Europäischen Parlament. Die Europawahl
im kommenden Mai wird der erste Test der
neuen FDP-Befindlichkeit. Die Partei könn-
te davon profitieren, dass in Deutschland
die fünf Prozent-Hürde auf drei Prozent ge-
senkt wurde.
Dem rigorosen Verriss des euroskeptischen
Kurses von Frank Schäffler, wie er etwa vom
Ehrenvorsitzenden Hans-Dietrich Genscher
geäußert wurde, mag sich Lindner nicht an-
schließen: „Die FDP ist die Partei der Mei-
nungsfreiheit.“ Schäffler hatte im Bundes-
tag alle Hilfsprogramme abgelehnt.
In erster Linie setzt Lindner auf die Veran-
kerung der FDP in den Kommunen – dort
hat die 1.000 Mandatsträger. Dazu kom-
men die Länder mit 92 Abgeordneten. Un-
versehens  rückt ein bisher in der Partei
reichlich unbedeutendes Gremium in den
Mittelpunkt: die Konferenz der Fraktions-
chefs. Ihr Vorsitzender, Christian Dürr aus
Niedersachsen hat sie zum „Maschinen-
raum der FDP“ erklärt.
Die Maschinisten sitzen in neun Landtagen
– in Baden-Württemberg und Hessen, in
Brandenburg und Nordrhein-Westfalen, in
Thüringen und Sachsen, in Niedersachsen,
Hamburg und Schleswig-Holstein. Damit
muss sich die FDP zwar noch nicht wieder
den Spott anhören, sie sei „eine Dame ohne
Unterleib“ – stark nur auf Bundesebene. Aber
immerhin saßen liberale Abgeordnete 1992
und 2011 kurzzeitig in allen 16 Landtagen.
Die Unterleibs-Diät aber geht wohl weiter:
Im nächsten Jahr wird in drei Bundesländern
gewählt. In Brandenburg, Thüringen und
Sachsen deuten die Umfragen klar auf einen
Rausschmiss der Partei aus den Parlamenten
hin. Was für Lindner bedeuten würde: Er
kann als neuer FDP-Chef im Osten schwer-
lich große Erfolge verbuchen – aber schei-
tern.   Franz Ludwig Averdunk ❚

Der Autor ist Korrespondent der
„Westfälischen Nachrichten“ in Berlin.

Aus dem tiefen Tal nach oben
FDP II Die neue Kraft der FDP soll aus den Landtagen und dem Europaparlament kommen. Die Konferenz der Fraktionsvorsitzenden soll als »Maschinenraum« dienen

S
ie waren dann mal weg. Wer am
Wahlabend des 22. September
die offizielle Party der FDP am
Berliner Alexanderplatz suchte,
fand kurz nach 23 Uhr nieman-
den mehr vor. Die Bühnenar-

beiter schraubten schon an ihren Metall-
stangen, und die Kellner teilten freizügig in
Vitrinen gestapelte Mozzarellabrötchen aus,
aber den spanischen Weißwein, den wollten
sie nicht mehr entkorken. Nur Volker Za-
strow, Parteivize aus Sachsen, saß verloren
im stadiongroßen Berliner Congress Center
(BCC) auf einem Hocker und scharte eine
Handvoll Journalisten um sich, streute
Durchhalteparolen. Er hat ja 2014 eine
Landtagswahl zu bestreiten. Ein Schock lag
über dem BCC.

Planen beim Italiener Andere schalteten
zur gleichen Zeit schon in den Planungsmo-
dus. FDP-NRW-Landes- und Fraktionschef
Christian Lindner aß beim Italiener und
ging seine Bewerbungsrede für den Chef-
posten am folgenden Tag durch – und im
Kopf von Jörg Paschedag ratterten die Zah-
len. Nicht die der Hochrech-
nungen, sondern der Geld-
probleme, die auf seine Par-
tei zukommen. Heute, über
einen Monat später, hat für
den Bundesgeschäftsführer
die Aufräumarbeit längst
begonnen.
Ein Besuch bei der FDP-Par-
teizentrale in Berlin-Mitte
ließe sich leicht in tristen
Tönen beschreiben. Da ist
der verrauchte Hausein-
gang, die Türklingel erinnert
an ein Geisterhaus, und auf den Fluren
kaum eine Seele. „Viele bummeln ihren
Resturlaub ab“, sagt ein Mann, der rasch in
einem Büro verschwindet. Doch dies ist nur
die eine Seite. Links und rechts arbeitet man
schon an der neuen FDP. „Wir haben in den
vergangenen Wochen alles in Frage ge-
stellt“, sagt Paschedag, „auch einen Auszug
aus dem Thomas-Dehler-Haus“. Die Libera-
len nach Marzahn? Dies wäre an Symbolik
wohl zu stark, die Partei wird ihre Zentrale
in der Reinhardtstraße in Steinwurfnähe zu
Verbänden und Institutionen nicht verlas-
sen. Doch Sparen ist jetzt angesagt. Im
Wahlkampf arbeiteten hier 40 Leute, jetzt
wird der Personalstamm auf 20 Mitarbeiter
zurückgestutzt; alle Abteilungsleiter müs-
sen gehen. „Mit den bleibenden Mitarbei-
tern werden wir über Gehaltsreduzierungen
reden.“
Jörg Paschedag legt Wert auf Bekenntnis: Im
dunklen Sakko überm weiß-gelb karierten
Hemd steckt ein gelbes Tuch mit blauen
Punkten, ein Spiel mit den Parteifarben. Auf
seinem Schreibtisch stapeln sich Akten.
„Wir haben bereits auch betriebsbedingte

Kündigungen aussprechen müssen.“ In der
Krise sieht er eine Chance. „Abteilungen im
klassischen Sinne wird es nicht mehr geben.
Die Referenten werden Querschnittsberei-
che bearbeiten und sich auch in der Kom-
munikation engagieren.“ Paschedag feilt an
Konzepten, wie sich die Dutzenden von Ex-
perten einbringen könnten, die in den Ab-
geordnetenbüros und Bundesministerien
arbeiteten und sich nun verstreuen. „Wir
wollen mit ihnen Netzwerke und Themen-
gruppen schaffen, damit es ein Zusammen-
spiel mit der Parteiführung geben kann“,
schwebt ihm vor. Die wie vom Winde ver-
wehten ehemaligen Mitarbeiter müssen un-
entgeltlich eingebunden werden – eine He-
rausforderung, aber auch eine Chance für
Idealisten. Zwei gemeinsame, gut besuchte
Abende habe es schon gegeben.
Die Partei steht vor einer Herkulesaufgabe.
Außerparlamentarische Opposition – das
muss sie erstmal lernen. Wie schwer es ist,
sich aus Machtlosigkeit heraus Gehör zu
verschaffen, erfahren die Liberalen derzeit
bei der Debatte um abgehörte Kanzlerhand-
ys und Datenschutz. Eigentlich ein Parade-

thema für die FDP, aber die
wenigen Statements drin-
gen nicht durch. Dies offen-
bart indes ein Grundpro-
blem, das die FDP schon
früher hatte.
Eine Studie des Instituts für
Demoskopie Allensbach ar-
beitete nach der Bundes-
tagswahl heraus, dass die
Kernthemen Bürgerrechte,
Datenschutz oder Bildung
und Forschung von den
Wählern weniger mit der

FDP in Verbindung gebracht werden. In der
öffentlichen Wahrnehmung versteifte sich
die Partei auf Wirtschaftsförderung, auf den
Widerstand gegen Steuern und auf den Mit-
telstand. Das allein reichte nicht. Zumal die
Liberalen in der vergangenen Legislatur als
Regierungspartei zu liefern hatten: Man ha-
be sich in 18 von 19 Punkten durchgesetzt,
hatte Parteichef Guido Westerwelle seiner-
zeit nach dem Abschluss der Koalitionsver-
handlungen mit der Union bilanziert. Da-
mit legte er die Messlatte hoch – und die
FDP sprang in der Umsetzung dieser Punk-
te unten durch. Ihre Partnerin, die Union,
wollte es so.
Die Wähler straften die FDP aus allen Rich-
tungen ab. Laut dem Umfrageinstitut infra-
test dimap wanderten 1,8 Millionen Wäh-
ler, die sich vor vier Jahren für die FDP ent-
schieden hatten, ins Lager von CDU und
CSU. Immer mehr macht den Liberalen zu
schaffen, dass die Union unter der Führung
Angela Merkels in die politische Mitte
drängt, ein Ort, an dem sich die FDP stets
sah. Das schafft Platzprobleme. Und dort
verlor sie überall. Selbständige (-16 Pro-

zent), Beamte (- zehn Prozent) und Ange-
stellte (- elf Prozent) wandten sich gleicher-
maßen von ihr ab. Gewählt wurde sie von
Männern (fünf Prozent) wie Frauen (vier
Prozent) nahezu gleich. Auch in allen Al-
tersgruppen erreichte sie fünf Prozent. Es
waren allerdings die 25- bis 44-Jährigen, die
sich von ihnen abwandten (- elf bis 13 Pro-
zent). Dieser Trend der allgemeinen Nieder-
lage zeichnet sich beim weiteren Blick auf
die Wählerwanderungen fort.
530.000 ehemalige Wähler entschieden
sich diesmal für die SPD, und 430.000
machten ihr Kreuz bei der AfD. Die Zahlen
zeigen klar, dass die Euroskeptiker kaum die
FDP beerben werden, denn eine eindeutige
Wählerwanderung zu ihnen ist nicht er-
kennbar; schließlich entschieden sich

460.000 FDP-Wähler für das Fernbleiben
von den Urnen. Die „Fleisch-vom-Flei-
sche“-These findet in den Daten keine
Grundlage.

Die Versuchung AfD Dennoch lockt die
FDP die Versuchung, der AfD nachzueifern
und einen europakritischen Kurs einzu-
schlagen; schließlich stehen im kommen-
den Jahr Europawahlen an, und da kom-
men vereinfachende Protestparolen besser
an. Macht sich die FDP auf jenen rechtspo-
pulistischen Weg, den manche liberale Par-
tei in Europa eingeschlagen hat? Die FPÖ in
Österreich stand einmal für Sozialliberalis-
mus, bevor sie nach Rechtsaußen trieb. Ge-
ert Wilders von den Rechtspopulisten in
den Niederlanden engagierte sich 15 Jahre

lang in der rechtsliberalen VVD, und auch
die Dänische Volkspartei entwickelte sich
aus einer ultraliberalen und steuerstaats-
feindlichen Partei heraus. „Von denen, die
sich künftig in der Parteiführung engagieren
wollen, plädiert keiner für einen europakri-
tischen Kurs“, sagt Jörg Paschedag über die
FDP. „Ich sehe keine Notwendigkeit für ei-
ne programmatische Neuaufstellung. Die
Antworten in unserem Programm mögen
mitunter wenig populär sein, sind aber
nach wie vor zutreffend.“ Bleibt die Frage,
wie sie kommuniziert werden. Paschedag
nennt das „Drehen an Stellschrauben“ –
und will durch Verschlankung den Parteiap-
parat effektiver gestalten.
„Wir müssen über die Größe des Bundes-
parteitags nachdenken“, sagt er zum Bei-

spiel. „Dass mehr als ein Prozent aller Mit-
glieder Delegierte sind, halte ich für überdi-
mensioniert.“ Es wird für die FDP also da-
rum gehen, die Idealisten zu mobilisieren.
Jene, für die der politische Liberalismus ei-
ne Partei braucht, die für ihn einsteht. Dies
könnte für die Partei tatsächlich einen neu-
en Kurs bedeuten – weg von der Union und
hin zur Zeit vor 1982, als die FDP mit der
SPD kooperierte. Die Saat dazu wurde am
Wahlabend gelegt – durch die höhnischen
Kommentare von Feiernden in der Berliner
CDU-Zentrale und durch jene Unionspoli-
tiker, die sich danach plötzlich nicht mehr
meldeten. Paschedag knetet seine Hände.
„Diese unangemessene Häme auch bei eini-
gen Unionsanhängern lässt tief blicken.“
Und er eilt zum Schreibtisch. Jan Rübel ❚

Vom Winde verweht
FDP I  Die vom Wähler gedemütigte Partei sieht keinen Grund für eine Öffnung hin zu den Euro-Kritikern

Keiner mehr da: Nach der Wahlniederlage verging den FDP-Funktionären schnell die Lust am Feiern.

Sich aus 
der

Machtlosigkeit
heraus 

Gehör zu
verschaffen, ist
sehr schwer.
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Halle an der Saale ist die Geburtsstadt von Hans-Dietrich Genscher (hier vor seinem Geburtshaus). Die Stadt war einmal FDP-Hochburg.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Herber
Verlust an
Vertrauen
DATENSCHUTZ Die FDP hat nach Ansicht
von Politikwissenschaftlern bei diesem
liberalen Kernthema auf ein eigenes Profil
verzichtet und damit einen schweren
Fehler gemacht. Die Grünen wollen hier
verstärkt Akzente setzen

Nach neuen Hinweisen auf Spähaktionen des US-Geheimdienstes NSA wollen Deutschland und die Europäische Union den Datenschutz gegenüber den Vereinigten Staaten erhöhen.

N
ach Ansicht des Parteien-
forschers Gero Neuge-
bauer ist der Wandel der
FDP eng mit dem Namen
Guido Westerwelle ver-
bunden. „Mit dem Gene-

ralsekretär Westerwelle ist die FDP Mitte der
1990er Jahre von ihren kernliberalen The-
men mehr und mehr zu marktliberalen
Themen abgerückt“, sagt Neugebauer. Der
Datenschutz etwa habe sich danach nur
noch auf die Frage des Schutzes von Wett-
bewerbern auf dem Markt bezogen, urteilt
der Politikwissenschaftler der Freien Uni-
versität Berlin. 
Aber hat sich nicht die von der FDP gestell-
te Bundesjustizministerin Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger in der abgelaufenen Le-
gislaturperiode erfolgreich gegen die von
CDU und CSU geforderte Vorratsdatenspei-
cherung gestellt? In der Tat gebe es nach wie
vor einige FDP-Politiker, die sich dem libe-
ralen Kernthema Datenschutz verpflichtet
fühlten, räumt Neugebauer ein. Auch hät-
ten sich im Koalitionsvertrag durchaus Aus-
sagen zum Datenschutz gefunden. 
Dies könne aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass der Datenschutz zu einem Rest-
posten geworden ist, der gerade einmal in
Wahlkämpfen noch Bedeutung bekommt,
urteilt Neugebauer. „Damit die FDP in der
öffentlichen Debatte nicht nur als das wahr-
genommen wird, was sie ist – eine marktli-
berale Partei“, ist seine Meinung. 

Dass in der schwarz-gelben Regierungszeit
die großen Reformen beim Datenschutz
ausgeblieben sind, belegen auch die Tätig-
keitsberichte des Bundesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit, Peter Schaar. Da ist unter anderem
vom Stillstand bei der Modernisierung des
Datenschutzrechts in Deutschland die Rede
und von der „Ad-acta-Legung“ des angekün-
digten Beschäftigtendatenschutzgesetzes.  

Vorratsdatenspeicherung Schaar ist na-
türlich weit davon entfernt, die Schuld für
das Versagen einem der beiden Koalitions-
partner in die Schuhe zu schieben. Und
dennoch nimmt er die Freien Demokraten
ein bisschen in Schutz, indem er sagt: „Der
kleinere Koalitionspartner kann alleine
nicht allzu viel durchsetzen, jedenfalls dann
nicht, wenn ein vom Koalitionspartner ge-
leitetes Ressort zuständig ist.“ Allenfalls
könne er das ein oder andere verhindern,
wie es etwa bei der Vorratsdatenspeicherung
geschehen sei. Schaar ist durchaus der An-
sicht, dass es „FDP-Politiker gab und gibt,
denen das Thema Datenschutz am Herzen
liegt und die sich dafür eingesetzt haben“.
Es gebe aber auch Kräfte, die in dieser Frage
stärker das Interesse der Wirtschaft im Blick
hätten, fügt er hinzu. 
Zur erstgenannten Gruppe zählt nach Auf-
fassung des obersten deutschen Daten-
schützers auch Gisela Piltz. Die FDP-Innen-
politikerin hat sich – sehr zum Unwillen des

Koalitionspartners – gegen die Vorratsda-
tenspeicherung ausgesprochen. Mit Erfolg.
Die ehemalige Abgeordnete blickt daher
auch positiv auf die Regierungszeit zurück.
„Wir haben einiges für den Datenschutz in
den vergangenen vier Jahren erreicht“, sagt
sie trotzig und verweist auf die verhinderte
Vorratsdatenspeicherung, die Einstellung
des geplanten Chipkartenverfahrens bei der
Einkommenserfassung und die Gründung
der Stiftung Datenschutz, „obwohl dies von
der Union eher boykottiert wurde“. Und
dennoch weiß sie, dass die öffentliche

Wahrnehmung eine andere ist. „Es ist für
die öffentliche Betrachtung schöner, wenn
Sie sich für etwas einsetzen können als
wenn der Erfolg darin besteht, dafür zu sor-
gen, dass es nicht zu schlimm kommt“, sagt
Gisela Piltz.
Und so ist auch bei dem liberalen Kernthe-
ma Datenschutz die FDP der Union in die
Falle gegangen, findet Gero Neugebauer.
„Die Mängel beim Datenschutz werden der
FDP angelastet“, urteilt der Politikwissen-
schaftler. Das habe damit zu tun, dass man
das Thema der FDP-Ministerin Leutheusser
Schnarrenberger zugewiesen hat. „Sie sollte
sich da tummeln, aber bitte nicht für ernst-
hafte Probleme in der Koalition sorgen“,
sagt Neugebauer. Sein Fazit: Die FDP habe
in der Koalition auf ein eigenes liberales
Profil verzichtet und damit den Parteien-
wettbewerb in bestimmten Politikfeldern –
wie auch dem Datenschutz – vernachlässigt.
„Das hat zu der Situation geführt, wie wir
sie jetzt haben.“ 
Und wie geht es nun ohne liberale Partei im
Parlament mit dem Datenschutz weiter?
Den ganz großen Durchbruch erwartet Da-
tenschützer Schaar von einer Großen Koali-
tion offenbar nicht. „Wir wissen nicht, was
kommt, aber: Keiner der beiden Koalitions-
partner hat in seinem Programm den Da-
tenschutz ganz oben stehen“, gibt er zu be-
denken. Schaar erwartet eher, „dass der Da-
tenschutz künftig gerade für die kleineren
Parteien ein wichtigeres Thema wird – nicht

bloß bei der FDP, sondern auch bei Grünen,
Linken und Piraten“. 
Dass CDU und CSU das Erbe des Liberalis-
mus antreten, hält Parteienforscher Neuge-
bauer für unwahrscheinlich. „Die Union
hat vergessen, sich dahingehend zu moder-
nisieren und das Feld des politischen Libe-
ralismus anderen überlassen“, sagt er und
hält eher die Grünen für die Partei, die ei-
nen modernen Liberalismus vertreten
könnte. 

Freiraum für Freiheit Die Grünen eine li-
berale Partei? Deren Innenexperte Konstan-
tin von Notz findet dies überhaupt nicht ab-
wegig. „Das Liberale und Freiheitliche steht
schon in der Geburtsurkunde der Grünen“,
sagt er. Es bedürfe jedoch einer Definition
des Liberalismus. „Meint man die Ellenbo-
genfreiheit? Die völlige Abwesenheit des
Staates? Oder meint man, dass der Staat oft
auch den Freiraum für die Freiheit schaffen
soll, manchmal schaffen muss.“ Seiner An-
sicht nach hat die FDP im vergangenen Jahr-
zehnt im Grunde die Abwesenheit des Staa-
tes als Freiheit definiert „und das vor allem
aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten“. Mit
modernem Liberalismus habe dies nichts
zu tun, sagt von Notz. 
Der Innenpolitiker hat in der abgelaufenen
Legislaturperiode als Mitglied der Enquete-
Kommission „Internet und digitale Gesell-
schaft“ mit den Freien Demokraten über
das wichtige Thema der Netzneutralität ge-

stritten. „Die FDP hat bei der Netzneutrali-
tät immer argumentiert, der Markt regelt
das. Wir sagen, der Gesetzgeber muss das
gesetzlich festschreiben, auch damit der
Markt überhaupt funktioniert“, so von
Notz. Der Ankündigung der Telekom, die
Geschwindigkeit im Netz zugunsten eigener
Inhalte zu drosseln, habe gezeigt, „dass
Selbstregulierung eben nicht funktioniert“.
Sebastian Blumenthal, für die FDP in der
Internet-Enquete aktiv, bewertet das anders.
„Wir haben uns immer zu einem diskrimi-
nierungsfreien Zugang zum Internet be-
kannt“, sagt er. Auf eine enge gesetzliche Re-
gelung habe man verzichtet, um neue Ge-
schäftsmodelle nicht zu gefährden. Den-
noch sei man handlungsfähig gewesen.
„Falls es Ausführungsschwierigkeiten geben
sollte, wollten wir das Telekommunikati-
onsgesetz verschärfen.“ 
Das müsste nun wohl die Große Koalition
tun. Konstantin von Notz hat nicht nur in
dieser Frage aber so seine Zweifel: „Ich sehe
niemanden, der in einer eventuellen Gro-
ßen Koalition für einen modernen Libera-
lismus, für ein freiheitliches Staatsverständ-
nis stehen könnte. Ich sehe auch nieman-
den, der für die Bürgerrechte eine klare Li-
nie zieht“, sagt der Grünen-Politiker und
kündigt schon mal eine „laute und kratz-
bürstige“ Opposition an.   Götz Hausding ❚

Der Autor arbeitet als 
freier Journalist in Berlin.

Was soll der Staat regeln, von welchen
Aufgaben sollte er besser die Finger las-
sen? Nachdem die FDP beid der Bundes-
tagswahl an der Fünf-Prozent-Hürde ge-
scheitert ist, wird eine alte Frage im Partei-
enspektrum diskutiert. Fast scheint es, als
entdeckte politische Konkurrenz nun ihr
liberales Herz: Das Wahlergebnis war kei-
ne Woche alt, als erste Überlegungen auf-
tauchten, wie man denn nun umgehe mit
dem fehlenden „liberalen Korrektiv“ im
Parlament. 
Die stellvertretende CDU-Vorsitzende Ju-
lia Klöckner etwa empfahl, dass die Uni-
on nun auch „Funktionen der FDP über-
nehmen“ und ihren „Wirtschaftsflügel
weiter stärken müsse“. Auch für Teile der
Grünen scheint der Versuch verlockend, li-
berale Positionen nach vorne zu stellen:
„Wir Grünen müssen wieder zur Partei der
Freiheit werden“, sagte der Vorsitzende
Cem Özdemir Anfang Oktober auf einem
Kleinen Parteitag.  „Wir müssen unsere ei-
genen libertären Wurzeln wieder suchen,
die ein Teil unserer Gründungsgeschichte
waren.“ 

Abwerbeversuche Auch aus anderen
Richtungen gibt es den Versuch, eine Wäh-
lerschaft anzusprechen, die in der FDP im
Augenblick offenbar keine Heimat findet:
Die Freien Wähler etwa wollen nach Aus-
kunft ihres Vorsitzenden Hubert Aiwanger
die FDP „in der bürgerlichen Mitte ver-

drängen“. Der stellvertretende Parteispre-
cher der Alternative für Deutschland
(AfD), Alexander Gauland, reklamiert für
seine Partei, dass sie einiges mit der FDP
verbinde, weil auch sie vom Individuum
her denke. Und mehrfach hatte der schei-
dende Vorsitzende der Piraten, Bernd
Schlömer, unterstrichen, dass er seine Par-
tei weniger als linke denn als liberale Kraft
verstehe. 
Die aktuelle Diskussion
zeigt das Problem mit der
Trennschärfe beim Begriff:
Nahezu alle reklamieren für
sich, (auch) liberal zu sein,
nur dass jeder etwas anderes
darunter versteht.  Die Dis-
kussion zeigt aber auch,
dass Liberalismus verschie-
dene politische und ökono-
mische Vorstellungen um-
fasst, vor allem aber:  in al-
len Lagern ungebrochen
faszinieren kann. Zu die-
sem Befund kommt auch eine Allensbach-
Studie vom Oktober: 27 Prozent der Deut-
schen glauben an die Existenzberechtigung
einer liberalen Partei. 
Liberale Positionen beziehen etwa Grüne
und auch Die Linke, wenn es darum geht,
den Einzelnen vor dem aus ihrer Sicht un-
verhältnismäßigen Zugriff des Staates auf
seine Daten zu schützen: Die Ablehnung
der Vorratsdatenspeicherung – aus der üb-

rigens auch die FDP-Justizministerin Sabi-
ne Leutheusser-Schnarrenberger kein Ge-
heimnis gemacht hat – ist dafür ein Bei-
spiel. Und wenn andererseits CDU und
CSU eine „Lohnuntergrenze“ fordern, die
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
seite ausgehandelt werden solle, dann ist
das auch Ausdruck eines liberalen Ver-
ständnisses, in dem nicht der Staat die Hö-
he eines Mindestlohns festsetzen soll. 

Vertreter der FDP selbst sind
über die Anleihen der poli-
tischen Konkurrenz nicht
erfreut: Der Generalsekretär
der nordrhein-westfäli-
schen FDP, Marco Busch-
mann, bezeichnete es
jüngst als „Mimikry“ und
„Umwertung aller Werte“,
wenn sich manch andere
nun vorschnell des Labels
„liberal“ bedient.  Busch-
mann antwortete auf einen
Gastbeitrag in  der „Zeit“

von Anton Hofreiter, der seine Partei als
„starke Kraft der Freiheit“ bezeichnet hatte.
Der Fraktionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen argumentierte darin unter
anderem, dass staatliche Interventionen
zur Bewahrung und Ermöglichung von
Freiheit gerechtfertigt seien. 
Buschmann sieht darin Züge eines nicht-li-
beralen Denkens: Ein Liberaler würde näm-
lich davon sprechen, dass nicht der Bürger

seine Freiheit, sondern zunächst einmal
umgekehrt der Staat jeden Eingriff in die
Freiheit zu begründen habe. Wenn Innen-
minister Hans-Peter Friedrich (CSU) von
einem „Supergrundrecht Sicherheit“ spre-
che und Hofreiter nun etwa ein „Super-
grundrecht auf Ökologie“ postuliere, sei
eben keine konsequent liberale Politik zu
erwarten, die so viel Freiheit wie möglich
will und so wenig Vorschriften wie nötig.

Neoliberale Eines wollten und wollen
politische Gegner der FDP nicht sein:
„neoliberal“. Dabei stand der Begriff ur-
sprünglich für einen Gegenentwurf zu De-
regulierung, Nachtwächterstaat und einer
Ellenbogen-Marktwirtschaft, die anzustre-
ben mancher Kritiker der FDP unterstellt.
Es waren „Neoliberale“ wie die Ökono-
men der Freiburger Schule, die klare Re-
geln eines starken Staates forderten, um
fairen Wettbewerb zu ermöglichen und et-
wa Kartelle und Monopole zu verhindern.
Die Freiburger „Ordo-Liberalen" waren
Paten eines sehr erfolgreichen Wirtschafts-
modells. Sein Name: Soziale Marktwirt-
schaft.                                            ahe ❚

Liberale gibt es überall
PARTEIEN Die politische Konkurrenz versucht jene Wähler ansprechen, die bei der FDP momentan keine Heimat finden

Alle reklamie-
ren für sich,

auch liberal zu
sein, doch jeder

versteht 
darunter etwas

anderes.
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Die scheidende Justizministerin Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger (FDP)
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Es war ein bis dahin einmaliger Vorgang in
der Geschichte der Europäischen Union –
und ist es bis heute: „Die Regierungen der
14 Mitgliedsstaaten werden keinerlei offi-
zielle bilaterale Kontakte auf politischer
Ebene mit einer österreichischen Regierung
unter Einbindung der FPÖ betreiben oder
akzeptieren.“ Mit dieser harrschen Erklä-
rung reagierten die EU-Mitgliedstaaten An-
fang 2000 auf die sich Wien bildende Koali-
tion aus Österreichischer Volkspartei (ÖVP)
unter Wolfgang Schüssel und der als rechts-
populistisch eingestuften Freiheitlichen
Partei Österreichs (FPÖ) unter Jörg Haider.
Und weiter hieß es: „Österreichische Bot-
schafter werden in den EU-Hauptstädten
nur noch auf technischer Ebene empfan-
gen.“

Weisenbericht Führende FPÖ-Politiker
hatten im Wahlkampf immer wieder mit
ausländerfeindlichen Äußerungen die
Angst vor einem massiven Rechtsruck in
den Staaten Europas aufkommen lassen.
Über sieben Monate legten die Regierungs-
chefs der EU deshalb die Beziehungen zur
Alpenrepublik auf Eis. Erst im Sommer
2000 wurden die „Sanktionen“, wie das
Vorgehen der EU in Österreich genannt
wurde, beendet. Ermöglicht wurde dies
durch einen sogenannten Weisenbericht,
den der frühere finnische Staatspräsident
Martti Ahtisaari, der deutsche Völkerrecht-
ler Jochen Abraham Frowein und der frühe-
re spanische EU-Kommissar Marcelino Ore-
ja erstellten. 
Der Weisenbericht attestierte der österrei-
chischen  Regierung, dass sie für die Be-
kämpfung von Rassismus, Diskriminierung,
Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit
eintrete. Auch die Asylpolitik gestalte sich,
von einigen Problemen abgesehen, ganz
ähnlich wie in allen anderen EU-Staaten.
Allerdings waren die drei Weisen auch zu
dem Ergebnis gekommen, dass in der FPÖ
sehr wohl rechtsextreme Positionen vertre-

ten würden. Auf die Regierungspolitik habe
dies jedoch keinen Einfluss. Diese Aussage
reichte den übrigen EU-Regierungschefs,
um die diplomatisch verfahrene Situation
zu bereinigen. 

Projekt 18 Der Flirt mit dem rechten Rand
ist auch unter Deutschlands Liberalen
durchaus schon Thema gewesen. Im Bun-
destagwahlkampf 2002 wollte die FDP mit
dem „Projekt 18“ zu neuen Höhenflügen
ansetzen. Beflügelt von seinem eigenen
Wahlerfolg  bei den Landtagswahlen in
Nordrhein-Westfalen, den er auch mit po-
pulistischen Auftritten im Stile Haiders er-
rungen hatte, wollte der Landesvorsitzende
Jürgen W. Möllemann seiner Partei auch im
Bund neue Wählerschichten erschließen. 
Doch während der eigens gekürte FDP-
Kanzlerkandidat Guido Westerwelles auf ei-
nen fidelen Spaßwahlkampf setzte und mit
seinem „Guidomobil“ durch die Republik
tourte, schlug Möllemann ganz andere Tö-
ne an. In einem Faltblatt, das er als Post-
wurfsendung verbreitete, griff er die Politik
Israels und von Ministerpräsident Ariel Sha-
ron gegenüber den Palästinensern scharf an.
Zuvor hatte Möllemann den grünen Land-
tagsabgeordneten Jamal Karsli unterstützt,
der ebenfalls Israels Politik verurteilte.
Möllemanns Kurs löste deutschlandweit ei-
ne heftige Antisemitismus-Debatte aus und
brachte die FDP in arge Bedrängnis. Nach
dem mit 7,4 Prozent enttäuschenden Bun-
destagswahlergebnis verschärften sich die
Konflikte. Hildegard Hamm-Brücher, die
Grande Dame der FDP, erklärte als Reakti-
on auf die „von A bis Z verfehlte Wahl-
kampfstrategie 18“ nach 50-jähriger Mit-
gliedschaft den Austritt aus der FDP. Unter
anderem kritisierte sie die „Annäherung der
FDP an die antiisraelischen und einseitig
propalästinensischen Positionen des Herrn
Möllemann“ und bemängelte eine unzurei-
chende Abgrenzung Westerwelles von die-
sem Kurs. Alexander Weinlein ❚

Das Haider-Gespenst
WAHLKAMPF Der populistische Flirt mit dem rechten Rand

Die Tea Party ist die Aufsteigerin in der
Amtszeit Barack Obamas. Wegen ihrer Rol-
le im Machtkampf in den USA wird sie gern
als „konservativ“ bezeichnet und am rech-
ten Rand des politischen Spektrums veror-
tet. Im Herbst 2013 war sie die treibende
Kraft beim Versuch, den Präsidenten mit ei-
ner Zwangsschließung der Regierung zu ei-
nem Kurswechsel bei der Gesundheitsre-
form und der Haushaltspolitik zu zwingen.
Diesen Ansatz hatte sie bereits im Sommer
2011 erprobt, doch als die Rating-Agentur
Standard & Poors damals in einer Reaktion
auf den angedrohten „Government Shut-
down“ die Kreditwürdigkeit der USA herab-
stufte, verweigerten moderate Kräfte in der
Republikanischen Partei dem Tea-Party-Flü-
gel die Gefolgschaft und schlossen einen
Kompromiss mit den Demokraten. 
Das Etikett „konservativ“ bietet sich auch
an, weil die Mehrheit der Anhänger der Tea
Party sich selbst so verortet. Drei Viertel be-
zeichnen sich als „konservativ“ oder „sehr
konservativ“ und bewerten Präsident Oba-
ma als „very liberal“, was man freilich nicht
als „liberal“ übersetzen sollte, sondern als
„sehr progressiv“ oder „links“.

Distanz zum Staat Mit „konservativ“ ist die
geistige Grundhaltung und sind die ideolo-
gischen Reflexe der Tea Party jedoch nur un-
zureichend beschrieben. Einen Gutteil der
Grundüberzeugungen ihrer Anhänger wür-
de man in Deutschland dem liberalen Lager
zuordnen: Distanz zum Staat und zur Regie-
rung. Diese sollen nicht automatisch für al-
les zuständig sein. Liberale vertrauen auf
mündiger Bürger und ihre Bereitschaft,
selbst Verantwortung zu übernehmen.  In

diesem Sinne sind die meisten Anhänger
der Tea Party Liberale. Als die drei Haupt-
gründe für ihren Zorn nennen sie in Umfra-
gen: erstens Obamas Gesundheitsreform;
zweitens, dass die Regierung zu viel Geld
ausgebe; drittens, dass „unsere Meinung in
Washington nicht gehört“ wird. 
Die Ablehnung der Gesundheitsreform ist
für viele Deutsche nur schwer zu verstehen.
Amerikaner stören sich nicht an der Idee,
dass jeder Mensch eine Krankenversiche-
rung haben soll. Auch sie meinen, dass das

Individuum das Risiko einer schweren Er-
krankung in der Familie und ihrer ökono-
mischen Folgen kaum allein tragen kann.
Aber viele wenden sich dagegen, dass der
Staat das vorschreiben möchte. Freiwillige
Versicherung ja – Pflichtversicherung nein.
Sie sehen darin eine Frage der Freiheit und
nicht, wie die Deutschen, der Sicherheit.

Regeln des Marktes Klassisch liberal war
auch die Ablehnung der staatlichen Ret-
tungsschirme für Banken und Autokonzer-

ne durch die Tea Party. Wer schlecht wirt-
schaftet, soll Pleite gehen. Das sind die Re-
geln der Marktwirtschaft. 
Laut Umfragen unter ihren Anhängern ist
das wichtigste Ziel der Tea Party, die Regie-
rung zu verkleinern. Sie werfen der Regie-
rung Obama zudem vor, dass sie sich zu
sehr um Sozialprogramme und um Minder-
heiten kümmere, und dass der Schulden-
berg dramatisch wachse, weil sie mehr Geld
ausgebe, als aus Steuern und Abgaben ein-
fließen. In der Auseinandersetzung um die
Ausspähaktivitäten des Geheimdienstes
NSA gehören viele Tea-Party-Vertreter zu
den Skeptikern. Sie sind gegen eine aus-
ufernde und weitgehend unkontrollierte
Überwachung von Individuen. Diese Über-
zeugung ist ihnen wichtiger als der typische
Reflex „konservativer“ Republikaner, dass
die Sicherheit vor Terror im Zweifel Vorrang
vor individuellen Freiheiten habe.
Die Tea Party ist zudem eine Bewegung, die
gegen die tradierten Machtstrukturen aufbe-
gehrt – ähnlich wie klassische liberale Frei-
heitsbewegungen in Deutschland. Ihr Zorn
auf die republikanischen Führer ist nur we-
nig geringer als ihre Wut auf Obama. Sie är-
gern sich über „Rinos“ (Republicans in na-
me only) – Leute, die sich als Republikaner
ausgeben, aber die Prinzipien der Partei ver-
raten, wie zum Beispiel George W. Bush, un-
ter dem die Regierung dramatisch ausge-
baut und die Verschuldungsspirale be-
schleunigt wurde. Die Tea Party verfolgt al-
so trotz ihres konservativen Etiketts
klassische Ziele der Liberalen. Wegen der ra-
biaten Methoden zur Durchsetzung dieser
Ziele, insbesondere dem „Government
Shutdown“ hat sie jedoch laut Umfragen
stark an Rückhalt in der Bevölkerung verlo-
ren. Christoph von Marschall ❚

Der Autor ist Diplomatischer Korrespondent der
Chefredaktion des „Tagesspiegels“ und Autor

des Buchs „Was ist mit den Amis los? Warum sie
an Barack Obama hassen, was wir lieben“. 

Eine Frage der Freiheit und nicht der Sicherheit
USA Der Tea-Party-Flügel der Republikaner ist eine erzkonservative und liberale Kraft zugleich 
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ch möchte eine Alternative gegen
den Zynismus bieten. Eine Alterna-
tive zum Herunterreden Europas.
Eine Alternative zu weniger Europa.
Ich will mehr Europa.“ Es ist Guy
Verhofstadt, Vorsitzender der Frakti-

on der Allianz der Liberalen und Demokra-
ten in Europa (ALDE), der mit diesen Wor-
ten 2005 sein „Manifest“ für die Vereinigten
Staaten von Europa präsentierte. Noch war
von der Finanzkrise nichts zu sehen, bis zu
den ersten Gedanken an eine Vertiefung der
Wirtschafts- und Währungsreform dauert es
noch einige Jahre. Und doch schwang sich
Verhofstadt zu einem flammenden Appell
auf zugunsten einer Gemeinschaft, die
nicht nur die Personenkontrollen abschafft,
sondern den Binnenmarkt auch zu einem
Symbol ihre Zusammenhalts macht. Frei-
heit als liberales Credo. Der frühere belgi-
sche Ministerpräsident, gewohnt dort Kom-
promisse zu schmieden, wo sie kaum mehr
möglich scheinen, ist zu einer Ikone des Li-
beralismus in Europa geworden. 
Tatsächlich sind die Vertreter der ALDE aus
dem Kräftespiel der EU nicht mehr wegzu-
denken. 55 Mitgliedspartei-
en haben sich zu diesem eu-
ropäischen Bündnis zusam-
mengeschlossen. 75 der ins-
gesamt 756 Abgeordneten
gehören dem Europäischen
parlament an – elf Prozent
der Mandatsträger. In der
Europäischen Kommission
fällt ihr Gewicht noch deut-
licher aus: Acht Ressortchefs
entstammen liberalen Par-
teien ihre Heimatländer –
darunter Schwergewichte
wie der Finne Olli Rehn, der den Bereich
„Wirtschaft und Währung“ innehat. Dazu
zählen auch Karel de Gucht von den belgi-
schen Liberalen (Handel), Neelie Kroes aus
den Niederlanden (Digitale Agenda) oder
die Schwedin Cecilia Malmström (Inneres).
Zwei der 28 Regierungschefs in der EU kom-
men aus den Reihen der Liberalen: Mark
Rutte von der niederländischen Volkspartei
für Freiheit und Demokratie (VVD), und
Andrus Ansip von der Estnischen Reform-
partei (ER). In 13 EU-Regierungen sitzen
Vertreter von 20 ALDE-Parteien mit in der
Regierung. „Die Liberalen haben Europa zu
dem gemacht, was es ist“, betont ALDE-Par-
teichef Graham Watson gerne. 

Deutsche Mitglieder Die zwölf deutschen
FDP-Fraktionsmitglieder – nur die briti-
schen Liberalen stellen ebenfalls zwölf Ab-
geordnete in der Fraktion – gehören zu den
Vorzeigegesichtern der drittstärksten Parla-
mentskraft. „Noch“, würden viele Kritiker
jetzt einwenden. Denn die Zukunft ist un-
gewiss. Fast schon peinlich ist den Liberalen
die Entwicklung mancher Nationalisten

und Euro-Kritiker aus den eigenen Reihen.
Die österreichische FPÖ häutete sich unter
dem inzwischen verstorbenen Parteichef
Jörg Haider zu einer rechtsnationalen Kraft.
Der niederländische Rechtspopulist Geert
Wilders begann seine Laufbahn ebenfalls
unter einer liberalen Fahne. Europa-Skepsis
macht der frühere „Zeit“-Politikchef Werner
A. Perger in einem Zeitungsbeitrag als „Ein-
stiegsdroge“ aus: „Die Versuchung lauert in
einer Flucht nach vorn. Dorthin, wo die an-
tieuropäischen Illusionen und Emotionen
wohnen. Worüber das Volk sich ärgert und
mit seinem Misstrauen gegenüber der EU
gehört werden will.“ 
Das starke Abschneiden neuer liberaler
Kräfte oder solcher Gruppierungen, die das
Etikett für sich in Anspruch nehmen – wie
die Alternative für Deutschland (AfD) –, ge-
fährden das Alleinstellungsmerkmal der Li-
beralen, sagen Politikbeobachter. Andreas
Geiger von der Lobbykanzlei Alber & Gei-
ger in Brüssel meint: „Die FDP hat es ver-
säumt, vor lauter Klientelpolitik klarzuma-
chen, um was es einer liberalen Kraft wirk-
lich gehen sollte. Nämlich das zurückzuho-

len, was durch staatliche
Gängelung schleichend ab-
handen gekommen ist: in-
dividuelle Freiheit.“
Der Appell eröffnet ein wei-
tes Feld für den Liberalis-
mus in einer EU-Konstrukti-
on, die vor allem unter
Kommissionspräsident José
Manuel Barroso zu einer Be-
glückungspolitik für jeden
wurde. Verbraucherschutz
wird mit Glühbirnen,
Duschköpfen und 900-

Watt-Staubsaugern definiert. Und anstatt
das Prinzip Subsidiarität, das man noch
2009 im Lissabonner Vertrag als eherne Säu-
le eingezogen hatte, durchzuhalten, gefällt
sich die Kommission in immer neuen Ein-
griffen. Die Idee des deutschen Energie-
kommissars Günther Oettinger (CDU), der
lokale und regionale Zulassungsstellen von
Bauprojekten zu Gunsten von neuen
Stromtrassen mit „hohem europäischen In-
teresse“ entmachten und die Zulassung ei-
ner nationalen Stelle übertragen will, hat
mit dem Prinzip „Vor Ort entscheidet sich
alles besser“ wenig zu tun. 
Alexander Graf Lambsdorff, die mutmaßli-
che Nummer Eins der FDP bei Europawahl
2014, macht klar, um was es ihm geht: „Der
marktwirtschaftliche Ansatz der FDP unter-
scheidet uns von SPD und Grünen, der
rechtsstaatliche von der Union, die in
Europa mit Orban und Berlusconi paktiert.
Diese Unterschiede müssen deutlich he-
rausgearbeitet werden.“ Wer dem Kopf der
deutschen Liberalen in der europäischen
Volksvertretung länger zuhört, weiß, wie ei-
ne liberale Politik in Europa aussehen

könnte: Lambsdorff fordert einen Vertei-
lungsschlüssel für legale Flüchtlinge, um die
humane Katastrophe im Mittelmeer in den
Griff zu bekommen. In der NSA-Affäre zeigt
er den Amerikanern und Briten die Rote
Karte. Bei den künftigen Spielregeln für die
Abwicklung maroder Banken spricht er sich
für „Kapitalinstrumente aus, die es ermögli-
chen, auch Anteilseigner und Gläubiger in-
solventer Finanzinstitute in Haftung zu
nehmen“. Europas Integration dürfe nicht
auf die Wirtchaft beschränkt bleiben, lautet
Lambsdorffs Credo. 
Doch das Erscheinungsbild der Liberalen ist
nicht frei von Verzerrungen. Gleich zwei Ak-
teuren der FDP im Europa-Parlament verlo-
ren ihre Doktor-Titel, weil die zuständigen
Prüfstellen zu dem Ergebnis kamen, dass

die erhobenen Plagiatsvorwürde gewichtig
genug waren. Und während Christ- und So-
zialdemokraten im Bundestagswahlkampf
eine neue große Koalition noch als Schreck-
gespenst weit von sich wiesen, funktionier-
te das überparteiliche Bündnis in Straßburg
und Brüssel bereits – zu Lasten der Libera-
len, die zwar viele Entschärfungen erreichen
konnten, aber am Ende doch zu wenig Be-
achtung fanden. Nach dem Desaster bei der
Bundestagswahl fürchten die deutschen Li-
beralen, als nicht mehr im Bundestag ver-
tretene Partei noch leichter übersehen zu
werden in Europa. Angesichts der angesehe-
nen zwölf FDP-Vertreter ist das zwar nicht
wahrscheinlich, auch wenn es nicht immer
gelingt, liberale Positionen durchzusetzen.
Das Beispiel Reisefreiheit mag da besonders

deutlich ausfallen: Monatelang hatte sich
die Innen-Kommissarin Cecilia Malmström
bemüht, die erleichterte Wiedereinführung
von Personenkontrollen zu verhindern. Am
Ende wurden sie von den scharfen Befür-
wortern aus dem konservativen Lager
schlicht überstimmt. Dass Europa bereits
gewährte Freiheiten wieder zurückschnei-
det, hat es in der Geschichte der EU lange
nicht gegeben. Eine Niederlage für den Li-
beralismus. 

Pluralismus Im europäischen Alltag hat der
Politikentwurf sein Gesicht aber auch ver-
ändert. Alexander Alvaro, FDP-Europa-Ab-
geordneter, fügt dem hergebrachten Kon-
zept das Stichwort „Pluralismus“ hinzu, oh-
ne das die EU heute nicht mehr denkbar ist.

Tatsächlich aber ringt die Union intensiver
als noch vor der Finanzkrise mit dem unbe-
stimmten Gefühl vieler Bürger, die die Lö-
sung für alle Probleme nicht nur in der Ab-
grenzung nach außen, sondern auch im
Protektionismus im wirtschaftlichen wie ge-
sellschaftlichen Bereich sehen. Ökono-
misch hat die EU-Kommission die notwen-
digen Instrumentarien, um solchen Versu-
chen zu begegnen. Im sozialen Umfeld blei-
ben dem europäischen Gesetzgeber
lediglich Appelle. Das wäre der Platz für ei-
nen Liberalismus, der nicht den Weg ande-
rer mitgeht, die der Ausgrenzung das Wort
reden. Detlef Drewes ❚

Der Autor arbeitet als freier Korrespondent
in Brüssel.

Credo der drittstärksten Kraft 
EUROPÄISCHE UNION In Brüssel und Straßburg wehren sich die Liberalen gegen die Beglückungspolitik der Kommission

Liberaler Vorkämpfer: Guy Verhofstadt, Vorsitzender der ALDE-Fraktion, spricht während einer Debatte im Europäischen Parlament.

»Die 
Liberalen

haben Europa 
zu dem

gemacht,
was es ist.«

Graham Watson (ALDE)
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„Big Government is a bully“ – „Eine große Regierung ist eine Tyrannei“. Tea-Party-
Anhänger demonstrieren vor dem Kongress in Washington.
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Herr Gerhardt, Rousseau wird der Satz
zugeschrieben: Zwischen dem Schwachen
und dem Starken ist es die Freiheit, die un-
terdrückt, und das Gesetz, das befreit. Muss
hier ein Liberaler widersprechen?
Interpretiert man diesen Satz nach rechts-
staatlichen Regeln, dass alle vor dem Gesetz
gleich sind, als einen der Bausteine von Frei-
heit, muss ein Liberaler nicht widersprechen
– auch wenn Liberale bei Rousseau aus guten
Gründen immer etwas zurückhaltend sind.

Hat sich der politische Liberalismus
nach dem Scheitern der FDP bei der jüngs-
ten Bundestagswahl erledigt?
Ich bin sicher, dass wir einen Neuanfang
schaffen werden. Es gibt ein Publikum, das
mit diesem Wahlergebnis seine Unzufrie-
denheit über die FDP ausgedrückt hat. Aber
das ist noch lange keine grundsätzliche Ab-
sage an eine liberale Partei. Eine Partei, die
an der Spitze eine Equipe hat, die sich ver-
trägt, die Vertrauen ausstrahlt und die in der
Lage ist, klar zu erläutern, was die innere Phi-
losophie liberaler Politik ist, hat das Poten-
zial, ein zweistelliges Wahlergebnis zu errei-
chen. Es liegt an uns selbst, das umzusetzen.

Also das liberale Weltbild funktioniert.
Versagt hat demnach die Partei?
Nein, so einfach ist es nicht. Es gab immer
Wellenbewegungen bei liberalen Wahlergeb-
nissen. Walter Scheel etwa hat seinerzeit den
Bundestag mit nur knapp über fünf Prozent
der Wählerstimmen erreicht. Die Liberalen
haben sich immer anstrengen müssen. Das
liegt daran, dass Deutschland kein vorteilhaf-
tes Land für freiheitliche Politik ist. Zu viele
verstehen sich als Staatskunden. Sie erwar-
ten, dass der Staat die wesentlichen Dinge für
sie regelt. Darum wird von vielen übrigens
auch die Große Koalition bevorzugt. Das
Motto lautet: Die sollen das mal schön für
mich machen. Die Bereitschaft zur Selbstbe-
anspruchung ist in unserem Land nicht be-
sonders ausgeprägt.

Die deutsche Gesellschaft  war noch nie
so liberal wie heute. Historisch betrachtet
ist der Einzelne in den meisten Bereichen
noch nie freier von obrigkeitsstaatlicher
Gängelung gewesen. Hat der Liberalismus
seine Ziele erreicht?
Nein, das hat er nicht. Auch wenn die Rechts-
staatlichkeit auf Grundlage der Verfassung
unserem Land durchaus die freieste Zeit be-
schert hat, die die deutsche Geschichte je-
mals gekannt hat, darf ein wichtiger Punkt
nicht beiseite geschoben werden: Es gibt
Menschen, die haben regelrecht Angst vor
der Freiheit.
Wir haben erfahren, dass die Entwicklung
unseres Wohlstandes auch Brüche bekom-
men kann. Erst dann zeigt sich die wirkliche
Festigkeit einer freiheitlichen Gesellschaft. Es
reicht eben nicht aus, freiheitliches Bewusst-
sein nur auf Wachstumsraten aufzubauen.
Freiheit ist unbequem. Die FDP hat in ihrer
Bürgerrechtstradition immer wieder unange-
nehme Botschaften für die Menschen, weil
manches, was Liberale sagen müssen, den
Zügen menschlicher Natur widerspricht:
zum Beispiel Minderheiten zu respektieren,
mit Fremden umzugehen, ungewöhnliche
Lebensformen zu akzeptieren und Unsicher-
heiten ertragen zu können. Eine geschriebe-
ne freiheitliche Verfassung reicht allein nicht
aus.

In Teilen der FDP wird das Scheitern
bei der Bundestagswahl einer Verengung
auf Steuer- und Wirtschaftsfragen angelas-
tet, andere sehen genau darin so etwas wie
einen liberalen Markenkern, mit dem man
auch in Zukunft wieder bei Wahlen beste-
hen könne. Was ist richtig?
So einfach ist das nicht. Marktwirtschaft ge-
hört zum liberalen Markenkern. Und das
wird auch in Zukunft so sein. Die Marke FDP
ist allerdings allein auf Marktwirtschaft nicht
zu reduzieren. Bildungschancen, Bürgerrech-
te, der Rechtsstaat, internationale Orientie-

rung, europäische Einbettung, all das gehört
genauso zur FDP. Deshalb ist es nicht fair zu
behaupten, die FDP habe sich in den vergan-
genen vier Jahren nur auf dem Feld der
Marktwirtschaft und der Steuerpolitik profi-
liert. Ich sage sogar: Wir haben den Fehler ge-
macht, eine wirkliche Steuerreform, die wir
wollten, in den letzten vier Jahren nicht um-
gesetzt zu haben. 

Kann es sein, dass Ihr wie auch immer
definierter Markenkern von anderen Par-
teien in weiten Teilen übernommen wurde
und die FDP dadurch in gewisser Weise
überflüssig geworden ist?
Wenn die SPD und die Union den Kern
marktwirtschaftlicher Politik von uns über-
nommen hätten, würde ich die gegenwärti-
gen Koalitionsverhandlungen gelassener ver-
folgen. Das Gegenteil ist der Fall. Die Union
ist in den vergangenen Jahren immer sozial-
demokratischer geworden. Sie sieht etwas
ausgehöhlt aus. Am Arbeitsmarkt stehen die
Zeichen auf Regulierung. Die Möglichkeiten
mittlerer und kleinerer Betriebe sollen wie-
der eingeschränkt werden – siehe Werkver-
träge, siehe Leiharbeit. Jetzt geht der Staat vo-
ran und erklärt den Unternehmen: Wir wis-
sen viel besser als ihr, was für eure Betriebe
gut ist. Das ist das Gegenteil von liberaler Po-
litik, das ist Einschränkung von Freiheit.

Rechts von der FDP steht die Alternati-
ve für Deutschland (AfD) und reibt den Li-
beralen die Zustimmung zu den Euro-Ret-
tungspaketen unter die Nase. Links von der
FDP gehen die Grünen und Piraten mit Da-
tenschutz und Bürgerrechten in die Offen-
sive. Eine Zerreißprobe für Ihre Partei?
Überhaupt nicht. Wenn man eine überzeu-
gende Haltung kommuniziert, wird die auch
von der Öffentlichkeit akzeptiert. Wir sind
der Überzeugung, dass der europäische Kurs,
den wir eingeschlagen haben, mit den daraus
folgenden Entscheidungen der letzten Legis-
laturperiode richtig ist. Es wird sich am Ende

erweisen, dass der Stabilitätspakt der Euro-
Zone weiterhelfen wird. Jedenfalls mehr als
die Forderung, Deutschland solle die D-Mark
wieder einführen und Griechenland aus der
Euro-Zone fliegen. Wie sich schon jetzt zeigt,
bewegt sich die Entwicklung in den meisten
der von der Währungskrise besonders betrof-
fenen Ländern langsam wieder nach oben.
Am Ende wird die AfD keine Karten mehr in
der Hand haben, weil die Maßnahmen, die
eingeleitet worden sind, erfolgreicher sind als
vermutet. Überhaupt kommt diese Partei sehr
leichtfertig daher. Neben den Analysen einer
Reihe von Professoren der Volkswirtschaft
sind ja auch andere Töne von der Basis zu hö-
ren, die bedenklich sind. Jede Neugründung
bringt eben auch viel Treibsand mit sich. Es
sind sehr viele Kurzdenker dabei. Man weiß
dann nie ganz genau, wo das endet.

Es gibt Bereiche, in denen einiges dafür
spricht, dass der Staat stärker eingreift.
Beispiel Bankenkrise: Hier ist die FDP im-
mer für Deregulierung eingetreten. War
das im Rückblick richtig?

Deregulierung war und ist notwendig. Und
interessant ist ja, dass das in der rot-grünen
Koalition gemacht worden ist. Wir haben das
seinerzeit nicht abgelehnt. Die gegebene
Freiheit ist allerdings dann von manchen
missbraucht worden. Deshalb ist zweifellos
auf dem Finanzsektor auch eine gewisse Re-
gulierung notwendig geworden. Liberale
sollten damit keine Schwierigkeiten haben.
Gerade die oft kritisierten Neoliberalen ha-
ben immer Spielregeln für die Marktwirt-
schaft gefordert. Das gilt auch für die Finanz-
märkte. Ich habe nichts dagegen einzuwen-
den, wenn man eine Klärung herbeiführt,
welche Geschäfte betrieben werden sollen
und welche vom Markt zu verschwinden ha-
ben. Liberale sollten da keine Hemmungen
haben, das auch laut zu sagen. Da hätte ich
mir von meiner Partei in der letzten Legisla-
turperiode mehr Klarheit gewünscht.

Könnte es sein, dass die Abwahl der
FDP und die absehbare Große Koalition
auch Ausdruck des Wunsches nicht nach
weniger, sondern nach mehr Staat ist?

Das Konzept des Liberalismus erschöpft sich
ja nicht in der Forderung nach weniger Staat.
Aber wir haben die unbequemste Botschaft.
In einer Wahlkampfveranstaltung hat mir
einmal eine Teilnehmerin gesagt: „Wer FDP
wählt, muss ja alles selber machen.“ Das
heißt, unsere Aufforderung zur Eigenständig-
keit, nach Unabhängigkeit und Verantwor-
tung für das eigene Leben fällt manchem
schwer. Im Grunde ist die Kernfrage an den
Liberalismus: Wo schafft er die Grundlagen
für eine angstfreie Gesellschaft, die von Frei-
heit gerne Gebrauch macht? Da ist zunächst
das Feld der Sozialpolitik, in dem es um die
Sicherheit der Menschen geht. Hier müssen
wir Angebote machen. Ich meine damit nicht
die traditionelle Sozialpolitik von CDU/CSU
und SPD. Deren Sozialpolitik fußt einzig auf
Verteilung. Was sich ja auch jetzt in den Ko-
alitionsverhandlungen zeigt. Das ist alte So-
zialpolitik. Was ich meine, ist eine neue So-
zialpolitik über Bildung und Beschäftigungs-
dynamik. Wir brauchen einen flexibleren Ar-
beitsmarkt, Chancengerechtigkeit in der
Bildung, den Willen zur Innovation und da-

mit zur Wettbewerbsfähigkeit. Ein Arbeits-
platz ist autonomieethisch der alten Vertei-
lungspolitik deutlich überlegen. 

Immerhin gut ein Viertel der Deutschen
ist laut einer aktuellen Allensbach-Umfra-
ge der Meinung, dass es einen institutionel-
len Liberalismus in Deutschland geben soll-
te. Eine hübsche Nachricht für die FDP. Wa-
rum erreicht Ihre Partei diese Leute nicht?
Wir haben es nicht verstanden, die liberalen
Vorstellungen der Bevölkerung, die vielfach
durchaus deckungsgleich mit unseren sind,
als Partei zu repräsentieren. Das war unser
entscheidender Fehler. Jetzt wird es darauf
ankommen, in eigener Markenpflege stärke-
res Engagement zu zeigen. Wir müssen uns
personell und programmatisch neu aufstel-
len. Das ist eine enorme Herausforderung,
aber ich bin davon überzeugt, dass wir das
schaffen können.

Warum hat die FDP beim Thema Da-
tenschutz keine klare Kante gezeigt? Hätte
da nicht viel früher und intensiver Verbrau-
cherschutz betrieben werden müssen?
Datenschutz hat zwei Seiten: den Schutz des
Eigentums und den Schutz der persönlichen
Daten. Das Internet kann in Hinblick auf die
Eigentumsrechte vor allem in künstlerischen
Bereich kein kostenloser Selbstbedienungs-
laden sein. Die persönlichen Daten von
Menschen müssen geschützt werden. Es wä-
re allerdings hilfreich, wenn viele Menschen
nicht selbst durch exhibitionistisches Verhal-
ten im Internet auch persönliche Daten wei-
tergeben würden. Sie könnten selbst etwas
für Datenschutz tun, wenn sie nicht alles und
jedes ausplaudern würden. 

Jetzt ist es offenbar auch der Bundes-
kanzlerin klar geworden, dass das zum
Problem werden kann.  Ist es nicht fast ei-
ne Ironie der Zeitgeschichte, dass ausge-
rechnet nach dem Ausscheiden der FDP aus
dem Bundestag die Nation so intensiv wie
lange nicht über Datenschutz diskutiert?
Tja, das ist schon interessant zu beobachten.
Diejenigen in der alten Koalition, die immer
kritisiert haben, dass wir zu viel Datenschutz
wollten, dass wir die Wirtschaft  behinderten,
merken auf einmal, dass sie selbst betroffen
sind. Eines ist klar: Wenn die Vorwürfe gegen
die USA stimmen, ist das deutsch-amerikani-
sche Verhältnis tief beeinträchtigt.

Für die FDP wird es nun schwieriger,
ihre Botschaften in der Öffentlichkeit zu
präsentieren. Gibt es eine Strategie, wie das
trotzdem gelingen kann?
Wir werden uns öffentlich bemerkbar ma-
chen, auch wenn das nicht mehr so leicht ist
wie in einer Regierungsbeteiligung. Aber
auch ohne Bundesminister werden es unse-
re Spitzenpolitiker mit guten Beiträgen ver-
stehen, den Weg in die Medienlandschaft zu
finden. Schwierige Verhältnisse erfordern
produktive Ideen – und die hat die FDP. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas 
und Alexander Heinrich. 

Die Angst vor der Freiheit

ZUR PERSON
Wolfgang Gerhardt ist Vorstandsvorsit-
zender der liberalen „Friedrich-Nau-
mann-Stiftung für die Freiheit“. Der 
69-jährige promovierte Erziehungswis-
senschaftler war von 1987 bis 1991
hessischer Staatsminister für Wissen-
schaft und Kunst und seit 1994 bis zur
Wahlniederlage seiner Partei am 
22. September 2013 Mitglied des Deut-
schen Bundestages. Dort stand Ger-
hardt von 1998 bis 2006 an der Spitze
der FDP-Fraktion. Von 1995 bis 2001
war der verheiratete Vater zweier Kin-
der als Nachfolger des damaligen Au-
ßenministers Klaus Kinkel Bundesvor-
sitzender der FDP. Dieses Amt gab er
nach innerparteilicher Kritik an seinen
Nachfolger Guido Westerwelle ab.

WOLFGANG GERHARDT Der FDP-
Politiker beklagt das Verhältnis der

Deutschen zur Eigenverantwortung, glaubt
aber fest an die Rückkehr der Liberalen

auf die bundespolitische Bühne
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Wir haben den Fehler gemacht,
eine wirkliche Steuerreform, die wir
wollten, in der Regierungskoalition

der letzten vier Jahre nicht
umgesetzt zu haben.

Wolfgang Gerhardt

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Wie aus dem Nichts sind die European Stu-
dents for Liberty (ESFL) entstanden. Inner-
halb von zwei Jahren wurde die Jugendor-
ganisation, die sich Freiheit auf die Fahnen
geschrieben hat, an mehr als 200 europäi-
schen Universitäten aktiv. Die Mutterorga-
nisation Students for Liberty betreut welt-
weit über 1.000 Hochschulgruppen, die
mehr als 300.000 Bücher verteilen. Dieses
Jahr sollen es noch mehr werden.
Die Aktivitäten der EFSL fallen in Deutsch-
land auf fruchtbaren Boden. Seit Jahren
wird die Freiheits-Szene hierzulande rasch
größer, manche sprechen gar von exponen-
tiellem Wachstum. Die EFSL sind ein Nach-
zügler. Schon seit Jahren wird hier der frei-
sinnige Acker bestellt. Natürlich standen
auch am Anfang Studentengruppen, die
sich dort bilden konnten, wo noch liberale
Professoren tätig waren. Aus solch einem

studentischen Milieu heraus ist 1998 die
Szenezeitschrift „eigentümlich frei“ ent-
standen, die auch heute noch konkurrenz-
los ist. Mit dem Internet wuchsen die Zeit-
schrift und die libertäre Szene. 
Inhaltlich konnte man sich auf die amerika-
nischen Libertären berufen und an diese an-
knüpfen. Eine wesentliche Rolle bei der Ent-
stehung der amerikanischen „libertarians“
spielte Murray Rothbard. Er war zunächst
1974, im Jahr des Austrian Revival, Co-
Gründer des „Cato Institute“ und später
dann des „Ludwig von Mises Institute“. Bei-
de Denkfabriken haben den amerikani-
schen „libertarianism“ geprägt. Bemerkens-
wert ist auch der stete wechselseitige Aus-
tausch mit der Libertarian Party, einer so ge-
nannten Third Party im amerikanischen
System. Ein erster Durchbruch gelang auch
in den USA erst durch den Aufzug des Inter-
nets. Endlich konnten Ideen ungefiltert pu-
bliziert werden. Die libertäre Bewegung ist
– auch heute noch – eher intellektuell denn
praktisch geprägt. Es gibt kaum einen Liber-
tären, der nicht Mises, Hayek oder die ande-
ren Protagonisten gelesen hat. Sie gedeiht
an den Universitäten, an denen sich zuwei-

len ganze Fakultäten – wie etwa an der
George-Mason-University – als libertär be-
schreiben lassen können. 
Erst in den letzten Jahren ändert sich das Er-
scheinungsbild der Bewegung und sie

emanzipiert sich von ihrem akademischen
Milieu. Entscheidend hierfür war die US-
Präsidentschaftskampagne des libertären
Kandidaten Ron Paul 2008. Die Kampagne
konsolidierte einerseits die Bewegung, an-

dererseits war durch den unvermeidlichen
Fokus der Medien auf die Kandidatur Pauls
gewährleistet, dass die libertären Ideen eine
größere Menge von Menschen erreichen
und begeistern konnten. Kernthemen der
Kampagne waren einerseits die Abschaffung
der amerikanischen Zentralbank und eine
nicht-interventionistische Außenpolitik:
Die USA sollten ihre Kriege beenden und
die Truppen nach Hause holen. Diese bei-
den von Ron Paul wohl gesetzten Themen
zwischen rechts und links lassen ahnen, wa-
rum es gerade deutschen Beobachtern so
schwer fällt, die Tea-Party-Bewegung einzu-
ordnen. Denn diese feierte ihrerseits ihre
Geburtsstunde während des Ron-Paul-
Wahlkampfes, ist aber inzwischen haupt-
sächlich wegen ihrer dezentralen Struktur
ausdifferenziert und lässt sich nicht mehr
monolithisch verorten. Seitdem wächst die
Bewegung deutlich schneller, und es exis-
tiert eine Reihe amerikanischer Politiker, die
sich als libertär bezeichnen. 
So weit ist Deutschand noch nicht. Hierzu-
lande haben Anhänger der Freiheit es
schwerer, eine politische Heimat zu finden.
Sie richten ihre Hoffnungen vor allem auf

die libertäre „Partei der Vernunft“ oder den
Liberalen Aufbruch, einen Flügel der FDP.
Außerhalb des Parteiensystems ist die Viel-
falt weitaus größer. Die Zahl der unter-
schiedlichen libertären Treffen ist enorm.
Meistens handelt es sich um intellektuelle
Zirkel, darunter die Treffen der Freiheits-
freunde, der Hayek-Clubs oder der ESFL.
Das Interesse wächst rasant. Auch die
deutschsprachige Szene hat eine Reihe ei-
genständiger Denker hervorgebracht, und
mittlerweile finden sich sogar ausgewiesene
Libertäre auf herkömmlichen deutschen
Lehrstühlen. Auffällig ist indes das Fehlen
einer Denkfabrik. Eine deutsche Ideen-
schmiede von Bedeutung sucht man vergeb-
lich. 
Finanziell gut ausgestattete, privat finan-
zierte Ideenschmieden bildeten zwar in den
USA den Grundstein der Bewegung. Für
Deutschland könnte es allerdings so sein,
dass die Entstehung einer Ideenschmiede
von Bedeutung dem Richtfest gleichkommt.
Man kann die Prognose wagen, dass eine in
diese Marktlücke vorstoßende Einrichtung
sich als Kraftwerk für den deutschen Liber-
tarismus erweisen wird. df ❚

Die Freiheits-Szene wächst in Deutschland rasant
SPURENSUCHE Libertäre Strukturen sind innerhalb und außerhalb der FDP zu finden. Noch fehlt eine Denkfabrik nach dem Vorbild amerikanischer Ideenschmieden

D
ie FDP ist aus dem Bun-
destag ausgeschieden,
was dem politischen Li-
beralismus eine herbe
Niederlage beschert hat.
Der politische Liberalis-

mus muss sich aufs Überwintern in der au-
ßerparlamentarischen Opposition einstel-
len. Doch begibt man sich außerhalb des
Parlaments auf liberale Spurensuche, so
stößt man nicht nur auf die FDP. Denn –
und das ist die Überraschung – der Libera-
lismus ist lebendiger denn je. In jeder gro-
ßen und in vielen kleineren Städten finden
sich Freiheitsfreunde zusammen und grün-
den Studentengruppen, Hayek- Clubs, libe-
rale Lesezirkel, freiheitliche Stammtische
und sogar Kleinparteien. Sie alle eint das In-
teresse an einem Freiheitsgedanken, der
sich von Positionspapieren der FDP wie
auch vom Zeitgeist drastisch unterscheidet.
Sie hängen dem Libertarismus an. Als Liber-
täre sind sie im Begriff, der liberalen Ideen-
geschichte ein neues Kapitel hinzuzufügen.

Austrian Economics Wie so häufig sind die
Vereinigten Staaten der Ausgangspunkt. Die
Geburtsstunde der libertären Bewegung
mag im Jahr 1974 liegen. Es war das Jahr, in
dem Friedrich August von Hayek im Okto-
ber den Nobelpreis für Wirtschaftswissen-
schaften erhielt. Zuvor, im Juni 1974, traf
sich eine Gruppe Libertärer in Vermont zu
einer Konferenz. Jene Konferenz markierte
das „Austrian Revival“, die Wiederbelebung
der Österreichischen Schule der National-
ökonomie. Die Anhänger dieser Schule be-
rufen sich nicht nur auf Hayek, sondern zu-
dem auf Ludwig von Mises, Carl Menger
und andere. Sie waren allesamt gebürtige
Österreicher und sind Taufpaten der Schule
der „Austrian Economics“, der sich ihre
heutigen Vertreter zurechnen.
Es mag sein, dass diese ökonomische Denk-
schule heute noch so obskur wäre wie da-
mals, wenn zwischenzeitlich nicht das In-
ternet die Grundlage für die Verbreitung
von Ideen revolutioniert hätte. Durch
Homepages, Blogs und Online-Magazine
sind die Platzbeschränkungen der Printme-
dien Vergangenheit und die Schlüsselstel-
lung von Redakteuren bei der Auswahl von
Inhalten entfallen. Die Aufsätze der Öster-
reicher und gar komplette Bücher sind
ebenso online verfügbar, wie ganze Vorle-
sungsreihen in Videoform. Der Beitrag des
Internets zur Verbreitung der längst ver-
schüttet geglaubten Ideen der Österreicher
kann daher kaum unterschätzt werden. 

Kostenträchtige Effekte Ihre Anziehungs-
kraft auf wissenshungrige Studenten erhob
die Österreichische Schule zum Dreh- und
Angelpunkt der libertären Bewegung. Die
sich als wertfrei verstehende Wissenschaft
steht staatlichen Eingriffen in das wirt-
schaftliche Handeln der Menschen nicht
per se feindlich gegenüber, sondern zeigt
auf, dass interventionistische oder regulato-
rische Eingriffe nicht kostenlos zu haben
sind. Wenn eine Regierung etwa einen Min-
destlohn verordnet, dann bedeutet dies zu-
nächst ein Verbot von Arbeitsverträgen mit
einer geringeren Entlohnung. Viele Arbeit-
nehmer werden profitieren und sie werden
den höheren Lohn verlangen können. An-
dererseits wird ein Arbeitgeber nur Arbeiter
beschäftigen, sofern sie mehr einbringen,
als sie ihm an Kosten verursachen. Wenn
Mindestlöhne und andere bürokratische
Regulierungen die Kosten für den Arbeitge-
ber erhöhen, dann wird es zu Arbeitslosig-
keit unter jenen kommen, deren Beschäfti-
gung dem Arbeitgeber wenig oder keinen
Ertrag bringt. Meist sind dies die Geringqua-
lifizierten. Die erschütternden Jugendar-
beitslosigkeitsquoten in der Peripherie der
Eurozone illustrieren das. 
Diese ökonomische Analyse stellt – so die
Austrians – den Gesetzgeber vor eine schwie-
rige Wahl: Er kann es hinnehmen, dass man-
che Menschen schlecht bezahlt werden, oder
er kann mit Mindestlöhnen manchen Ar-
beitnehmern ein höheres Einkommen be-
scheren, das aber nicht kostenlos zu haben

ist, sondern von Geringqualifizierten mit Ar-
beitslosigkeit bezahlt werden muss. Wohlge-
meinte Staatseingriffe in die freien Überein-
künfte seiner Bürger ziehen unerwünschte,
häufig übersehene und kostenträchtige Ef-
fekte nach sich. Das ist die Essenz der Lehre
der Österreichischen Schule.
Dieser ganz oberflächliche Einblick in die
Österreichische Schule erhellt, warum sie
als Kern des libertären Denkens zu gelten
hat. Ökonomische Überlegungen erschüt-
tern den verbreiteten Glauben, der Staat

könnte durch sein Eingreifen die Welt leicht
zum Besseren verändern. Die ökonomische
Sorge vor den unerwünschten Konsequen-
zen pflanzt die Saat der Skepsis gegenüber
staatlichem Handeln. Der Gestaltungsan-
spruch des Staates entpuppt sich als gefähr-
liches Wunschbild, und der Politiker, der
die Wohlfahrt steigern will, wird zum Kai-
ser ohne Kleider.
Die Nähe der Austrian School zum ebenfalls
gegenüber der Machtfülle des Staates skepti-
schen Liberalismus ist offensichtlich. Libera-

le haben erkannt, dass der Staat die größte
Machtfülle im gesellschaftlichen Leben hat
und einer Einhegung bedarf. Die Erfindung
der Grundrechte als Abwehrrechte gegen
den Staat, spätestens beginnend mit der
Magna Charta, ist ein ebenso nicht hinweg-
zudenkender Bestandteil der liberalen Ide-
engeschichte wie die Gewaltenteilung, die
den Machtapparat des Staates in sich gegen-
seitig kontrollierende Teile aufbrechen will. 
Die libertäre politische Philosophie setzt
diese Tradition fort. Libertäre wollen staat-

liche Macht minimieren. Wenn der Staat ge-
sellschaftlich nichts zum Besseren bewegen
kann, soll er sich aus dem Leben der Men-
schen heraushalten. Das Individuum, der
Mensch, steht im Mittelpunkt. Libertäre er-
weisen dem Individuum Respekt, indem sie
jedem Menschen zutrauen, seine Angelegen-
heiten in freiwilliger Kooperation mit seinen
Mitmenschen verantwortlich regeln zu kön-
nen. Libertäre verkennen indes nicht die Sor-
gen der zahlreichen Menschen in schwieri-
gen Lebenslagen. Freilich weisen sie darauf

hin, dass viele Nöte – wie etwa Arbeitslosig-
keit und Altersarmut – durch einen staatli-
chen Eingriff überhaupt erst verursacht oder
verschlimmert worden sind. Ein stets teurer
werdendes, mehr Analphabetismus denn je
produzierendes Schulsystem, ein entmündi-
gender Wohlfahrtsstaat, ein durchreguliertes
und bürokratisiertes Gesundheitssystem und
Kapitalbildung verhindernde Umlagesyste-
me bei Rente und Pflege sind nur Beispiele.

Erklärung der Krise Kaum überraschend
finden Libertäre auch eine alternative Erklä-
rung für die aktuelle Kreditkrise. Tatsächlich
haben Austrians bereits viele Jahre vor dem
Platzen der Immobilienblase vor derartigen
Fehlentwicklungen gewarnt. Ursache ist
nicht ein urplötzliches Aufbranden kapitalis-
tischer Gier, sondern ein Konvolut von
Staatseingriffen, allen voran durch die Zen-
tralbanken und das Geldsystem selbst. Das
von den Zentralbanken allein und im Kartell
mit den Geschäftsbanken kreierte Geld ist
heutzutage nicht den für Güter geltenden
ökonomischen Restriktionen unterworfen.
Dabei maßen sich staatliche Institutionen
an, über die Höhe der Zentralbankzinsen
und den Umfang der Geldproduktion die
Wirtschaft als Ganzes steuern zu können.
Wie vermessen dieser Anspruch ist, zeigt sich
schon an der regelmäßig zum Vorschein
kommenden systemischen Unfähigkeit des
Staats, große Infrastrukturprojekte planungs-
gemäß durchzuführen. 
Die libertäre Antwort auf die Verwerfungen
an den Kapitalmärkten ist also, aus der Inter-
ventionsspirale ewig neuer Staats- und Ban-
kenrettungen auszubrechen. Statt Symptome
zu bekämpfen, wollen sie die Ursachen an-
gehen. Friedrich August von Hayek hat den
Preis vom Nobel-Komitee für seine Arbeiten
zur Konjunktur- und Geldtheorie erhalten.
Berühmt ist sein Vorschlag zur Entnationali-
sierung des Geldes. Hayek betrachtete Wett-
bewerb als das mächtigste Entdeckungsver-
fahren für das Finden besserer Lösungen. Der
Wettbewerb privater Marktteilnehmer bräch-
te Währungssysteme hervor, die Krisen wie
die heutige weitgehend verhindern könnte.
Und so machen die Libertären nicht Halt vor
der Forderung nach einer Entstaatlichung des
Geldsystems. 

Diskrepanzen zur FDP Freilich streiten sich
die Libertären untereinander hauptsächlich
um die Frage, wie wenig Staat möglich ist.
Nicht alle sehen kategorische Hindernisse
für privat organisierten Straßenbau, Rechts-
findung, Strafverfolgung oder militärische
Landesverteidigung. Die Gedanken sind frei
– und freie Gedanken sind nach Ansicht der
Libertären die Basis ihres Wunsches nach ei-
ner freien Gesellschaft. Viele Libertäre glau-
ben, dass soziale Veränderung ihren Anfang
in den Köpfen der Menschen nehmen muss,
und verweisen auf historische Vorbilder ge-
sellschaftlicher Umwälzungen, wie etwa die
ehedem undenkbare Abschaffung der Skla-
verei, die Einführung der Demokratie oder
des Frauenwahlrechts. Libertäre setzen daher
auf Aufklärung, den Ausgang des Menschen
aus seiner selbst verschuldeten Unmündig-
keit. Ein Vorschriften machender, maßre-
gelnder und bevormundender Nanny-State
wäre dann überflüssig und praktisch unmög-
lich.  
Auch der Weg durch das Parteiensystem ist
für manche – aber keineswegs alle – Liber-
tären ein taugliches Mittel, um den ange-
strebten gesellschaftlichen Wandel zu errei-
chen. Naturgemäß hat die FDP die größte
Anziehungskraft auf jene, die sich mehr Frei-
heit durch den politischen Prozess erhoffen.
Die Diskrepanz zwischen den Überzeugun-
gen der Libertären und dem Programm der
FDP ist groß, aber nicht unüberbrückbar.
Der Einfluss der Libertären in der Partei
wächst, denn sie sind jung, motiviert und ak-
tiv. Sie haben zudem Zeit – viel länger als die
mindestens vier Jahre, die die FDP nicht
mehr im Bundestag sein wird, denn das Le-
ben liegt vor ihnen. Sie wollen es in Freiheit
verbringen. Dirk Friedrich ❚

Dirk Friedrich ist Jurist und Publizist in Berlin.

Die wiederentdeckte
»Österreichische Schule«
WIRTSCHAFT Hayek-Anhänger kämpfen gegen den alles regulierenden Staat

Der schwedische König Carl Gustav (rechts) gratuliert 1974 Friedrich August von Hayek zum Nobelpreis. Es begann die Renaissance der „Österreichischen Schule“.

Ludwig von Mises (1881-1973) war ein wichtiger Vordenker der libertären Bewegung.
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Seit mehr als einer Woche verhandeln
CDU/CSU und SPD nun über die Einzelhei-
ten möglicher Projekte einer Großen Koali-
tion. Und nachdem es zunächst vor allem
um Atmosphärisches ging, machten sich die
zwölf Arbeitsgruppen vergangene Woche
ans Eingemachte. In den bis Ende Novem-
ber geplanten Verhandlungen sind immer
noch viele Punkte strittig, in anderen sind
die Konturen schon klarer erkennbar:

Gesundheit Bei der Pflegeversicherung
zeichnen sich vor dem Hintergrund der Zu-
nahme von Pflegefällen höhere Beiträge ab.
Streit gibt es in der Schlüsselfrage zur Zu-
kunft der gesetzlichen Krankenkassen. „Je-
der, der das Wahlergebnis sieht, sieht, dass
es eine Bürgerversicherung nicht geben
kann und nicht geben wird“, sagte der Uni-
onsverhandlungsführer in der Arbeitsgrup-
pe Gesundheit, Jens Spahn, mit Blick auf
die SPD-Kernforderung. 

Arbeit/Soziales Die Einführung von Min-
destlöhnen für einzelne Branchen soll er-
leichtert werden. Jede Branche, die das will,
soll künftig in das Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz aufgenommen werden. Über das Ge-
setz  können von den Tarifpartnern ausge-
handelte Mindestlöhne für allgemeinver-
bindlich für die gesamte Branche erklärt

werden. Auch Praktikanten mit abgeschlos-
sener Ausbildung sollen künftig von gelten-
den Mindestlöhnen in ihren Branchen pro-
fitieren und nach diesen bezahlt werden. 

Familie/Frauen Wer seine Arbeitszeit fami-
lienbedingt reduziert hat, soll ein  Rück-
kehrrecht von Teilzeit in Vollzeit erhalten.
Außerdem wollen Union und SPD die
„Lohnlücke zwischen Frauen und Män-
nern“ schließen. Grundsätzlich vereinbar-
ten die Unterhändler zudem, eine „verbind-
liche gesetzliche Regelung bei der Frauen-
quote“ einzuführen. Über deren genaue
Ausgestaltung wird noch verhandelt.

Verkehr Die CSU sieht sich durch eine Stel-
lungnahme der EU-Kommission zur Pkw-
Maut bestärkt. CSU-Generalsekretär Ale-
xander Dobrindt sagte: „Ohne Pkw-Maut
für Ausländer werden wir einem Koalitions-
vertrag nicht zustimmen.“ Die SPD will von
einer Maut nichts wissen. Laut Verkehrs-
kommissar Siim Kallas könnte eine Gebühr
für alle Autos mit einem Ausgleich für In-
länder über die Kfz-Steuer zulässig sein. Ein
solches Modell schlägt die CSU vor.  

Energie/Umwelt Union und SPD streben
im Falle einer Großen Koalition eine zügi-
ge Reform des Erneuerbare-Energien-Geset-

zes (EEG) an, um den Strompreisanstieg zu
bremsen. Ziel sei eine Reform bis Ostern
2014, damit das Gesetz Anfang 2015 in
Kraft treten kann. Das teilten Bundesum-
weltminister Peter Altmaier (CDU) und
Nordrhein-Westfalens Ministerpräsidentin
Hannelore Kraft (SPD) am vergangenen
Donnerstag  nach der ersten Sitzung der Ar-
beitsgruppe Energie mit. „Man kann Eini-

gungskorridore erkennen“, sagte Kraft. Alt-
maier sagte, die Energiewende könne das
zentrale Projekt der Koalition werden.

Wirtschaft Steuerbonus bei der Firmenfor-
schung, Zuschüsse für Existenzgründer und
Bürgerfonds beim Breitbandausbau: Union
und SPD wollen in der Wirtschaftspolitik
mit wenig Steuergeld viel erreichen. Durch

Anreize für Firmen und Investoren sollen
neue Arbeitsplätze und Wachstum entste-
hen. Mit dem Einstieg in eine steuerliche
Förderung soll die Forschung in Unterneh-
men belohnt werden. 

Europa Die Spitzen von Union und SPD
stimmten bereits am 30. Oktober in der gro-
ßen Koalitionsrunde ersten Ergebnissen zur
Europa-Politik zu. So will ein schwarz-rotes
Regierungsbündnis sich in Brüssel für eine
Finanztransaktionssteuer einsetzen. Große
Differenzen gibt es dagegen noch bei der
europäischen Bankenunion. 

Innere Sicherheit Union und SPD sind
über die Zukunft der Vorratsdatenspeiche-
rung noch uneins. Die Union hält die Da-
tensammlung für unverzichtbar. Die SPD
will die Vorratsdatenspeicherung aber auf
die Verfolgung schwerster Straftaten be-
schränken, einen Richtervorbehalt und eine
Speicherdauer von maximal drei Monaten
einführen. che ❚

W
enn Bundeskanzlerin
Angela Merkel
(CDU) im Plenarsaal
das nächste Mal ihr
Handy zückt, um ei-
ne SMS zu schreiben

– was sie oft tut –, werden sich nicht nur ein-
zelne Fotografen dafür interessieren. Nein,
es werden vermutlich alle, die das beobach-
ten, nur an drei Buchstaben denken: NSA.
Seitdem Ende Oktober bekannt wurde, dass
die National Security
Agency (NSA), der größ-
te Auslandsgeheimdienst
der USA, das Mobiltele-
fon der Kanzlerin anzapf-
te, reißt die Welle der
Empörung nicht ab. Das
Motto dafür hatte Merkel
selbst vorgegeben, als sie
von  der Überwachungs-
aktion erfuhr. „Das geht
gar nicht“, bemerkte sie und beschwerte sich
in deutlicher Form beim Präsidenten der
Vereinigten Staaten, Barack Obama.
In den USA kann man die Aufregung nur
teilweise nachvollziehen. Am deutlichsten
formulierte die Vorsitzende des Geheim-
dienstausschusses der Kongresskammer, die
demokratische Senatorin Dianne Feinstein,
ihre Kritik. „Ich lehne das total ab.“ Es sei
klar, dass nun alle Geheimdienstprogram-
me durch den Ausschuss überprüft werden
müssen, sagte sie. US-Außenminister John
Kerry kündigte am vergangenen Donnerstag
an, die Überwachungspraxis gründlich zu

prüfen und  betonte, dass diese manchmal
zu weit gehe. Die Mehrheitsmeinung brach-
te jedoch James Clapper, der oberste US-Ge-
heimdienstchef, in einer Anhörung des Re-
präsentantenhauses am 29. Oktober auf
den Punkt: Die Absichten führender Aus-
landspolitiker seien seit jeher Spionagezie-
le, auch auf europäischer Seite. 
Nun erreicht die diplomatische Affäre auch
den Bundestag. Am 18. November wird er
sich auf Verlangen von Linken und Grünen

in einer Son-
der s i t zung
mit dem
Thema be-
fassen. Beide
Fraktionen
kr i t i s i e r en
vor allem die
aus ihrer
Sicht passive
Haltung der

Bundesregierung, seit im Frühjahr die mas-
senhafte Überwachung der Kommunikati-
on europäischer Bürger durch die NSA be-
kannt wurde. Es sei erstaunlich, wie sich die
Tonlage der Bundesregierung geändert ha-
be, seitdem die Kanzlerin selbst betroffen
ist, kritisiert etwa die Grünen-Vorsitzende
Simone Peter. „Jetzt müssen den scharfen
Worten Maßnahmen folgen.“ Dazu gehöre
nicht nur eine Befragung Merkels im parla-
mentarischen Kontrollgremium, sondern
auch die Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses. „Wir brauchen einen Paradig-
menwechsel der deutschen und europäi-

schen Außen- und Sicherheitspolitik“, for-
dert Jan Korte, stellvertretender Vorsitzender
der Fraktion Die Linke. Es müsse nun darum
gehen, die „umfassende Geltung von Men-
schen- und Bürgerrechten auch im Bereich
der Telekommunikation“ herzustellen.
Auch die SPD-Fraktion unterstützt die For-
derung nach einem Untersuchungsaus-
schuss und macht sich für einen gemeinsa-
men Antrag aller Fraktionen stark. Michael
Grosse-Brömer, der Erste Parlamentarische
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, betonte, dass sich seine Fraktion
einem Untersuchungsausschuss ebenfalls
nicht entgegenstellen werde. In der Union
überwiegt dennoch die Meinung, dass das
für Geheimdienstfragen zuständige Parla-
mentarische Kontrollgremium (PKGr) der
bessere Ort für eine entsprechende Untersu-
chung ist.

Begrenzte Befugnisse Gleichwohl
herrscht auch in den anderen Fraktionen
Skepsis darüber, was ein solcher Untersu-
chungsausschuss bewirken kann. Zwar ha-
ben die Ausschüsse zur Drohnen-Affäre
(Euro-Hawk) und zur Terrorzelle National-
sozialistischer Untergrund in der 17. Legis-
laturperiode bewiesen, dass sie mehr waren
als ein politisches Kampfinstrument der
Opposition. Aber im Fall der NSA ist die Si-
tuation eine gänzlich andere. 
Aufgeklärt werden müssen, da sind sich al-
le Fraktionen einig, Umfang und Dauer der
US-Ausspähaktionen in Deutschland. Doch
wie soll das gelingen, wenn brisante Doku-

mente von den USA nicht zur Verfügung ge-
stellt werden? Und wie können die Abge-
ordneten ihr Wissen erweitern, wenn wich-
tige Zeugen aus den USA nicht nach Berlin
kommen werden? Diese Szenarien sind sehr
wahrscheinlich und deshalb die zentralen
Knackpunkte, auf die auch der CDU-Innen-
experte Wolfgang Bosbach und sein Grü-
nen-Kollege Hans-Christian Ströbele ver-
wiesen haben. Denn die umfangreichen Be-
fugnisse eines solchen Gremiums, wie etwa
das Recht zur Akteneinsicht und Zeugenbe-
fragung, enden an den Staatsgrenzen. 

Auch eine Befragung des ehemaligen NSA-
Mitarbeiters Edward Snowden, der mit der
Verbreitung interner Geheimdienst-Unterla-
gen die Affäre ins Rollen brachte, ist derzeit
unwahrscheinlich. Zwar hat Snowden die Be-
reitschaft dazu signalisiert (siehe „Stich-
wort“) und führende Politiker, inklusive der
Bundesregierung, signalisierten  am vergan-
genen Freitag Gesprächsbereitschaft. Doch
das Auslieferungsabkommen zwischen der
EU und den USA stellt einer Reise des derzeit
im russischen Exil lebenden Snowden hohe
Hürden entgegen. Claudia Heine ❚

Auf eine Finanztransaktionssteuer einigte sich die „Große Runde“ am 30. Oktober.

NSA-SKANDAL Die Aktivitäten des
US-Geheimdienstes in Deutschland
werden Thema einer Sondersitzung
des Bundestages – und vielleicht auch
eines Untersuchungsausschusses

»Jetzt müssen den
scharfen Worten
Maßnahmen 
folgen.«
Simone Peter (Grüne)
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Frauenquote, Börsensteuer und Mindestlöhne
KOALITIONSVERHANDLUNGEN Die zwölf Arbeitsgruppen haben ihre Gespräche begonnen und präsentieren erste Einigungen und Noch-Streitigkeiten

>STICHWORT

> Hans-Christian Ströbele (rechts) sitzt für die Grünen im
Parlamentarischen Kontrollgremium (PKgr). Am vergange-
nen Donnerstag überraschte er die Öffentlichkeit mit der
Nachricht, Edward Snowden in Moskau getroffen zu haben.
Dieser sei bereit, vor dem Bundestag zur Abhöraffäre aus-
zusagen, sagte Ströbele einen Tag später in Berlin.

> Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) kün-
digte daraufhin an, die Bundesregierung sei ebenfalls ge-
sprächsbereit. „Alles, was wir an Informationen bekommen
können, ist gut“, sagte Friedrich.

> Thomas Oppermann, PKGr-Vorsitzender, machte sich
ebenfalls für eine Befragung stark, ohne dass das deutsch-
amerikanische Verhältnis „komplett ruiniert“ wird.

Edward Snowden – Wird der Ex-NSA-Mitarbeiter in Deutschland aussagen?

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Zehn Jahre überwachte der amerikanische Geheimdienst das Handy von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). Unter „befreundeten“ Staaten gehe so etwas gar nicht, stellte Merkel klar.
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DAS WILL ICH LESEN!

Anzeige

Linke will Ende des
Betreuungsgeldes
Die Linke hat ihre Forderung nach einer Ab-
schaffung des Betreuungsgeldes erneuert.
Ihren entsprechenden Gesetzentwurf (18/5)
begründet sie mit den aus ihrer Sicht fal-
schen bildungs- und integrationspolitischen
Anreizen der familienpolitischen Leistung.
Das Betreuungsgeld „hält Kinder vom Bil-
dungsangebot der Kindertagesstätte ab und
verfestigt überholte Rollenvorstellungen
über die Aufteilung von Familien- und Er-
werbsarbeit“, argumentiert die Linksfrakti-
on in ihrer Gesetzesbegründung. Zudem
würden dadurch vor allem Frauen ermun-
tert, die Wiederaufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit nach einer Geburt weiter aufzuschie-
ben. Dies konterkariere die Bemühungen
von Bund und Ländern, dem Fachkräftebe-
darf in der Wirtschaft durch mehr erwerbs-
tätige Frauen zu begegnen. aw ❚

Kommission soll 
Mindestlohn festlegen
Die Fraktion Die Linke macht sich in einem
Gesetzentwurf (18/6) für die Einführung ei-
nes Mindestlohns stark. Ziel des Gesetzes
müsse es sein, „sicherzustellen, dass für al-
le in Deutschland vollzeitbeschäftigten
Menschen ein existenzsicherndes und eine
angemessene Teilhabe am gesellschaftli-
chen und soziokulturellen Leben ermögli-
chendes Einkommen erreichbar wird“, heißt
es in der Vorlage. Der Mindestlohn soll nach
den Vorstellungen der Fraktion von einer
Kommission festgelegt werden, die vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) berufen wird und aus Vertretern von
Arbeitgebern, Arbeitnehmern sowie der
Wissenschaft bestehen soll. Die Höhe des
Mindestlohns müsse sich jedoch auf min-
destens 8,50 Euro pro Stunde belaufen, for-
dert Die Linke. che ❚

Gesetzentwurf zur
Ehe für Homosexuelle
Gleichgeschlechtliche Paare sollen nach dem
Willen der Fraktion Die Linke eine Ehe einge-
hen können. Mit einem entsprechenden Ge-
setzentwurf (18/8) soll die derzeitige „Einge-
tragene Lebenspartnerschaft“ durch die Mög-
lichkeit zur Eheschließung ersetzt werden. Die
Rechte der Kirchen und Religionsgemein-
schaften sollen bei dieser Neuregelung jedoch
unberührt bleiben. Nach Ansicht der Links-
fraktion stellt es eine „konkrete und symboli-
sche Diskriminierung“ von gleichgeschlecht-
lichen Paaren dar, dass sie bis heute nicht hei-
raten können und im Steuerrecht und im
Adoptionsrecht gegenüber Ehepaaren be-
nachteiligt sind. aw ❚

Vorstoß gegen Befristung
ohne sachliche Gründe
Die Fraktion Die Linke hat einen Gesetzent-
wurf (18/7) zur Abschaffung der sachgrund-
losen Befristung vorgelegt. Da davon beson-
ders junge Menschen betroffen seien, wür-
de ihnen die Chance genommen, ihr Leben
auf der Grundlage eines unbefristeten Ar-
beitsverhältnisses mit einer gewissen Si-
cherheit planen zu können. „Auch aus ar-
beitsrechtlicher Perspektive sind befristete
Arbeitsverhältnisse hochproblematisch, da
sie den Kündigungsschutz aushöhlen“, be-
gründen die Abgeordneten ihre Initiative.
Sie verlangen deshalb, im Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz die Möglichkeit der Befris-
tung ohne Sachgrund zu streichen. che ❚

KURZ NOTIERT

Wenn die
Freunde
mithören
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Auf dem Papier ist die Sache völlig klar: Die
EU darf sich in den Energiemix der Mit-
gliedsstaaten nicht einmischen. Ob ein
Land Atomkraft einsetzen will, kann es sou-
verän entscheiden, betont Energiekommis-
sar Günther Oettinger immer wieder gerne.
Jedes Land darf also selbst darüber bestim-
men, ob es seine Energieversorgung mittels
Kohle, erneuerbaren Energien oder aus
Atomstrom sichern will. Die Europäischen
Verträge definieren die Kompetenzen der
EU im Bereich Energie sehr genau.
Umso größer war die Aufregung, als im Ju-
li ein Entwurf für die künftigen Leitlinien
zur Subventionierung von erneuerbarer
Energie bekannt wurde, die EU-Wettbe-
werbskommissar Joaquín Almunia im No-
vember vorlegen will. Weil Subventionen
für Atomkraft darin ausdrücklich erwähnt
wurden, witterten Nichtregierungsorganisa-
tionen wie Greenpeace und die Grünen-
Fraktion im Europäischen Parlament eine
heimliche Bevorzugung der Atomkraft.
Auch die Bundesregierung sowie die öster-
reichische Regierung protestierten damals
heftig.

Kritik aus Berlin Vor allem wegen der lau-
ten Kritik aus Berlin entschied sich Almu-
nia, die Kernkraft komplett aus dem Doku-
ment zu streichen. Er möchte nicht in den
Verdacht kommen, Subventionen für  Kern-
kraft zu fördern.
Almunias Entscheidung bedeutet freilich
nicht, dass Atomkraft in Europa nicht mehr
subventioniert werden darf. Denn staatliche
Zuschüsse für den Neubau von Kernkraft-
werken regelt der Euratom-Vertrag aus dem
Jahre 1957 – und erlaubt sie ausdrücklich. 

Allerdings bedeutet dies wiederum auch
nicht, dass EU-Mitgliedstaaten den Neubau
von Kernkraftwerken nach Gusto bezu-
schussen dürfen. Die EU-Kommission darf
die Beihilfen prüfen. Almunia hat Anfang
Oktober bereits zu Protokoll gegeben, dass
er dies im Fall der neuen Kernkraftwerke in
Großbritannien tun werde. Er warte darauf,
dass die britische Regierung ihm konkrete
Pläne vorlege. 
Die britische Regierung verhandelt aktuell
mit dem französischen Konzern Electricité

de France (EDF) über den Bau und den Be-
trieb von zwei neuen Meilern in Hinkley
Point im Südwesten Englands. Wenn alle
Planungen eingehalten werden, könnte das
neue Kraftwerk in zehn Jahren ans Netz ge-
hen. Der Neubau soll definitiv erst im kom-
menden Jahr beschlossen werden. Geplant
ist derzeit, dass die Anlage rund sechs Mil-
lionen britische Haushalte mit Strom ver-
sorgen wird. Die Kosten für das Bauprojekt
belaufen sich auf rund 16 Milliarden Pfund
(rund 19 Milliarden Euro). Mit der Ent-

scheidung setzt die britische Regierung trotz
des deutschen Atomausstiegs und ungeach-
tet der Atomkatastrophe im japanischen Fu-
kushima auf eine Renaissance des Atom-
stroms.  Die Energiestrategie wird von den
drei großen Parteien des Landes unterstützt.
Eingeleitet wurde sie bereits 2008 von der
Labour-Regierung. Nennenswerten Wider-
stand in der Bevölkerung oder eine kritische
Berichterstattung der Medien gibt es bislang
nicht. Das könnte auch daran liegen, dass
Großbritannien in Sachen Atomenergie ei-

ne lange Tradition hat: 1956 wurde bei Sel-
lafield der erste kommerzielle Atomreaktor
in Betrieb genommen. Derzeit sind in
Großbritannien 16 Atomkraftwerke am
Netz, davon sollen nach Angaben der World
Nuclear Association bis zum Jahr 2020 ins-
gesamt elf Meiler abgeschaltet werden. Die
Tatsache, dass seit 1995 in Großbritannien
keine neuen Atomkraftwerke mehr gebaut
wurden und viele Meiler der ersten Genera-
tion stillgelegt werden mussten, führte da-
zu, dass der Anteil des Atomstroms an der
britischen Energieversorgung von 25 Pro-
zent Ende der 1990er- Jahre auf 18 Prozent
im Jahr 2013 gesunken ist. 
Wie viele Deutsche klagen auch die Briten
über heftig gestiegene Preise für Heizkosten
und Strom. Neben einer zuverlässigen Ver-
sorgung mit Grundlaststrom müssen sie
auch ihren Verpflichtungen im Rahmen der
Europäischen Klimaschutzziele nachkom-
men. Da in Großbritannien nur zwölf Pro-
zent des Stroms aus erneuerbaren Energien
erzeugt werden, gilt der Bau neuer Atom-
kraftwerke als Alternative zum Ausbau er-
neuerbarer Energien – und wird wie sie
ebenfalls subventioniert. 
Im Fall des Neubaus in Hinkley haben Bri-
tische Medien über einen Langfristvertrag
berichtet, der 35 bis 40 Jahre laufen soll und
EDF einen sehr hohen Strompreis sichern
würde. Es gab Spekulationen, dass der ver-
sprochene Preis dem Doppelten des aktuel-
len Durchschnitts entsprechen würde, was
19 Prozent höher wäre als der Preis, der ge-
genwärtig für Windenergie gezahlt wird.
Der britische „Guardian“ hatte berichtet,
dass EU-Energiekommissar Oettinger das
Vorhaben als Planwirtschaft im „Sowjet-
Stil“ kritisiert habe. 
Es gilt als relativ sicher, dass solche üppigen
Aufschläge in Brüssel nicht genehmigt wür-
den. Andererseits dürfte der Neubau von
Meilern in Großbritannien ohne Zuschüsse
nicht rentabel sein. Im vergangenen Jahr ha-
ben mehrere Energiekonzerne, darunter

auch die deutschen Unternehmen Eon und
RWE britische Kernkraftprojekte ad acta ge-
legt, weil sie offenbar keine interessante
Rendite versprachen.
Energiekommissar Oettinger will in diesem
Herbst Vorschläge für die einheitliche Haf-
tung von Kernkraftwerken vorlegen, die die
Branche umwälzen könnten. Bisher existie-
ren in diesem Bereich ausschließlich natio-
nale Regeln, die aber sehr stark variieren. In
Frankreich haften die Betreiber nur für 91,5
Millionen Euro je Kraftwerk. In Deutsch-
land müssen sie eine Deckungsvorsorge für
Unfälle von 2,5 Milliarden Euro nachwei-
sen, die zum Großteil durch eine gegensei-
tige Garantieerklärung der Energieversorger
geleistet wird. Kritiker halten diese Summen
für viel zu niedrig und sprechen von einer
impliziten Subventionierung von Atom-
kraft. 

Neue AKWs geplant Ungeachtet dessen
gibt es auch in anderen europäischen Län-
dern Pläne für den Bau weiterer Kernkraft-
werke. Nach Informationen der World Nu-
clear Association plant Polen derzeit sechs
neue Meiler, während in Rumänien und
Tschechien jeweils zwei neue Atomkraftwer-
ke gebaut werden sollen. Frankeich will den
Anteil von Atomstrom von derzeit 75 Pro-
zent auf 50 Prozent senken, setzt aber wei-
ter auf Atomkraft. Derzeit baut Frankreich
in Flamanville ein neues Atomkraftwerk.
Die ursprünglich dafür geplanten Kosten
sind in Höhe von 3,3 Milliarden Euro sind
auf 8,5 Milliarden Euro gestiegen. Obwohl
der Großteil der insgesamt 58 Atomreakto-
ren in den Jahren zwischen 1978 und 1989
erbaut wurde, will die französische Regie-
rung deren Laufzeit von 40 auf 50 Jahre ver-
längern, berichtet die Zeitung „Journal du
Dimanche“.  Überall in Europa bleibt zu-
dem eine Frage weiter ungelöst: wie, wo und
zu welchen Kosten in Zukunft Lagerstätten
für den anfallenden Atommüll gebaut wer-
den sollen. Annette Sach/Silke Wettach ❚ 

Renaissance der Atomkraft in Europa  
ENERGIE EU streitet über Subventionierung von Kernkraftwerken. Großbritannien baut erstmals seit knapp zwei Jahrzehnten wieder neue Meiler. Projekte auch in anderen EU-Ländern

D
ass es den meisten Kom-
munen in Deutschland
finanziell nicht sehr gut
geht, ist  bekannt. Dass es
den Städten und Ge-
meinden im Ruhrgebiet

aber besonders schlecht geht und dass da-
ran zu einem nicht unerheblichen Teil die
Energiewende Schuld hat, wird bei den zur
Zeit laufenden Koalitionsverhandlungen
für die nächste Bundesregierung  noch zu ei-
nem wichtigen Thema werden. Dafür bürgt
allein schon die nordrhein-westfälische Ver-
handlungsführerin, Ministerpräsidentin
Hannelore Kraft, die für die SPD im ge-
meinsamen Koalitionsausschuss das Thema
Energiepolitik vertritt. 
Wie es dabei mit der Energiewende weiter-
geht, entscheidet sich nicht in Bayern oder
Baden-Württemberg, sondern in den Kri-
senkommunen des Ruhrgebiets. Dort sieht
es zur Zeit gar nicht gut aus. Schon seit Jah-
ren entgleiste in einer Stadt nach der ande-
ren der Etat. Seitdem müssen sich die Käm-
merer mit den Feinheiten von Haushaltssi-
cherungskonzepten auseinandersetzen.
Trost spendeten in der Ver-
gangenheit stets die RWE-
Aktienpakete, weil viele
Städte und Gemeinden bis
heute Beteiligungen an dem
Essener Stromriesen halten.
Die Dividendenzahlungen
spülten so Jahr für Jahr zu-
verlässig Millionen Euro in
die klammen Kassen. Doch
während in Bayern ganze
Dörfer unter hoch subven-
tionierten Sonnenkollekto-
ren verschwinden, bekom-
men viele Städte an Rhein und Ruhr nun die
Krise der Energiekonzerne zu spüren. 

Einsparungen geplant Denn der Druck
wächst. Ökostrom aus Wind und Sonne ver-
drängt zunehmend die Energie aus konven-
tionellen Anlagen und drückt wegen des
großen Angebots den Strompreis an der
Börse. Wegen der Ökostrom-Förderung sind
zudem die Großhandelspreise binnen zwei
Jahren um ein Drittel eingebrochen. Viele
konventionelle, fossile Kraftwerke werden
so zunehmend unrentabel, obwohl Gas-
und Kohleanlagen zur Versorgungssicher-
heit nötig sind. Die Konzerne wollen des-
halb bis zu 20 Prozent ihrer Kraftwerkska-
pazitäten in den nächsten Jahren dauerhaft
oder vorübergehend still legen. Das Ma-
nagement des Essener Energie-Konzerns
bringt zudem einen dreijährigen Verzicht
auf Lohnerhöhungen für die Mitarbeiter ins
Gespräch. RWE-Chef Peter Terium hat sich
für das kommende Jahr Einsparungen im
Umfang von einer Milliarde Euro vorge-
nommen. Auch über 2014 hinaus soll ge-
spart werden. Doch der Umbau der Branche

könnte sogar noch größer ausfallen als bis-
lang bekannt wurde. Arbeitnehmervertreter
fürchten, dass das Unternehmen von heute
70.000 Beschäftigten – 40.000 davon in
Deutschland – durch Stellenabbau und Ver-
käufe auf 50.000 schrumpfen könnte. Kurz-
fristig war sogar vor kurzem von einem vor-
zeitigen Aus für den Braunkohletagebau
Garzweiler-II die Rede. 

Dividende halbiert Grund genug für den
RWE-Vorstand, vor wenigen Tagen auch ei-
ne Halbierung der Dividende für 2013 auf
einen Euro zu beschließen. In den nächsten
Jahren soll ebenso weniger Gewinn ausge-
schüttet werden. Eine bittere Entscheidung:
Seit Anfang 2008 haben sich die Börsenwer-
te der beiden größten deutschen Strompro-
duzenten regelrecht atomisiert. Eon büßte
bis zum Sommer 70 Milliarden Euro oder
drei Viertel des Wertes vom Januar 2008 ein.
Ähnlich dramatisch verloren langjährige
RWE-Aktionäre fast 50 Milliarden Euro. Al-
lein die kommunalen Eigentümer, Städte
wie Dortmund oder Mülheim, die zusam-
men rund 24 Prozent halten, müssen auf

Einnahmen von insgesamt
150 Millionen Euro verzich-
ten.  
Die Stadt Bottrop etwa teil-
te mit, Kämmerer Willi Loe-
ven hoffe, dass die angekün-
digte Halbierung der Divi-
dende „von der nächsten
Aktionärsversammlung
nicht akzeptiert wird“. Die
Stadt rechnet mit Minder-
einnahmen von bis zu
500.000 Euro. Bottrop habe
„einfach nicht das finanziel-

le Fettpolster, um solche Mindereinnahmen
problemlos wegstecken zu können“. Die
Dortmunder Stadtwerke DSW 21 erhalten
19 Millionen Euro weniger als 2012. Sie hat-
ten zuletzt rund 38,8 Millionen Euro von
RWE als Dividende erhalten. Gleiches gilt
für Essen. Und auch Mülheim muss auf
zehn Millionen verzichten. Und in Ober-
hausen fehlen künftig wohl mehr als 1,3
Millionen Euro durch die Dividendenkür-
zung. Auch der Kreis Mettmann hält seine
RWE-Anteile über die örtlichen Verkehrsbe-
triebe. „Von den Einnahmen aus den Divi-
denden werden Busse bestellt“, erläutert
Kreisdirektor Martin Richter. Künftig stehe
für die Busse nur noch eine Million Euro zur
Verfügung, statt zwei Millionen Euro in der
Vergangenheit. „Es sind gerade die Städte
im Ruhrgebiet, die ohnehin schon hoch ver-
schuldet sind, die von dieser Dividenden-
Kürzung betroffen sind“, sagt Gerd Lands-
berg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Städte- und Gemeindebunds (DStGB). „Die
Situation ist so dramatisch, dass jede Einbu-
ße ein schwerer Schlag ist.“ Für den Dort-
munder DSW-21-Chef Guntram Pehlke ist

deshalb die Konsequenz klar:  „Die verfehl-
te Energiemarktpolitik der Bundesregierung
muss nach der Bundestagswahl zwingend
korrigiert werden.“ 
Bei den betroffenen Kommunen stößt die
Kürzung der RWE-Dividende deshalb auch
auf harsche Kritik. „Ich sehe derzeit keine
Chance, die neu entstehende Deckungslü-
cke 2014 zu schließen“, klagte etwa Mül-
heims Kämmerer Uwe Bonan. Hinzu kä-
men bei vielen kommunalen Anteilseig-
nern nämlich noch  Abschreibungen. Viele
Städte hätten RWE-Aktien noch zu viel hö-
heren Kursen in ihren Büchern stehen. Fein
raus ist dagegen Düsseldorf: Die Stadt hat-
te ihre RWE-Papiere rechtzeitig vor ein paar
Jahren zu einem guten Preis verkauft und
zum Schuldenabbau genutzt. 80 Euro

konnte die Landeshauptstadt damals pro
Aktie erzielen. Derzeit ist eine RWE-Aktie
weniger als 25 Euro wert. 

Drohende Katastrophe Der Tonfall in
Nordrhein-Westfalens Städten klingt somit
dramatisch. Und er erreicht die nordrhein-
westfälische Landesregierung. Die nackte
Not schlage ihm derzeit entgegen, so lässt
sich NRW-Wirtschaftsminister Garrelt Duin
(SPD) in der Wirtschaftswoche zitieren,
wenn er mit Kämmerern spreche. „Die Städ-
te werden eine Sparorgie hinlegen müssen,
die ihresgleichen sucht. Wenn dort richtig
die Verluste von den Kraftwerken rein reg-
nen und die Städte Wertberichtigungen vor-
nehmen müssen, dann wird das eine Kata-
strophe. Da schließt dann auch noch das

letzte Hallenbad, weil die Kraftwerke so ho-
he Verluste produzieren“, glaubt Duin. „Die
dramatische Lage bei RWE zeigt, dass die
Energiewende ohne staatliche Hilfe für
Kohlekraftwerke nicht gelingen kann“,
schlussfolgert deshalb der SPD-Politiker:
„Wir brauchen finanzielle Unterstützung
für bewährte konventionelle Kraftwerke wie
die von RWE.“ Er fordert unter anderem
sechs Milliarden Euro an Subventionen für
die Betreiber fossiler Kraftwerke. 
Damit dürften die Sorgen nordrhein-west-
fälischer Kommunen am Ende auch auf der
Bundesebene und den schwarz-roten Koali-
tionsverhandlungen angekommen sein.
Neuer Streit droht. Denn Kohlekraftwerke
gelten wegen ihres hohen CO2-Ausstoßes
als Klimakiller. Umweltschützer und Bünd-

nis90/Die Grünen lehnen Subventionen für
Kohlekraftwerke entschieden ab. „Union
und SPD bereiten offenbar eine große Ko-
alition der Energiewende-Blockierer vor“,
warnt etwa die Grünen-Fraktionschefin Ka-
trin Göring-Eckhardt und hat dabei vor al-
lem die nordrhein-westfälische Minister-
präsidentin Kraft im Visier, die für die SPD
die Koalitionsrunde zu Fragen der Ausge-
staltung der künftigen Energiepolitik führt.
Sie  hat sich angesichts der vielen warnen-
den Stimmen aus NRW bereits klar positio-
niert: „Entscheidend ist, dass wir neben der
Versorgungssicherheit auch die Preise für
Verbraucher und Unternehmen im Blick be-
halten.“ Christoph Birnbaum ❚ 

Der Autor ist freier Journalist in Bonn.

Kommunen als Leidtragende
ENERGIEWENDE Nordrhein-Westfalens Städte und Gemeinden beklagen fehlende Dividendenzahlungen der Energieversorger

Trotz Ausbaus der Windenergie werden konventionelle Kraftwerke zwar noch gebraucht – bei den Versorgern schmelzen aber die Gewinne.

»Die Situation
ist so drama-

tisch, dass jede
Einbuße ein

schwerer
Schlag ist.«

Gerd Landsberg, Städte-
und Gemeindebund
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EU-Energiekommissar Günther Oettinger will europaweit eine einheitliche Haftpflichtversicherung für Atomkraftwerke einführen.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Deutliches Signal: Vier Tage vor der Wahl installierte der Künstler David Cerny auf der Moldau sein ungewöhnliches Kunstwerk. Kommentieren wollte er sein Werk aber nicht. Die Geste sei bekannt und klar, sagte er.
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Zum ersten Mal werden die Parteien bei der
Europa-Wahl im kommenden Mai mit Spit-
zenkandidaten antreten. Ein personalisier-
ter Wahlkampf, so die Hoffnung, soll das
Interesse der Bürger an Europa wecken. Der
Erwartung vieler Europa-Abgeordneter, dass
der Wahlgewinner auch Präsident der EU-
Kommission werde, hat Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) allerdings schon ei-
nen Dämpfer verpasst. Sie sehe da keinen
automatischen Zusammenhang, sagte sie
beim jüngsten EU-Gipfel in Brüssel.
Die Grünen machen es besonders span-
nend. Nach dem Vorbild der deutschen Ur-
wahl werden sie ab kommenden Sonntag
Vorwahlen abhalten. Noch bis 28. Januar
können alle Europäer über 16 Jahren, die
den Grünen nahe stehen, im Internet über
die beiden Spitzenkandidaten der Öko-Par-
tei abstimmen. Allerdings muss das Duo
aus einem Mann und einer Frau bestehen,
die nicht dieselbe Nationalität haben. Am
Ende könnte das Abstimmungsergebnis al-
so leicht korrigiert werden. Aus Deutsch-
land gehen die beiden Europa-Abgeordne-
ten Rebecca Harms und Ska Keller an den
Start. Die Sozialdemokraten werden im Ja-
nuar ihren Kandidaten bestimmen, der mit
großer Wahrscheinlichkeit Martin Schulz
heißen wird. Der Präsident des Europäi-
schen Parlaments hat bereits sehr deutlich

zu verstehen gegeben, dass er seine Partei in
den Wahlkampf führen möchte. Die Linke
will mit dem Griechen Alexis Tsipras antre-
ten. Die aktuell größte Fraktion, die Konser-
vativen (EVP), tut sich bei der Kandidaten-
suche am schwersten. Sollte Jean-Claude
Juncker sein Amt als Regierungschef in Lu-
xemburg verlieren, weil dort erstmals eine
Dreier-Koalition zustande kommt, hätte er
Zeit für einen europäischen Posten. 

In Brüssel kursieren derzeit Schätzungen,
dass bei den nächsten Europawahlen bis zu
170 der insgesamt 751 Sitze des Europäi-
schen Parlaments an populistische oder of-
fen europafeindliche Parteien gehen könn-
te. Eine Partei wie die Alternative für
Deutschland (AfD), die bei der Bundestags-
wahl an der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert
war, kann sich dabei durchaus Hoffnungen
machen, ins Parlament einzuziehen, da bei
der Europawahl nach der lezten Gesetzesän-
derung nur drei Prozent notwendig sind,
um den Sprung ins Parlament zu schaffen.
Die Chefin der französischen Partei Front
National,  Marine Le Pen, hat unterdessen
angekündigt, die Rechtsaußen-Kräfte in
Europa bündeln zu wollen. Sie versucht der-
zeit rechte Politiker für eine gemeinsame
Kampagne zu gewinnen. Potenzielle Alliier-
te sind die niederländische Freiheitspartei
von Geert Wilders und die österreichische
FPÖ.  Silke Wettach ❚

Die Autorin ist Korrespondentin in Brüssel. 

Prägnante Köpfe für Europa gesucht 
EUROPAWAHL Parteien wollen erstmals mit eigenen Spitzenkandidaten antreten  

Am 25. Mai 2014 wählen die EU-Bürger
das neue Europaparlament in Straßburg.

N
ach der vorgezogenen
Neuwahl in Tschechien
kommt es zu einer erheb-
lichen Verschiebung des
Machtgefüges im Land.
Zugleich ist in der sozial-

demokratischen Partei CSSD, die als stärks-
te Kraft aus der Wahl hervorgegangen ist, ein
offener Machtkampf ausgebrochen, von
dessen Ausgang wohl die Besetzung des Am-
tes des Regierungschefs abhängt. Eine tra-
gende Rolle kommt dabei dem Staatspräsi-
denten Miloš Zeman zu: Er will offenbar
hinter dem Rücken des Partechefs eine sozi-
aldemokratische Führungsriege etablieren,
die ihm treu ergeben ist. In Tschechien
mehrt sich allerdings der Widerstand gegen
das eigenmächtige Gebaren des Präsiden-
ten. Als wahrscheinlich gilt derzeit eine
Dreierkoalition aus Sozialdemokraten, der
neu ins Parlament eingezogenen Bewegung
ANO und der kleinen christdemokratischen
Partei.
Zu den Siegern der Wahl zählen vor allem
Protestparteien und die unreformierten
Kommunisten. Letztere erzielten mit 
14,9 Prozent ihr bestes Ergebnis seit mehr
als einem Jahrzehnt. Zur entscheidenden
Kraft im Abgeordnetenhaus wurde die Par-
tei des Milliardärs Andrej Babiš, die „Allianz
der unzufriedenen Bürger“ (ANO). Sie er-
zielte aus dem Stegreif 18,7 Prozent und
landete damit als zweitgrößte Fraktion nur
knapp hinter der CSSD (20,5 Prozent).
ANO besteht mehrheitlich aus politisch un-
erfahrenen Seiteneinsteigern und verfügt le-
diglich über ein schnell zusammengestell-
tes, rudimentäres Programm. Auch die po-
pulistische Partei Usvit („Tagesanbruch“)
übersprang mit 6,9 Prozent deutlich die

Fünf-Prozent-Hürde. Insgesamt sind sieben
Parteien im Abgeordnetenhaus vertreten.
Die einstigen Volksparteien haben in der
Wählergunst deutlich eingebüßt. Die bür-
gerlich-demokratische Partei ODS, deren
Premierminister Petr Necas nach einem Ab-
hörskandal und Korruptionsvorwürfen im
Juni zurückgetreten ist, erreichte lediglich
7,7 Prozent und wurde selbst von ihrem
einstigen Juniorpartner, der Partei Top09
um den früheren Außenminister Karel
Schwarzenberg, übertroffen (12,0 Prozent).
Ein erneutes Mitte-Rechts-Bündnis, das aus
mindestens vier Parteien bestehen müsste,
ist damit unwahrscheinlich geworden.
„Die bisherigen Regierungsparteien haben
versagt und die Opposition, die sie ersetzen
sollte, auf gewisse Weise ebenso“, bilanzier-
te Präsident Miloš Zeman das Wahlergebnis
in einer ersten Reaktion. Mit dem Wort von
der Opposition zielte er vor allem auf die
Sozialdemokraten: Die CSSD hat ein histo-
risch schlechtes Wahlergebnis eingefahren,
obwohl sie noch wenige Wochen zuvor als
klare Favoritin galt. Für das angepeilte
Links-Bündnis gibt es somit keine ausrei-
chende Mehrheit; ursprünglich wollte die
CSSD unter kommunistischer Duldung re-
gieren.
In der Partei ist indes ein offener Streit um
die Führung ausgebrochen: Der stellvertre-
tende Vorsitzende Michal Hašek hat den
CSSD-Chef Bohuslav Sobotka zum Rücktritt
aufgefordert und eigenmächtig ein Ver-
handlungsteam für die Koalitionsgespräche
zusammengestellt, in dem Sobotka nicht
vertreten ist. Dieser spricht von einem
„Putsch“ und kündigte an, sein Amt weiter
auszuüben. Unterstützung bekam er auf ei-
ner spontanen Demonstration vor der Pra-

ger Burg, zu der sich einige hundert Anhän-
ger zusammengefunden haben. In dem
Führungsstreit geht es nur vordergründig
um das schlechte Wahlergebnis der Partei;
vor allem steht die künftige Ausrichtung zur

Debatte. Der Vize-Vorsitzende Hašek ist die
Führungsfigur eines Parteiflügels, der für ei-
ne bedingungslose Gefolgschaft des Staats-
präsidenten Miloš Zeman eintritt. Sobotka
hingegen vertritt ein eigenständiges Profil

der Sozialdemokraten und hat dem Präsi-
denten in der Vergangenheit mehrfach Pa-
roli geboten. Kilian Kirchgeßner ❚ 

Der Autor ist freier Korrespondent in Prag. 

TSCHECHIEN Etablierte Kräfte mussten erhebliche Verluste hinnehmen. Führungsstreit bei Sozialdemokraten 

Sieg der Protestparteien

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

�

Ja, ichmöchte weitere Informationen und Angebote per E-Mail oder Telefon vom Freitag erhalten.

Diese Einwilligung kann ich jederzeit widerrufen.

Hat mich der Freitag überzeugt undmöchte ich anschließend weiter lesen, brauche ich nichts zu tun. Ich erhalte den Freitag

dann jeweils donnerstags zum Vorzugspreis von zzt. 3,10 € pro Ausgabe statt 3,60 € am Kiosk. Ich spare dabei rund 14% und

erhalte ein Schreibset von Faber Castell geschenkt. Bis zum 31.12.13 verlost der Freitag unter allen Einsendern 3× ein iPadmini

imWert von je 459 €.

Möchte ich den Freitag nicht weiterlesen, schicke ich vor Erhalt der 3. Ausgabe eine schriftliche Information per E-Mail an

service@abo.freitag.de oder per Post an der Freitag Kundenservice, PF 11 04 67, 20404 Hamburg.

Vor- / Nachname

Straße /Hausnummer

PLZ / Ort

E-Mail

Telefon

UnterschriftDatum �

Ja, ich teste den Freitag 3Wochen kostenlos!�

Geburtsdatum

D
F
13
-1
7
2
W
T
D
F
D
P

Testen Sie
jetzt den Freitag!
Die unabhängige Wochenzeitung für Politik, Kultur und Haltung.

3Wochengratis

Fax

040 3007-857055

Telefon

040 3007-3510

Post

Der Freitag

Postfach 11 04 67

20404 Hamburg

Internet

www.freitag.de/testen

Ausgezeichnet von:

S
O

C
IE

T
Y

FOR NEWS DESIG
N

2
0

0
9

A
W

ARDWINNER

Liebe Leserinnen und Leser,
der Freitag ist eine kritische Wochenzeitung,die fürmutigen und unabhängigen Journalismus
mit Haltung steht. In einer Zeit, in der alles in dieMitte rückt, vor allem die politischen Parteien, sorgtder Freitag für Kontraste.

Überzeugen Sie sich selbst von einem überraschenden
undmutigenMedium.Testen Sie jetzt den Freitag
drei Wochen kostenlos!

Herzlich, Ihr

Jakob Augstein,

Verleger und Chefredakteur des Freitag

www.freitag.
de/testenJetzt 1 von 3 iPad mini gewinnen

!

Anzeige

Kirchners
Wahlschlappe 
ARGENTINIEN Viele internationale Medien
haben nach den Parlamentswahlen am
Sonntag vor einer Woche das „Ende der Ära
Kirchner“ in Argentinien eingeläutet. Wer
jedoch die argentinischen Tageszeitungen
las, konnte unterschiedliche Botschaften
finden: „Schlimmste Wahlniederlage seit
zehn Jahren“, schrieb die oppositionelle
Zeitung Clarín. „Die Regierung hat nach wie
vor die Mehrheit im Parlament“, freute sich
das regierungsfreundliche Blatt página12.
Diese Interpretation der Wahlergebnisse er-
innert an die Parlamentswahlen im Jahr
2009, bei denen der Kirchnerismus eben-
falls herbe Stimmverluste einfuhr und die

Opposition den
Anfang vom Ende
der „Regierung K“
einläutete. Dann
starb Ex-Präsident
und Kirchner-Ehe-
mann Néstor an
Herzversagen. 2011
gewann Cristina -–
das ganze Land
nennt sie beim Vor-
namen – die Präsi-
dentschaftswahlen
im ersten Wahlgang
mit absoluter
Mehrheit. 

Klar ist, dass die Regierung aus den Parla-
mentswahlen am Sonntag geschwächt her-
vor geht. Es war das erklärte Ziel von Cristi-
na Kirchner, in beiden Parlamentskammern
eine Zwei-Drittel-Mehrheit zu erreichen,
mit der die Präsidentin eine Verfassungsän-
derung für eine erneute Wiederwahl hätte
durchsetzen können. Dieses Ziel wurde weit
verfehlt, der Kirchnerismus erhielt einen
Gesamtanteil der Stimmen von nur 33 Pro-
zent. Die Mehrheitsverhältnisse im Parla-
ment ändern sich jedoch nur leicht: Seit
Sonntag stellt der Kirchnerismus noch 40
statt wie bisher 43 der 72 Senatoren – und
bleibt damit weiterhin stärkste Kraft. Im Ab-
geordnetenhaus hielten die Kirchner-Partei
Frente para la Victoria (FPV) und die ihr na-
he stehenden Parteien vor den Wahlen 127
von 257 Sitzen, nun werden es drei Sitze
mehr sein. Aufgrund einer Hirnblutung war
die Präsidentin selbst in den letzten Wo-
chen als Wahlkämpferin ausgefallen. Sie
trat auch am Sonntag nicht vor die Kame-
ras, weil sie sich von den Folgen einer Ope-
ration erholt. 

Feind staat Freund Der große Gewinner
der Wahlen ist Sergio Massa, bis 2009 Kabi-
nettschef der Regierung Cristina Kirchner
und heute Bürgermeister der Stadt Tigre.
Der ehemalige Freund wurde zum Feind:
Massa erreichte in der Provinz Buenos Aires,
in der fast 40 Prozent der Bevölkerung le-
ben, quasi aus dem Stand einen Stimman-
teil von 36 Prozent. Besonders schmerzhaft
dürfte für die Regierung sein, dass ein Teil
der von ihm erreichten Stimmen von der
Stammwählerschaft der Regierung kommen
könnte. Denn wie Christina sieht sich auch
Massa als Peronist, als Vertreter der politi-
schen Ideen von Juan Domingo Perón. In
den nächsten Monaten will er sich auf die
Suche nach Bündnispartnern in den argen-
tinischen Provinzen machen. Die opposi-
tionellen Medien hat Massa schon auf sei-
ner Seite. Massa könnte bei den Präsident-
schaftswahlen 2015 für die Regierung
Kirchner gefährlicher werden als ein Kandi-
dat wie Mauricio Macri, derzeit Bürger-
meister von Buenos Aires, der nur in der
Hauptstadt ausreichenden Rückhalt in der
Bevölkerung hat. Karen Naundorf ❚ 

Die Autorin ist Korrespondentin
von weltreporter.net.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Präsidentin
Christina Kirchner
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>Else Ackermann
Bundestagsabgeordnete 1990, 1991-
1994, CDU
Am 6. November vollendet Else Ackermann
ihr 80. Lebensjahr. Die Medizinerin, Pharma-
kologin und Hochschullehrerin aus Neuenha-
gen bei Berlin schloss sich 1985 in der DDR
der CDU an. 1988 wurde sie nach kritischen
Äußerungen gemaßregelt. 1990 zog Acker-
mann  in die erste frei gewählte Volkskam-
mer der DDR ein. Im Oktober des folgenden
Jahres war sie für den ausgeschiedenen Ab-
geordneten Lothar de Maizière in den Bun-
destag nachgerückt. Dort arbeitete sie im Ge-
sundheitsausschuss sowie im Ausschuss für
Bildung und Wissenschaft mit.

>Uwe Looft
Bundestagsabgeordneter 1971-1972,
CDU
Uwe Looft wird am 7. November 75 Jahre alt.
Der Verwaltungsjurist im schleswig-holstei-
nischen Landesdienst und Rechtsanwalt aus
Trittau im Kreis Stormarn trat 1959 der CDU
bei, war dortiger Kreisvorsitzender und 
Mitglied des Landesparteiausschusses
Schleswig-Holstein. Von 1968 bis 1971 am-
tierte er als Geschäftsführer der CDU-Land-
tagsfraktion in Kiel. Im Oktober 1971 war
Looft für den gestorbenen Abgeordneten 
Will Rasner in den Bundestag nachgerückt.
Er gehörte dem Ausschuss für Städtebau und
Wohnungswesen an.

>Ulrich Steger
Bundestagsabgeordneter 1976-1984,
SPD
Am 8. November begeht Ulrich Steger seinen
70. Geburtstag. Der promovierte Volkswirt
und Hochschullehrer wurde 1963 SPD-Mit-
glied, war von 1975 bis 1984 stellvertreten-
der Vorsitzender des Unterbezirks Reckling-
hausen und Mitglied der Energiekommission
beim SPD-Parteivorstand. Von 1984 bis 1987
amtierte Steger als hessischer Minister für
Wirtschaft und Technik. Im Bundestag arbei-
tete der Direktkandidat des Wahlkreises
Recklinghausen II im Ausschuss für For-
schung und Technologie sowie im Bildungs-
ausschuss mit.

>Klaus Röhl
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
FDP
Am 12. November begeht Klaus Röhl seinen
80. Geburtstag. Der bis 1989 parteilose pro-
movierte Chemiker aus Berlin schloss sich in
jenem Jahr der FDP in Ost-Berlin an und war
Mitbegründer seiner Partei in der DDR.
Seit 1990 gehörte er dem Landesvorstand
Berlin an und wurde stellvertretender FDP-
Landesvorsitzender. Röhl engagierte sich in
beiden Wahlperioden im Verkehrsausschuss
und war dessen stellvertretender Vorsitzen-
der von 1990 bis 1994. Von 1994 bis 1998
war er FDP-Obmann im Untersuchungsaus-
schuss „Veruntreutes DDR-Vermögen“

>Wilhelm Nölling
Bundestagsabgeordneter 1969-1974,
SPD
Am 17. November vollendet Wilhelm Nölling
sein 80. Lebensjahr. Der promovierte Volks-
wirt und Hochschullehrer trat 1964 der SPD
bei, war von 1974 bis 1982 Gesundheits-,
Wirtschafts- beziehungsweise Finanzsenator
in Hamburg und stand von 1982 bis 1992 an
der Spitze der dortigen Landeszentralbank.
Der Direktkandidat des Wahlkreises Eimsbüt-
tel gehörte in beiden Wahlperioden dem Aus-
schuss für Arbeit und Sozialordnung an.

>Heinz Dieter Eßmann
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
CDU
Am 17. November wird Heinz Dieter Eßmann
75 Jahre alt. Der Betriebswirt und Werbe-
kaufmann aus Wolfenbüttel schloss sich
1966 der CDU an und war Mitglied des Nie-
dersachsenrats der Jungen Union. Mehrere
Jahrzehnte engagierte sich Eßmann als 
Ratsherr seiner Heimatstadt und gehörte von
1968 bis 1995 dem Kreistag in Wolfenbüttel
an. Von 1974 bis 1996 amtierte er zudem 
als Bürgermeister von Wolfenbüttel. Im Bun-
destag arbeitete Heinz Dieter Eßmann im In-
nenausschuss mit. bmh ❚

Lautes Kinderlachen hallt durch den Flur, an den Wänden
hängen selbstgemalte Bilder, davor stehen Tafeln und
Spielzeuge. Eine Gruppe Jungen und Mädchen  kommt
den Gang entlang, alle sind verkleidet. Prinzessinnen in ro-
sa Kleidchen sind darunter, Prinzen mit Krone, ein Vam-
pir. Viele Gesichter sind geschminkt, schließlich ist gerade
Halloween. Draußen geht es ebenfalls wuselig zu. Mit Ja-
cken und Mützen dick verpackt, spielen die Kinder im
Sandkasten oder auf dem Klettergerüst. Zwei Jungs sitzen
auf der Schaukel, davor hat sich eine Schlange gebildet.
„Ich will auch mal schaukeln“, sagt ein Mädchen in Gum-
mistiefeln trotzig. „Die Kinder lieben die Schaukeln“, sagt
Astrid Bahr, „davon könnten wir viel mehr haben.“ 
Bahr ist Erzieherin und leitet die Kindertagesstätte des Bun-
destages. Zusammen mit 26 anderen Männern und Frau-
en betreut sie hier 120 Kinder im Alter von sechs Monaten
bis zum Schuleintritt. Insgesamt können bis zu 162 Kin-
der aufgenommen werden. Die Kita steht allen Mitarbei-
tern der Bundestagsverwaltung, Beschäftigten von Abge-

ordneten, der Fraktionen und den Parlamentariern selbst
offen. „Wir sind eine ganz normale Kindertagesstätte“, be-
tont Bahr den Status ihrer Einrichtung, „wenn auch ein
Exot innerhalb der Verwaltung.“ Der einzige Unterschied
zu städtischen oder konfessionellen Einrichtungen sei,
dass Anmeldungen quartalsweise angenommen würden
und sich die Öffnungszeiten an den Arbeitszeiten des Bun-
destages orientierten. In den Wochen, in denen das Parla-
ment tagt, ist die Kita eine Stunde länger geöffnet, nämlich
bis halb sieben. 
Die Kindertagesstätte des Bundestages geht auf eine Initia-
tive von Annemarie Renger (SPD) zurück. Damit die Frau-
en in der Verwaltung des Parlamentes bald wieder arbeiten
konnten, wurde 1970 die Kindertagesstätte des Bundesta-
ges in Bonn eröffnet. Nach dem Umzug des Parlamentes
nach Berlin wurde 1999 auch hier eine Kita gebaut, nörd-
lich des Paul-Löbe-Hauses des Bundestages, direkt neben
der Spree. Beim Neubau wurde dabei auf den spielerischen
Charakter des Gebäudes geachtet: farbige Wände, niedrige

Aufbauten und Bullaugen auf verschiedenen Höhen in
den Türen, damit auch die Kleinen durchsehen können.
Die Idee für die Architektur stammt vom Wiener Architek-
ten Gustav Peichl, der das Haus als „futuristisches Kasper-
le-Theater“ beschrieb. Die Architektur weckt Assoziationen
an ein Schiff, wozu auch die blaue Außenfarbe passt. Selbst
das Dach ist ein Spielplatz, mit Rasen, einem Baum und
vier farbigen Kobold-Figuren – Kunst am Bau. 
Momentan sind die Kinder in elf Gruppen eingeteilt, da-
von sechs mit Kleinkindern und fünf mit Kindern ab dem
Kindergartenalter. „Alle Gruppen haben sich ihre Namen
selbst gegeben“, erzählt Bahr, „da haben wir die Spatzen,
Raupen, Kleckse und Fledermäuse, alles ist dabei.“ Die
Kleinen haben ein volles Programm: Spielgruppen, Lese-
und Musikstunden, Bewegungstraining und natürlich Mit-
tagsschlaf stehen auf dem Plan. Astrid Bahr mag ihren Be-
ruf, seit 1976 arbeitet sie schon in der Kita. Ihre schönste
Erinnerung? „Als ich einmal gefragt wurde: Hast du auch
eine Mama und einen Papa?“ Julian Burgert ❚

»Hast du auch eine Mama und einen Papa?«

ORTSTERMIN: DIE KINDERTAGESSTÄTTE DES BUNDESTAGES

»Rhetorisch
miserabel«
11. November 1988: Bundestagspräsi-
dent Jenninger tritt zurück Wird in
Deutschland über die Zeit des National-
sozialismus geredet, sollten unglückliche
Formulierungen oder missverständliche
Zwischentöne vermieden werden. Diese
Erfahrung musste Philipp Jenninger
(CDU) machen. Anlässlich des 50. Jah-
restags der Reichspogromnacht hielt der
damalige Bundestagspräsident bei einer
Gedenkstunde im Parlament am 10. No-
vember 1988 eine Rede, die ihn zum
Rücktritt zwang. Jenninger hatte die Na-
zi-Herrschaft als „Faszinosum“ bezeich-
net und Zitate aus der NS-Zeit verwendet,
ohne sich klar davon zu distanzieren und
– so die öffentliche Meinung – das nöti-

ge Maß an Betroffenheit zu zeigen. Eini-
ge Abgeordnete verließen während der
Rede das Plenum. Die Grünen-Abgeord-
nete Jutta Oesterle-Schwerin machte ih-
rem Ärger noch am selben Tag in einer
persönlichen Erklärung vor dem Bundes-
tag Luft. Als sie allerdings unterstellte,
dass „der Antisemitismus auch im Her-
zen von vielen Mitgliedern dieses Hauses
noch vorhanden“ sei und Jenninger per-
sönlich angriff, wurde ihr das Wort ent-
zogen und die Sitzung unterbrochen. 
An Jenningers Integrität bestand zwar
kein Zweifel, doch die heftigen Proteste
im In- und Ausland kosteten ihn schließ-
lich das Amt. Nur einen Tag später trat er
mit dem Bedauern, Gefühle verletzt zu
haben, zurück. 1995 nannte der  Vorsit-
zende des Zentralrats der Juden, Ignatz
Bubis, die Rede „über weite Strecken her-
vorragend“, aber „rhetorisch miserabel
gehalten“. Ein Rücktritt sei nicht notwen-
dig gewesen. Benjamin Stahl ❚

Nicht nur Fossilien oder Diktatu-
ren wie in Nordkorea zeigen
sich im Zustand der Versteine-
rung. Auch Demokratien wie

in Deutschland befinden sich derzeit in ei-
ner besonderen Lage – zumindest die Bun-
desregierung. Sie ist nach der Wahl und vor
der Koalitionsbildung nur noch geschäfts-
führend im Amt. „Versteinerungsprinzip“
nennen Juristen bedeutungsschwer dieses
Interregnum zwischen den Legislaturperi-
oden. Kein neuer Minister darf nun er-
nannt werden, aber keiner auch zurücktre-
ten. Und der Bundespräsident ist in diesen
Zeiten etwas mächtiger als sonst, weil auf
sein „Ersuchen“ hin die bisherige Regie-
rung unter Angela Merkel (CDU) ge-
schäftsführend weiterregieren muss, bis es
einmal eine Nachfolgeregierung gibt. 
So kann die eingekapselte Bundesregie-
rung Verantwortung nicht mehr abgeben.
Damit können unsere Minister aber auch
emporwachsen. Die Zwischenzeit bietet ih-
nen ungeahnte Profilierungschancen.
Schon hat Außenminister Guido Wester-
welle (FDP) den US-Botschafter mal eben
bei sich „einbestellt“ – wohl gemerkt den
Vertreter der Weltmacht Nummer 1 und
unseres besten „Freundes“. Das hat sich ein
deutscher Außenminister noch nie getraut.
Wirklich wegen US-Abhöraktionen bei
Merkels Handy oder etwa, weil sich Guido
noch mal richtig profilieren wollte? 
Und was kommt noch an diplomatischen
Eskalationen, nur weil sich unsere ge-
schäftsführenden Minister jetzt besonders
unersetzlich und wichtig zeigen wollen?
Botschaftereinbestellungen sind bekannt-
lich drei Stufen vor einem Krieg. Das kann
ja richtig gefährlich werden. Alpträume
kommen auf – in Belgien dauerte eine Re-
gierungsbildung nach einer Wahl einmal
535 Tage. Nein, die Regierung in Berlin
muss bald „entsteinert“ werden. Nur so le-
ben wir ungefährlicher. Hans Krump ❚

Unbilden der
Versteinerung

PERSONALIA
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VOR 25 JAHREN ...

Philipp Jenninger (CDU) hielt die Rede
zum Jahrestag der Reichspogromnacht.

Astrid Bahr leitet die Kindertagesstätte des Bundestages. Hier werden bis zu 162 Kinder von Mitarbeitern der Verwaltung, der Fraktionen oder der Abgeordneten betreut.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 18.11.2013
Sondersitzung zur NSA-Abhöraffäre
(Mo)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 44 vom 28.10.2013,
„Handy-Gate“ auf Seite 13:
Die Abhöraffäre zeigt einerseits eine naive
Bundesregierung und andererseits eine
amerikanische Administration, die das Pro-
blem der Deutschen nicht verstehen will. 
Es ist die Arroganz einer Weltmacht und die
Einstellung, dass nur wir – die Amerikaner
– den Weltfrieden sichern können und da-
für sind uns alle Mittel gegeben und auch
nicht zu hinterfragen. 
Das Problem ist allerdings, dass sich seit der
Wiedervereinigung Deutschlands 1989/90
und dem Zerfall des Ostblocks die deut-
schen und europäischen Verhältnisse
grundlegend verändert haben. Die USA wol-
len aber ihre politische und wirtschaftliche
Position weiterhin sichern und ausbauen.

Ein Ziel, das nur durch illegal gewonnene
Informationen zu erreichen ist. Dazu wur-
den verhältnismäßig kleinen Gruppen ein
großes Machtpotenzial in einem anschei-
nend rechtsfreien Raum übertragen. Seit
dem Anschlag auf das World Trade Center
im Jahr 2001 kam ein gesteigertes Sicher-
heitsbedürfnis in den USA hinzu, mit dem
von amerikanischer Seite so ziemlich alle
Maßnahmen gerechtfertigt werden. 
Wie belastet das jetzige politische Verhältnis
zwischen Deutschland und den USA durch
das Handy-Gate ist, wird auf beiden Seiten
sichtbar. Im offiziellen Sprachgebrauch
spricht man immer häufiger von „Partnern“
und nicht mehr von „Freunden“. Berlin war-
tet auf die Stunde der Wahrheit, um der
transatlantischen Distanzierung zu entge-

hen. Wird es aber eine Rückkehr zur alten
deutsch-amerikanischen Freundschaft ge-
ben? Wir sind gespannt.

Hans-Dieter Seul, 
Berlin

Zur Ausgabe 44 vom 28.10.2013, „Gera-
de mal zwölf Minuten“ auf Seite 6:
Ich muss mich den im Artikel geäußerten
Vorschlägen Gregor Gysis anschließen: Das
Grundgesetz sollte geändert werden und der
Opposition eine Normenkontrollklage vor
dem Bundesverfassungsgericht zugestanden
werden, wenn dies von allen Oppositions-
fraktionen angestrebt wird. Dies sollte auch
für eine Subsidiaritätsklage vor dem Euro-
päischen Gerichtshof gelten. Ich würde so-
gar noch darüber hinaus gehen und fordern,

dass jeder Oppositionspartei alle Rechte der
Opposition zustehen sollten, unabhängig
davon, wie groß die Vertretung der Partei im
Parlament ist. 
Eine Einschränkung allerdings akzeptiere
ich: Die Rechte sollten durchaus an den Sta-
tus der Fraktion gebunden sein. Das wäre je-
doch keine allzu hohe Hürde. Abgesehen
von der PDS in der Legislaturperiode 2002
bis 2005, in der diese nur mit zwei Direkt-
mandaten vertreten war, war dies bisher
noch immer der Fall. 
Natürlich ist eine große Mehrheit im Bun-
destag für die Regierung nicht per se
schlecht. Ganz im Gegenteil, eine Regierung
sollte und muss auch über eine ausreichen-
de Mehrheit verfügen, damit sie ihre Aufga-
be erledigen kann. Dennoch muss auch die
Opposition ihren Job erfüllen können,
nämlich die wirksame Kontrolle der Regie-
rung. Dies ist im Falle einer großen schwarz-
roten Koalition zumindest fraglich. Das sah
man am „übermächtigen Votum“ von Uni-
on und SPD beim Beschluss, die Anzahl der
Vizepräsidenten des Bundestages zu erhö-
hen. Was ist die Opposition noch wert,
wenn sie zum Beispiel ihres „schärfsten
Schwertes“ beraubt ist, der Einrichtung ei-
nes Untersuchungsausschusses?
Auch eine mögliche Große Koalition, die, wie
Umfragen zeigen, die Mehrheit der Bevölke-
rung will, darf nicht einfach „durchregieren“,
sondern muss auf die Einwände der anderen
Parteien achten. Gerade, wo gleich zwei Par-
teien knapp an der Fünf-Prozent-Hürde vor-
beigeschrammt sind und die politische Prä-
ferenzen von sieben Millionen Menschen so
nicht im Parlament vertreten sind.

Dennis Kaiser, 
per E-Mail

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

PANNENMELDER

In der Ausgabe vom 28.10.2013 ist uns in
dem Artikel „Rechte und Hürden“ auf Seite
6 ein Fehler unterlaufen. Eine Gruppe von
Abgeordneten hat Fraktionsstärke, wenn sie
fünf Prozent aller Abgeordneten umfasst
und nicht, wie im Artikel geschrieben, ein
Fünftel. In der gleichen Ausgabe ist im Arti-
kel „Zu Gast beim Diktator“ auf Seite 14 ei-
ne falsche Zahl genannt worden. Der Be-
such  Kiesingers bei Franco fand nicht vor
55 Jahren, sondern vor 45 Jahren statt.       

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 18. November.
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